
Deutscher Bundestag  Drucksache  16/10996
 16. Wahlperiode  20. 11. 2008
 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des
 Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes

 A.  Problem und Ziel

 Mit  dem  Gesetzentwurf  verfolgt  die  Bundesregierung  das  Ziel,  das  Aufstiegs-
 fortbildungsförderungsgesetz  (AFBG)  attraktiver,  zielgerichteter  und  effizienter
 zu  gestalten  und  es  damit  „fit“  für  die  Herausforderungen  der  Gegenwart  und  der
 Zukunft  zu  machen.  Zentrales  Ziel  ist  es,  die  Attraktivität  beruflicher  Aufstiegs-
 fortbildungen  weiter  zu  steigern  und  noch  mehr  Menschen  als  bisher  für  Fortbil-
 dungen  zu  gewinnen,  um  durch  eine  kontinuierliche  Höherqualifizierung  über
 alle  Altersgruppen  hinweg  dem  Fachkräftemangel  in  Deutschland  zu  begegnen,
 die  Beschäftigungsfähigkeit  der  Menschen  auf  Dauer  zu  erhalten  und  die  Wett-
 bewerbsfähigkeit Deutschlands zu sichern.

 Darüber  hinaus  soll  mit  dem  Gesetzentwurf  der  Gleichwertigkeit  von  beruf-
 licher  und  allgemeiner  Bildung  Rechnung  getragen  werden.  Nachdem  in  einem
 ersten  Schritt  strukturelle  Verbesserungen  über  das  22.  Bundesausbildungsför-
 derungs-Änderungsgesetz  vom  23.  Dezember  2007  (BGBl.  I  S.  3254)  in  der
 schulischen  und  akademischen  Bildung  erzielt  worden  sind,  sollen  in  einem
 zweiten  Schritt  strukturelle  Verbesserungen  im  Bereich  der  beruflichen  Bildung
 umgesetzt werden.

 Insbesondere  soll  durch  eine  Erweiterung  des  Anwendungsbereichs  des  AFBG,
 z.  B.  durch  die  Einbeziehung  weiterer  Aufstiegsfortbildungen  in  der  ambulanten
 und  stationären  Altenpflege,  der  Aufstiegsfortbildungen  zum  Erzieher  oder  zur
 Erzieherin  bzw.  durch  die  Einbeziehung  der  Prüfungsphase  in  die  Förderung  und
 durch  eine  Ausweitung  der  Förderung  nicht  nur  auf  die  insgesamt  erste,  sondern
 auf  die  erste  nach  dem  AFBG  geförderte  Aufstiegsfortbildung,  die  Förderung
 auf  eine  breitere  Basis  gestellt  werden.  Die  Fokussierung  der  Förderung  auf  die-
 se  Abschlüsse  sowie  die  qualitätssichernden  Anforderungen  an  die  Träger  der
 Fortbildungsmaßnahmen  sollen  im  Interesse  der  Fortbildungswilligen  und  der
 öffentlichen  Hand  dafür  sorgen,  dass  mit  diesen  Fortbildungen  gute  Erfolgsaus-
 sichten für den Arbeitsmarkt verbunden sind.

 Zudem  soll  das  Ziel  des  AFBG,  nämlich  die  tatsächliche  Höherqualifizierung
 des  Einzelnen  oder  der  Einzelnen,  stärker  in  den  Fokus  rücken.  Mit  der  Förde-
 rung  soll  zukünftig  der  Fortbildungserfolg,  also  das  Bestehen  der  Prüfung,  stär-
 ker  honoriert  werden.  Denn  Ziel  ist  es,  die  staatlichen  Mittel  möglichst  zielge-
 nau,  effektiv  und  gewinnbringend  für  den  beruflichen  Aufstieg  und  damit  auch
 für  die  Gesellschaft  einzusetzen  und  einen  Anreiz  für  den  erfolgreichen  Ab-
 schluss der Fortbildung zu schaffen.
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Ferner  soll  –  wie  im  Bundesausbildungsförderungsgesetz  (BAföG)  und  im  Drit-
 ten  Buch  Sozialgesetzbuch  (SGB  III)  –  die  soziale  und  bildungspolitische
 Situation  von  fortbildungswilligen  Ausländern  oder  Ausländerinnen  mit  dauer-
 hafter  Bleibeperspektive  in  Deutschland  (Bildungsinländer  oder  Bildungs-
 inländerinnen)  verbessert  und  ihre  Integration  durch  Erleichterung  der  beruf-
 lichen Höherqualifizierung noch stärker unterstützt werden.

 Auch  sollen  noch  stärker  als  bisher  im  AFBG  Impulse  für  die  Schaffung  und  den
 Erhalt  von  dringend  benötigten  Arbeits-  und  Ausbildungsplätzen  in  neu  gegrün-
 deten  oder  übernommenen  inländischen  Unternehmen  gegeben  werden,  um  die
 Ausbildungsplatzsituation  junger  Menschen,  ihre  Zukunftsperspektiven  sowie
 die Arbeitsmarktsituation insgesamt zu verbessern.

 Des  Weiteren  soll  die  finanzielle  Situation  der  Teilnehmer  und  Teilnehmerinnen
 mit  Kindern  an  Vollzeitmaßnahmen  während  der  Weiterbildung  verbessert  wer-
 den.

 Darüber  hinaus  sollen  mit  dem  Gesetzesentwurf  die  seit  der  Novellierung  des
 Gesetzes  von  2002  geänderten  tatsächlichen,  rechtlichen  und  bildungspoliti-
 schen  Rahmenbedingungen  berücksichtigt,  der  Vollzug  des  AFBG  erleichtert,
 die  aufgetretenen  Defizite  behoben  und  die  zwischenzeitlich  ergangene  Recht-
 sprechung umgesetzt werden.

 B.  Lösung

 Der Entwurf sieht im Wesentlichen folgende Maßnahmen vor:

 ●  Der  Anwendungsbereich  des  AFBG  soll  erweitert  werden.  Fortbildungswil-
 lige  sollen  eine  und  nicht  nur  die  erste  Aufstiegsfortbildung  gefördert  bekom-
 men.  Menschen,  die  bereits  eine  selbst  oder  anderweitig  finanzierte  Auf-
 stiegsfortbildung  absolviert  haben  und  nach  bisherigem  Recht  auf  Grund
 ihrer  vorherigen  Eigeninitiative  einen  Förderanspruch  verwirkt  haben,  sollen
 künftig  hierfür  nicht  mehr  „bestraft“  werden.  Auch  sie  sollen  für  eine  Auf-
 stiegsfortbildung eine Förderung erhalten können.

 ●  Darüber  hinaus  soll  die  Förderung  für  alle  verbessert,  dafür  aber  stärker  am
 Erfolg  der  Fortbildungsmaßnahme  orientiert  werden.  Zusätzlich  zum  bishe-
 rigen  staatlichen  Zuschuss  von  30,5  Prozent  zum  Maßnahmebeitrag  bei  Be-
 ginn  des  Lehrganges  soll  bei  Bestehen  der  Prüfung  ein  neuer  Erlass  von
 25  Prozent  auf  das  auf  die  Lehrgangs-  und  Prüfungsgebühren  entfallende
 Restdarlehen gewährt werden.

 ●  Künftig  sollen  auch  Fortbildungen  in  der  ambulanten  und  stationären  Alten-
 pflege  mit  Aufstiegscharakter  –  auch  wenn  keine  entsprechenden  landes-
 rechtlichen  Regelungen  vorliegen  –  für  eine  befristete  Zeit  förderfähig  sein,
 wenn  sie,  abgesehen  von  fortbildungsimmanenten  Unterschieden,  inhaltlich
 im  Wesentlichen  den  Weiterbildungsempfehlungen  der  Deutschen  Kranken-
 hausgesellschaft  entsprechen.  Damit  wird  die  Erwartung  verknüpft,  dass  bis
 zum  Ablauf  der  Übergangsfrist  in  allen  Ländern  entsprechende  landesrecht-
 liche Fortbildungsregelungen geschaffen werden.

 ●  Aufstiegsfortbildungen  zum  Erzieher  oder  zur  Erzieherin  sollen  ebenfalls  in
 den Förderungsbereich des AFBG fallen.

 ●  Ausländische  Fortbildungswillige,  die  bereits  langfristig  aufenthaltsberech-
 tigt  sind  oder  lange  in  Deutschland  leben  und  eine  dauerhafte  Bleibeperspek-
 tive  haben,  sollen  künftig  auch  ohne  Anknüpfung  an  eine  vorherige  Mindest-
 erwerbsdauer nach dem AFBG gefördert werden können.

 ●  Die  Erlassmöglichkeiten  für  Unternehmensgründungen  und  Unternehmens-
 übernahmen  sollen  verbessert  werden.  Künftig  soll  bei  der  Gründung  oder
 Übernahme  eines  Unternehmens  bereits  ab  der  Einstellung  und  der  dauerhaf-
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ten  Beschäftigung  eines  neuen  sozialversicherungspflichtigen  Mitarbeiters
 oder  einer  sozialversicherungspflichtigen  Mitarbeiterin  oder  eines  oder  einer
 Auszubildenden  ein  gestaffelter  Erlass  des  auf  die  Lehrgangs-  und  Prüfungs-
 gebühren entfallenden Restdarlehens gewährt werden.

 ●  Die  finanzielle  Situation  von  Fortbildungswilligen  mit  Kindern  soll  weiter
 verbessert  werden,  da  insbesondere  diese  vielfältigen  Belastungen  ausgesetzt
 sind.  Zum  einen  soll  der  bisherige  Kinderbetreuungszuschlag  für  Alleinerzie-
 hende  von  bis  zu  113  Euro  pro  Kind  bis  zum  vollendeten  zehnten  Lebensjahr
 pauschalisiert  und  ohne  Kostennachweis  pro  Kind  und  Monat  gewährt  wer-
 den.  Bei  der  Betreuung  behinderter  Kinder  soll  darüber  hinaus  die  Altersbe-
 grenzung  entfallen,  da  der  Betreuungsmehrbedarf  auch  nach  dem  zehnten
 Lebensjahr  fortbesteht.  Darüber  hinaus  soll  der  Erhöhungsbetrag  für  Kinder
 beim  Unterhaltsbeitrag  von  179  Euro  pro  Kind  auf  210  Euro  pro  Kind  erhöht
 und zu 50 Prozent bezuschusst werden.

 ●  Des  Weiteren  soll  die  bei  Aufstiegsfortbildungsmaßnahmen  in  Vollzeit  zwi-
 schen  Ende  der  Maßnahme  und  Anfertigung  des  Prüfungsstücks  beziehungs-
 weise  Ablegen  der  Prüfung  bestehende  Förderlücke  beim  Unterhaltsbeitrag
 geschlossen werden. Da das Prüfungsstück in der Regel erst nach Abschluss
 der  Fortbildungsmaßnahme  gefertigt  wird,  der  Unterhaltsbeitrag  aber  nur  bis
 zum  Ende  der  Maßnahme  gewährt  wird,  entsteht  oftmals  für  die  Betroffenen
 für  die  Zeit  des  Anfertigens  des  Prüfungsstücks  beziehungsweise  der  Able-
 gung  der  Prüfung  eine  schwierige  finanzielle  Situation.  Diese  soll  verbessert
 werden  durch  ein  Darlehen  für  den  Lebensunterhalt  und  die  Kosten  der  Kin-
 derbetreuung  zu  AFBG-Konditionen,  das  nach  Ende  der  Maßnahme  höchs-
 tens jedoch für drei weitere Monate gewährt wird.

 ●  Zugleich  sollen  Maßnahmen  wie  Klausurenkurse  oder  mündliche  Prüfungs-
 simulationen,  die  für  das  Bestehen  der  Prüfung  hilfreich  sind,  in  einem  ge-
 wissen  Umfang  mitgefördert  werden.  Derzeit  können  nur  reine  Unterrichts-
 stunden,  bei  denen  eine  Lehrkraft  die  notwendigen  Lerninhalte  vermittelt,
 anerkannt  und  gefördert  werden.  Künftig  sollen  bis  zu  10  Prozent,  maximal
 jedoch  50  Stunden  (à  45  Minuten)  der  Prüfungsvorbereitung  mitgefördert
 werden können.

 ●  In  Anlehnung  an  die  Weiterbildungsförderung  nach  dem  SGB  III  werden  die
 Anforderungen  an  die  Eignung  der  Träger  erhöht,  indem  auch  im  AFBG  von
 den  Trägern  der  Maßnahme  die  Anwendung  eines  Qualitätssicherungssys-
 tems verlangt wird.

 ●  Zugleich  sollen  durch  verschiedene  Klarstellungen  im  Gesetz  die  zweckent-
 sprechende  Mittelverwendung,  die  Einschränkung  von  Mitnahmeeffekten
 und  Leistungsmissbräuchen  sichergestellt,  das  Subsidiaritätsprinzip  der
 staatlichen  Förderung  durch  Anrechnung  von  Leistungen  privater  Arbeit-
 geber  zur  Aufstiegsfortbildung  gestärkt  werden  und  eine  zielgenauere  und
 sparsamere  Förderung  durch  Beschränkung  der  Förderungsdauer  auf  das
 Notwendige,  eine  präzisere  Abgrenzung  zwischen  AFBG  und  anderen  Leis-
 tungsgesetzen  sowie  eine  Anpassung  des  AFBG  an  die  Rechtsprechung  er-
 folgen.

 C.  Alternativen

 Keine.  Die  Bundesregierung  hält  angesichts  des  hohen  Bedarfs  an  qualifizierten
 Fachkräften  die  vorgeschlagenen  Verbesserungen  zur  Stärkung  der  Fortbil-
 dungsmotivation  und  zur  Sicherung  des  Wirtschaftsstandortes  Deutschland  für
 unabdingbar.  Die  angehenden  Meister  oder  Meisterinnen,  Fachkräfte  und  Tech-
 niker  oder  Technikerinnen  sind  die  Basis  für  eine  positive  wirtschaftliche  Ent-
 wicklung  unserer  Volkswirtschaft.  Durch  eine  Reihe  von  Maßnahmen  werden
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künftig  noch  stärker  als  bisher  ein  zweckentsprechender  Mitteleinsatz  sicherge-
 stellt  und  damit  die  Effizienz  und  Zielgenauigkeit  des  Gesetzes  nachhaltig  ge-
 steigert.

 D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Für  die  Ermittlung  der  Kosten  der  AFBG-Novelle  dienten  die  Zahlen  aus  den
 Bundesstatistiken  2006  und  2007  sowie  weitere  Erfahrungswerte  der  Länder  und
 der  KfW  Bankengruppe.  Bei  den  Berechnungen  wurde  ausgehend  von  rund
 134  000  Geförderten  im  Jahr  2007  ein  durch  die  Novelle  ausgelöster  Anstieg  der
 Gefördertenzahl  in  der  mittelfristigen  Perspektive  bis  zum  Jahre  2012  auf  rund
 160  000  angenommen.  Dabei  wurde  berücksichtigt,  dass  die  Gefördertenzahl  seit
 2006  rückläufig  ist.  Des  Weiteren  wurden  bei  der  Berechnung  der  Mehrkosten
 Mittelwerte  der  genannten  Bundesstatistiken  für  die  durchschnittliche  Maßnah-
 medauer  (zwölf  Monate),  den  durchschnittlichen  Zuschussanteil  (1  155  Euro)
 und  Darlehensanteil  (2  905  Euro)  je  Vollzeitfall  am  Unterhaltsbeitrag  sowie  für
 den  durchschnittlichen  Zuschussanteil  (891  Euro)  und  Darlehensanteil  (2  059
 Euro)  je  Vollzeitfall  am  Maßnahmebeitrag,  den  durchschnittlichen  Zuschussan-
 teil  (512  Euro)  und  Darlehensanteil  (1  183  Euro)  je  Teilzeitfall  am  Maßnahme-
 beitrag,  den  durchschnittlichen  Kinderbetreuungszuschlag  (667  Euro)  sowie  für
 den  durchschnittlichen  Förderbetrag  der  Kosten  des  Meisterstückes  (468  Euro)
 zu Grunde gelegt.

 Der  Finanzaufwand  des  AFBG  betrug  im  Jahre  2007  bei  134  000  Geförderten
 rund  153,6  Mio.  Euro.  Hiervon  entfielen  gemäß  §  28  AFBG  auf  den  Bund
 78  Prozent,  d.h.  rund  119,8  Mio.  Euro,  und  auf  die  Länder  22  Prozent,  d.  h.  rund
 33,8 Mio. Euro.

 Auf  Grundlage  dieser  Daten  und  eines  Inkrafttretens  des  Gesetzes  zum  1.  Juli
 2009  wurde  der  novellierungsbedingte  Finanzmehraufwand  für  Bund  und  Län-
 der wie folgt ermittelt:

 2. Vollzugsaufwand

 In  den  Landesverwaltungen  wird  es  infolge  der  künftigen  pauschalen  Gewäh-
 rung  des  Kinderbetreuungszuschlags  zu  einem  Minderaufwand  kommen.  Hier-
 durch  werden  der  Bürger  oder  die  Bürgerin  auch  von  einer  Informationspflicht
 befreit  und  damit  ein  Beitrag  zur  Entbürokratisierung  geleistet.  Demgegenüber
 ist  mit  der  Einführung  des  Teilnahmenachweises,  des  Nachweises  der  Prüfungs-
 gebühren  und  des  für  den  Darlehenserlass  erforderlichen  Nachweises  über  die
 bestandene  Prüfung  für  den  Teilnehmer  oder  die  Teilnehmerin  und  der  Zertifi-
 zierung  durch  den  Bildungsträger  ein  weiterer  Verwaltungsaufwand  verbunden,
 der  jedoch  zur  Feststellung  der  Anspruchsvoraussetzungen  und  zur  Sicherstel-
 lung  der  zweckentsprechenden  Mittelverwendung  sowie  Qualitätssicherung  un-
 abdingbar ist.

 2009
 Mio. Euro

 2010
 Mio. Euro

 2011
 Mio. Euro

 2012
 Mio. Euro

 Mehrkosten der
 Novelle

 29,4  66,3  86,0  90,2

 davon

 Bund  22,7  51,6  67,2  70,8

 Länder  6,7  14,7  18,8  19,4
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E.  Sonstige Kosten

 Auswirkungen  auf  Einzelpreise  und  das  Preisniveau,  insbesondere  auf  das  Ver-
 braucherpreisniveau,  sind  durch  das  Gesetz  nicht  zu  erwarten,  da  die  Förderleis-
 tungen zu keiner signifikanten Veränderung der Nachfrage führen dürften.

 F.  Bürokratiekosten

 Mit  dem  Entwurf  wird  eine  bestehende  Auskunftspflicht  der  Wirtschaft  (Bil-
 dungsträger)  konkretisiert.  Dabei  handelt  es  sich  um  die  Pflicht,  relevante
 Änderungen  des  Geschäftsbetriebs  und  der  Fortbildungsmaßnahme  den  für  die
 Bewilligung  zuständigen  Stellen  mitzuteilen.  Die  Kosten,  die  mit  der  Konkreti-
 sierung  der  bereits  bestehenden  Informationspflicht  verbunden  sind,  werden  für
 alle Bildungsträger zusammen auf jährlich rund 5  000 Euro geschätzt.

 Zudem  wird  eine  neue  Pflicht  im  Rahmen  der  Qualitätssicherung  eingeführt.
 Dabei  handelt  es  sich  um  die  Pflicht,  die  Anwendung  eines  Qualitätssicherungs-
 systems  gegenüber  den  zuständigen  Stellen  nachzuweisen.  Dies  kann  mit  Hilfe
 des  bereits  bestehenden  und  auf  die  neue  Pflicht  anzupassenden  Vordrucks
 (Formblatt  B  des  Förderantrages)  erfolgen.  Die  Kosten,  die  mit  Einführung  die-
 ser  neuen  Informationspflicht  verbunden  sind,  werden  für  alle  Bildungsträger
 zusammen auf jährlich rund 15  000 Euro geschätzt.

 Für  Bürgerinnen  und  Bürger  werden  drei  neue  Pflichten  im  Zusammenhang  mit
 den  Fortbildungsmaßnahmen  eingeführt  (Übersendung  der  Teilnahmebeschei-
 nigung,  des  Gebührenbescheides  und  des  Prüfungszeugnisses)  an  die  zuständi-
 gen Stellen.

 Die  neu  eingeführten  Informationspflichten  sind  erforderlich,  geboten  und  ange-
 messen. Die damit verbundenen Kosten sind als eher geringfügig anzusehen.

 Darüber  hinaus  wird  eine  Informationspflicht  für  Bürger  und  Bürgerinnen  abge-
 schafft.  Dabei  handelt  es  sich  um  die  Pflicht  für  alleinerziehende  Antragsteller
 oder  Antragstellerinnen,  die  Kosten  für  die  Betreuung  von  Kindern  nachzuwei-
 sen,  die  noch  nicht  zehn  Jahre  alt  sind.  Diese  Pflicht  entfällt  mit  der  Pauscha-
 lisierung  des  Kinderbetreuungszuschlages  und  dem  Verzicht  auf  den  Kosten-
 nachweis.

 Zudem  enthält  der  Entwurf  eine  neue  Informationspflicht  für  die  Verwaltung.
 Dabei handelt es sich um eine Auskunftspflicht für die Bundesstatistik.

 Es  werden  aber  auch  einige  überflüssig  gewordene,  nicht  mehr  praxisrelevante
 Rechtsvorschriften  und  eine  nicht  mehr  praxisrelevante  Verordnungsermächti-
 gung im Sinne der Rechtsbereinigung aufgehoben.
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Anlage 1
 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des
 Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes

 Vom …
 Der  Bundestag  hat  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  das
 folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Aufstiegsfortbildungs-
 förderungsgesetzes

 Das  Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz  vom  23.  April
 1996  (BGBl.  I  S.  623),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  6  Abs.  4
 des  Gesetzes  vom  19.  August  2007  (BGBl.  I  S.  1970),  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  §  2 wird wie folgt gefasst:

 „§  2
 Anforderungen an Maßnahmen beruflicher

 Aufstiegsfortbildungen

 (1)  Förderfähig  ist  die  Teilnahme  an  Fortbildungsmaß-
 nahmen öffentlicher und privater Träger, die

 1.  einen  Abschluss  in  einem  nach  §  4  des  Berufsbil-
 dungsgesetzes  oder  nach  §  25  der  Handwerksordnung
 anerkannten  Ausbildungsberuf,  einen  vergleichbaren
 bundes-  oder  landesrechtlich  geregelten  Berufsab-
 schluss  oder  eine  diesen  Berufsabschlüssen  entspre-
 chende berufliche Qualifikation voraussetzen und

 2.  in  einer  fachlichen  Richtung  gezielt  vorbereiten  auf
 (Fortbildungsziel)

 a)  Fortbildungsabschlüsse  zu  öffentlich-rechtlich
 geregelten  Prüfungen  auf  der  Grundlage  der
 §§  53  und  54  des  Berufsbildungsgesetzes  oder
 der  §§  42,  42a,  45,  51a  und  122  der  Handwerks-
 ordnung,

 b)  gleichwertige  Fortbildungsabschlüsse  nach  bun-
 des- oder landesrechtlichen Regelungen,

 c)  gleichwertige  Fortbildungsabschlüsse  an  Fach-
 schulen  oder  Fachakademien  für  den  Bereich
 Sozialwesen  und  sonstige  gleichwertige  Fort-
 bildungsabschlüsse  an  Fachschulen  oder  Fach-
 akademien,  deren  Besuch  eine  abgeschlossene
 Berufsausbildung voraussetzt, oder

 d)  gleichwertige  Fortbildungsabschlüsse  an  aner-
 kannten  Ergänzungsschulen  auf  der  Grundlage
 staatlich genehmigter Prüfungsordnungen.

 Liegen  keine  bundes-  oder  landesrechtlichen  Rege-
 lungen  vor,  ist  auch  die  Teilnahme  an  Fortbildungs-
 maßnahmen  förderfähig,  die  auf  gleichwertige  Fort-
 bildungsabschlüsse  nach  den  Weiterbildungsempfeh-
 lungen  der  Deutschen  Krankenhausgesellschaft  vor-
 bereiten.  Darüber  hinaus  ist  in  der  Altenpflege  die

 Teilnahme  an  Fortbildungsmaßnahmen  förderfähig,
 wenn  bei  Präsenzlehrgängen  die  fachlich  zuständige
 Landesbehörde  am  Sitz  des  Trägers  und  bei  Fern-
 unterrichtslehrgängen  die  Staatliche  Zentralstelle  für
 Fernunterricht  bestätigen,  dass  die  Fortbildungsab-
 schlüsse  inhaltlich  im  Wesentlichen  den  Weiterbil-
 dungsempfehlungen  der  Deutschen  Krankenhausge-
 sellschaft entsprechen.

 (2)  Maßnahmen,  deren  Durchführung  öffentlich-recht-
 lichen  Vorschriften  nicht  unterliegt,  müssen  nach  der
 Dauer  der  Maßnahme,  der  Gestaltung  des  Lehrplans,  den
 Unterrichtsmethoden,  der  Ausbildung  und  Berufserfah-
 rung  der  Lehrkräfte  und  den  Lehrgangsbedingungen  eine
 erfolgreiche  berufliche  Fortbildung  erwarten  lassen.  Dies
 wird  in  der  Regel  angenommen,  sofern  keine  Umstände
 vorliegen,  die  der  Eignung  der  Maßnahme  zur  Vorberei-
 tung  auf  die  Abschlussprüfung  nach  Absatz  1  Nr.  2  ent-
 gegenstehen.

 (3) Maßnahmen sind förderfähig

 1.  in Vollzeitform, wenn

 a)  sie  mindestens  400  Unterrichtsstunden  umfassen
 (Mindestdauer),

 b)  sie  innerhalb  von  36  Kalendermonaten  abge-
 schlossen werden (maximaler Zeitrahmen) und

 c)  in  der  Regel  in  jeder  Woche  an  vier  Werktagen
 mindestens  25  Unterrichtsstunden  stattfinden
 (Fortbildungsdichte);

 2.  in Teilzeitform, wenn

 a)  sie  mindestens  400  Unterrichtsstunden  umfassen
 (Mindestdauer),

 b)  sie  innerhalb  von  48  Kalendermonaten  abge-
 schlossen werden (maximaler Zeitrahmen) und

 c)  in  der  Regel  innerhalb  von  acht  Monaten  mindes-
 tens  150  Unterrichtsstunden  stattfinden  (Fortbil-
 dungsdichte).

 Jeweils  45  Minuten  einer  Lehrveranstaltung  gelten  als
 Unterrichtsstunde.  Unterrichtsstunden  sind  Präsenz-
 lehrveranstaltungen,  in  denen  die  nach  den  Fortbil-
 dungsregelungen  und  Lehrplänen  vorgesehenen  be-
 ruflichen  Fertigkeiten,  Kenntnisse  und  Fähigkeiten
 durch  hierzu  qualifizierte  Lehrkräfte  planmäßig  ge-
 ordnet  vermittelt  werden.  Stunden  einer  fachprakti-
 schen  Unterweisung  werden  als  Unterrichtsstunden
 anerkannt,  wenn  ihre  Inhalte  in  der  Prüfungsregelung
 verbindlich  vorgegeben  sind,  sie  unter  Anleitung
 einer  Lehrkraft  in  der  Regel  in  der  Fortbildungsstätte
 durchgeführt  und  durch  theoretischen  Unterricht  in
 nennenswertem  Umfang  begleitet  werden.  Zusätzlich
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werden  die  im  Lehrplan  des  Bildungsträgers  verbind-
 lich  vorgesehenen  Klausurenkurse  und  Prüfungs-
 simulationen  mit  bis  zu  10  Prozent  der  nach  diesem
 Gesetz  förderfähigen  Gesamtstunden  der  Unterrichts-
 stunden,  höchstens  aber  50  Stunden,  als  förderfähig
 anerkannt.  Förderfähig  ist  nur  die  für  das  Erreichen
 des  jeweiligen  Fortbildungsziels  angemessene  An-
 zahl  von  Unterrichtsstunden.  Besteht  die  Maßnahme
 aus  mehreren  Maßnahmeabschnitten,  ist  für  die  Er-
 mittlung  des  maximalen  Zeitrahmens  und  der  Fort-
 bildungsdichte  die  Gesamtmaßnahme  ausschlagge-
 bend.  Dabei  sind  alle  Maßnahmeabschnitte  der
 Lehrgangskonzeption  einschließlich  der  dazwischen
 liegenden  unterrichtsfreien  Zeiten  zu  berücksichtigen.
 Die  Sätze  1  bis  8  gelten  auch  für  den  von  dem  Teil-
 nehmer  oder  der  Teilnehmerin  gewählten  Lehrgangs-
 ablauf.

 (4)  Die  Maßnahmen  können  aus  mehreren  in  sich
 selbstständigen  Abschnitten  (Maßnahmeabschnitten)  be-
 stehen.

 (5)  Unterrichtsfreie  Ferienzeiten  gemäß  §  11  Abs.  4
 sowie  individuelle  Verkürzungen  der  Maßnahme  durch
 Anrechnung  bereits  absolvierter  Aus-  oder  Fortbildungen
 bleiben außer Betracht.“

 2.  Nach §  2 wird folgender §  2a eingefügt:

 „§  2a
 Anforderungen an Träger der Maßnahmen

 Der  Träger  muss  für  die  Durchführung  der  Fortbil-
 dungsmaßnahme  geeignet  sein.  Die  Eignung  liegt  vor,
 wenn  es  sich  um  einen  öffentlichen  Träger  oder  eine  Ein-
 richtung  handelt,  die  unter  staatlicher  Aufsicht  steht  oder
 staatlich  anerkannt  ist,  oder  durch  ein  Zertifikat  nachge-
 wiesen wird, dass der Träger oder die Einrichtung

 1.  nach  der  Anerkennungs-  und  Zulassungsverordnung
 – Weiterbildung – anerkannt worden ist oder

 2.  ein System zur Sicherung der Qualität anwendet und

 auch  im  Übrigen  keine  Umstände  vorliegen,  die  der  Eig-
 nung des Trägers oder der Einrichtung entgegenstehen.“

 3.  §  3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Teilnahme  an  einer  Maßnahme  wird  nach  diesem
 Gesetz nicht gefördert, wenn

 1.  für  sie  Ausbildungsförderung  nach  dem  Bundesaus-
 bildungsförderungsgesetz geleistet wird,

 2.  für  sie  Arbeitslosengeld  bei  beruflicher  Weiterbildung
 nach  dem  Dritten  Buch  Sozialgesetzbuch  oder  nach
 §  6  Abs.  1  des  Beruflichen  Rehabilitierungsgesetzes
 geleistet wird,

 3.  Arbeitslosengeld  bei  Arbeitslosigkeit  nach  dem  Drit-
 ten  Buch  Sozialgesetzbuch  geleistet  wird  und  es  sich
 um  eine  Maßnahme  in  Vollzeitform  handelt,  es  sei
 denn,  die  Agentur  für  Arbeit  hat  mit  dem  Teilnehmer
 oder  der  Teilnehmerin  vereinbart,  dass  die  Maßnahme
 abgeschlossen werden kann,

 4.  ein  Gründungszuschuss  nach  den  §§  57  und  58  oder
 ein  Existenzgründungszuschuss  nach  §  421I  des  Drit-
 ten  Buches  Sozialgesetzbuch  geleistet  wird  und  es
 sich  um  eine  Maßnahme  in  Vollzeitform  handelt,  oder

 5.  Leistungen  zur  Rehabilitation  nach  den  für  einen  Re-
 habilitationsträger  im  Sinne  des  Neunten  Buches
 Sozialgesetzbuch  geltenden  Vorschriften  erbracht
 werden.“

 4.  In  §  4  Satz  1  wird  das  Wort  „förderungsfähig“  durch  das
 Wort  „förderfähig“  ersetzt  und  nach  dem  Wort  „wird“
 werden  die  Wörter  „und  die  Voraussetzungen  des  §  2  er-
 füllt werden“ angefügt.

 5.  §  4a wird wie folgt gefasst:

 „§  4a
 Mediengestützter Unterricht

 Eine  Maßnahme,  die  teilweise  unter  Einsatz  elektroni-
 scher  Medien  durchgeführt  wird  und  die  nicht  als  Fernun-
 terricht  nach  §  12  des  Fernunterrichtsschutzgesetzes  zu-
 lassungspflichtig  ist,  wird  gefördert,  wenn  sie  durch
 Präsenzunterricht  oder  eine  diesem  vergleichbare  und
 verbindliche  mediengestützte  Kommunikation  ergänzt
 wird  und  regelmäßige  Erfolgskontrollen  durchgeführt
 werden.  Unter  mediengestützter  Kommunikation  sind
 alle  mit  einem  Präsenzunterricht  vergleichbaren  Unter-
 richtsformen  sowie  Unterrichtsformen  zu  verstehen,  die
 auf  einer  Online-Lernplattform  abgewickelt  werden,  bei
 der  der  Lernprozess  von  der  Lehrkraft  aktiv  gesteuert  und
 der  Lernfortschritt  von  ihr  regelmäßig  kontrolliert  wird.
 Die  Mindestdauer  nach  §  2  Abs.  3  und  die  Förderungs-
 höchstdauer  nach  §  11  Abs.  1  bemessen  sich  in  diesen
 Fällen  nach  der  Anzahl  der  für  den  Präsenzunterricht  und
 den  für  die  mediengestützte  Kommunikation  vorgese-
 henen Unterrichtsstunden im Sinne des §  2 Abs.  3.“

 6.  §  5 wird wie folgt geändert:

 a)  In  der  Überschrift  wird  das  Wort  „Ausbildung“  durch
 das Wort „Fortbildung“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  1  wird  das  Wort  „Förderungsfähig“  durch
 das Wort „Förderfähig“ ersetzt.

 7.  §  6 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§  6
 Förderfähige Fortbildung, Fortbildungsplan“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Förderung  wird  vorbehaltlich  Absatz  3  nur  für
 die  gezielte  Vorbereitung  auf  ein  Fortbildungsziel  im
 Sinne  von  §  2  Abs.  1  Nr.  2  nur  für  die  Teilnahme  an
 einer  einzigen  Maßnahme  im  Sinne  dieses  Gesetzes
 geleistet.  Förderung  wird  nicht  geleistet,  wenn  der
 Antragsteller  oder  die  Antragstellerin  bereits  einen
 staatlichen  oder  staatlich  anerkannten  Hochschulab-
 schluss  oder  einen  nach  dem  Hochschulrecht  der  Län-
 der  als  gleichwertig  anerkannten  sonstigen  Abschluss
 erworben  hat.  Bereits  vorhandene  privatrechtlich  zer-
 tifizierte  Fortbildungsabschlüsse  stehen  einer  Förde-
 rung  nicht  entgegen.  Besteht  die  Maßnahme  aus  meh-
 reren  Abschnitten  (Maßnahmeabschnitte),  sind  diese
 im  ersten  Förderantrag  in  einem  Fortbildungsplan  an-
 zugeben.  In  den  Fällen  des  Satzes  4  umfasst  die  För-
 derung  vorbehaltlich  §  2  Abs.  3  alle  Maßnahmeab-
 schnitte,  die  als  Teile  der  im  Fortbildungsplan
 genannten  Fortbildungsprüfung  anerkannt  werden.  Es
 können  auch  Maßnahmeabschnitte,  die  mit  einer
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eigenständigen  Prüfung  abschließen,  gefördert  wer-
 den,  wenn  sie  zugleich  zur  Befreiung  von  einem  oder
 mehreren  Teilen  der  im  Fortbildungsplan  genannten
 Fortbildungsprüfung  eines  glaubhaft  gemachten  über-
 geordneten Fortbildungsziels führen.“

 c)  In  Absatz  2  werden  die  Wörter  „soweit  dadurch“
 durch  die  Wörter  „die  geänderte  Gesamtmaßnahme
 weiterhin  die  Fördervoraussetzung  des  §  2  Abs.  3  er-
 füllt und“ ersetzt.

 d)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Vorbereitung  auf  ein  weiteres  Fortbildungs-
 ziel  im  Sinne  von  §  2  Abs.  1  Nr.  2  wird  gefördert,
 wenn  dem  Teilnehmer  oder  der  Teilnehmerin  der
 Zugang  erst  durch  den  erfolgreichen  Abschluss
 der  nach  diesem  Gesetz  geförderten  Maßnahme
 eröffnet worden ist.“

 bb)  In  Satz  2  wird  das  Wort  „zweites“  durch  das  Wort
 „weiteres“ ersetzt.

 8.  §  7 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  werden  nach  dem  Wort  „Fortbildungs-
 ziel“  die  Wörter  „unverzüglich  nach  Wegfall  des
 wichtigen  Grundes  oder  der  Beendigung  der  Maßnah-
 me infolge der Kündigung“ eingefügt.

 b)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:

 „(3a)  Nach  Unterbrechung  einer  Maßnahme  wegen
 Krankheit,  Schwangerschaft  oder  aus  anderem  wich-
 tigen  Grund  wird  die  Förderung  bei  Wiederaufnahme
 fortgesetzt.  Während  der  Unterbrechungsphase  be-
 steht  vorbehaltlich  Absatz  4  Satz  1  kein  Anspruch  auf
 Förderung.“

 c)  In  Absatz  4  werden  die  Sätze  1  und  2  durch  folgenden
 Satz ersetzt:

 „Solange  die  Teilnahme  an  der  Maßnahme  wegen
 Krankheit  oder  Schwangerschaft  nicht  möglich  ist,
 wird  die  Förderung  bei  Krankheit  bis  zu  drei  Monate
 und  bei  Schwangerschaft  bis  zu  vier  Monate  weiter-
 geleistet.“

 9.  Die §§  8 bis 10 werden wie folgt gefasst:

 „§  8
 Staatsangehörigkeit

 (1) Förderung wird geleistet

 1.  Deutschen im Sinne des Grundgesetzes,

 2.  Unionsbürgern,  die  ein  Recht  auf  Daueraufenthalt  im
 Sinne  des  Freizügigkeitsgesetzes/EU  besitzen,  sowie
 anderen  Ausländern,  die  eine  Niederlassungserlaub-
 nis  oder  eine  Erlaubnis  zum  Daueraufenthalt  nach
 dem Aufenthaltsgesetz besitzen,

 3.  Ehegatten  und  Kindern  von  Unionsbürgern,  die  unter
 den  Voraussetzungen  des  §  3  Abs.  1  und  4  des  Freizü-
 gigkeitsgesetzes/EU  gemeinschaftsrechtlich  freizü-
 gigkeitsberechtigt  sind  oder  denen  diese  Rechte  als
 Kinder  nur  deshalb  nicht  zustehen,  weil  sie  21  Jahre
 oder  älter  sind  und  von  ihren  Eltern  oder  deren  Ehe-
 gatten keinen Unterhalt erhalten,

 4.  Unionsbürgern,  die  Ehegatte  oder  Kind  eines  Deut-
 schen  oder  einer  Deutschen  sind,  unter  den  Voraus-
 setzungen  des  §  2  Abs.  2  des  Freizügigkeitsgesetzes/
 EU  freizügigkeitsberechtigt  sind  und  ihren  ständigen
 Wohnsitz im Inland haben,

 5.  Unionsbürgern,  die  vor  dem  Beginn  der  Fortbildung
 im  Inland  in  einem  Beschäftigungsverhältnis  gestan-
 den  haben,  dessen  Gegenstand  mit  dem  der  Fortbil-
 dung in inhaltlichem Zusammenhang steht,

 6.  Staatsangehörigen  eines  anderen  Vertragsstaates  des
 Abkommens  über  den  Europäischen  Wirtschaftsraum
 unter den Voraussetzungen der Nummern 2 bis 5,

 7.  Ausländern,  die  ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  im
 Inland  haben  und  die  außerhalb  des  Bundesgebiets  als
 Flüchtlinge  im  Sinne  des  Abkommens  über  die
 Rechtsstellung  der  Flüchtlinge  vom  28.  Juli  1951
 (BGBl.  1953  II  S.  559)  anerkannt  und  im  Gebiet  der
 Bundesrepublik  Deutschland  nicht  nur  vorüberge-
 hend zum Aufenthalt berechtigt sind,

 8.  heimatlosen  Ausländern  im  Sinne  des  Gesetzes  über
 die  Rechtsstellung  heimatloser  Ausländer  im  Bundes-
 gebiet  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliede-
 rungsnummer  243-1,  veröffentlichten  bereinigten
 Fassung,  zuletzt  geändert  durch  Artikel  7  des  Geset-
 zes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S.  1950).

 (2)  Anderen  Ausländern  wird  Förderung  geleistet,
 wenn sie ihren ständigen Wohnsitz im Inland haben und

 1.  eine  Aufenthaltserlaubnis  nach  den  §§  22,  23  Abs.  1
 oder  2,  den  §§  23a,  25  Abs.  1  oder  2,  den  §§  28,  37,
 38  Abs.  1  Nr.  2,  §  104a  oder  als  Ehegatte  oder  Kind
 eines  Ausländers  mit  Niederlassungserlaubnis  eine
 Aufenthaltserlaubnis  nach  §  30  oder  den  §§  32  bis  34
 des Aufenthaltsgesetzes besitzen,

 2.  eine  Aufenthaltserlaubnis  nach  §  25  Abs.  3,  4  Satz  2
 oder  Abs.  5,  §  31  des  Aufenthaltsgesetzes  oder  als
 Ehegatte  oder  Kind  eines  Ausländers  mit  Aufenthalts-
 erlaubnis  eine  Aufenthaltserlaubnis  nach  §  30  oder
 den  §§  32  bis  34  des  Aufenthaltsgesetzes  besitzen  und
 sich  seit  mindestens  vier  Jahren  in  Deutschland  unun-
 terbrochen  rechtmäßig,  gestattet  oder  geduldet  aufhal-
 ten.

 (3)  Im  Übrigen  wird  Ausländern  Förderung  geleistet,
 wenn  sie  selbst  sich  vor  Beginn  der  Maßnahme  insgesamt
 drei Jahre im Inland

 1.  aufgehalten haben und

 2.  rechtmäßig erwerbstätig waren.

 Als  Erwerbstätigkeit  gilt  auch  die  Zeit  in  einem  Berufs-
 ausbildungsverhältnis  in  einem  nach  dem  Berufsbil-
 dungsgesetz  und  der  Handwerksordnung  anerkannten
 Ausbildungsberuf  oder  einem  vergleichbaren  Berufsaus-
 bildungsverhältnis.

 (4)  Teilnehmer,  die  nach  Absatz  1  oder  2  als  Ehegatten
 persönlich  förderungsberechtigt  sind,  verlieren  den  An-
 spruch  auf  Förderung  nicht  dadurch,  dass  sie  dauernd  ge-
 trennt  leben  oder  die  Ehe  aufgelöst  worden  ist,  wenn  sie
 sich weiterhin rechtmäßig in Deutschland aufhalten.
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(5)  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften,  nach  denen
 anderen  Ausländern  Förderung  zu  leisten  ist,  bleiben  un-
 berührt.

 §  9
 Eignung

 Die  Leistungen  des  Teilnehmers  oder  der  Teilnehmerin
 müssen  erwarten  lassen,  dass  die  Maßnahme  erfolgreich
 abgeschlossen  werden  kann.  Dies  wird  in  der  Regel  ange-
 nommen,  solange  er  oder  sie  regelmäßig  an  der  Maß-
 nahme  teilnimmt,  die  Maßnahme  zügig  und  ohne  Unter-
 brechung  absolviert  und  er  oder  sie  sich  um  einen
 erfolgreichen  Abschluss  bemüht.  Er  oder  sie  muss  bis
 zum  letzten  Unterrichtstag  der  Maßnahme  die  Vorausset-
 zungen  für  die  Zulassung  zur  Prüfung  erfüllen  können.
 Der  Teilnehmer  oder  die  Teilnehmerin  ist  verpflichtet,
 nach  der  Hälfte  der  Laufzeit  der  Maßnahme,  spätestens
 nach  sechs  Monaten,  einen  Nachweis  des  Bildungsträ-
 gers  über  die  regelmäßige  Teilnahme  an  der  Maßnahme
 zu  erbringen.  Bei  längeren  Maßnahmen,  Maßnahmen  mit
 mehreren  Maßnahmeabschnitten  oder  in  besonderen  Fäl-
 len  können  darüber  hinaus  weitere  Teilnahmenachweise
 gefordert  werden.  Die  Förderung  wird  insoweit  unter
 dem  Vorbehalt  der  Einstellung  und  Rückforderung  ge-
 leistet.

 §  10
 Umfang der Förderung

 (1)  Während  der  Teilnahme  an  einer  Maßnahme  wird
 ein  Beitrag  zu  den  Kosten  der  Lehrveranstaltung  (Maß-
 nahmebeitrag)  geleistet.  Soweit  für  denselben  Zweck
 Leistungen  aus  öffentlichen  Mitteln,  vom  Arbeitgeber
 oder  von  Fördereinrichtungen  bezogen  werden,  wird  der
 Maßnahmebeitrag  nach  den  um  diese  Leistungen  gemin-
 derten Kosten bemessen.

 (2)  Bei  Maßnahmen  in  Vollzeitform  im  Sinne  des  §  2
 Abs.  3  Satz  1  Nr.  1  wird  darüber  hinaus  ein  Beitrag  zur
 Deckung  des  Unterhaltsbedarfs  (Unterhaltsbeitrag)  ge-
 leistet.  Als  monatlicher  Unterhaltsbedarf  gilt  für  einen
 Teilnehmer  oder  eine  Teilnehmerin  der  Bedarfssatz  nach
 §  13  Abs.  1  Nr.  1  und  Abs.  2  Nr.  2  und  §  13a  des  Bundes-
 ausbildungsförderungsgesetzes.  §  13  Abs.  3  des  Bundes-
 ausbildungsförderungsgesetzes  ist  entsprechend  anzu-
 wenden.  Der  Unterhaltsbedarf  erhöht  sich  für  den
 Teilnehmer  oder  die  Teilnehmerin  um  52  Euro,  für  nicht
 dauernd  getrennt  lebende  Ehegatten  um  215  Euro  und  für
 jedes  Kind,  für  das  er  oder  sie  einen  Anspruch  auf  Kin-
 dergeld  nach  dem  Einkommensteuergesetz  oder  dem
 Bundeskindergeldgesetz  hat,  um  210  Euro.  Auf  den  Un-
 terhaltsbedarf  sind  Einkommen  und  Vermögen  des
 Antragstellers  oder  der  Antragstellerin  und  Einkommen
 ihrer  nicht  dauernd  getrennt  lebenden  Ehegatten  in  dieser
 Reihenfolge anzurechnen.

 (3)  Alleinerziehende,  die  in  einem  Haushalt  mit  Kin-
 dern,  die  das  zehnte  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  ha-
 ben,  oder  mit  behinderten  Kindern  leben,  erhalten  bei
 Voll-  und  Teilzeitmaßnahmen  bis  zum  Ablauf  des  Mo-
 nats,  in  dem  planmäßig  der  letzte  Unterricht  abgehalten
 wird,  einen  Kinderbetreuungszuschlag  in  Höhe  von
 113  Euro für jeden Monat je Kind.“

 10.  §  11 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  werden  nach  dem  Wort
 „einem“ die Wörter „oder einer“ eingefügt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Der  Unterhaltsbeitrag  und  der  Kinderbetreu-
 ungszuschlag  werden  von  Beginn  des  Monats  an
 geleistet,  in  dem  mit  dem  Unterricht  tatsächlich  be-
 gonnen  wird,  frühestens  jedoch  vom  Beginn  des  An-
 tragsmonats  an.  Diese  Leistungen  enden  mit  Ablauf
 des  Monats,  in  dem  planmäßig  der  letzte  Unterricht
 abgehalten  wird;  für  Teilnehmer  und  Teilnehmerin-
 nen,  die  sich  nachweislich  und  unverzüglich  zur
 Prüfung  angemeldet  haben,  werden  diese  Leistun-
 gen  auf  Antrag  bis  zum  Ablauf  des  Monats  gewährt,
 in  dem  der  letzte  Prüfungstag  liegt,  jedoch  höchs-
 tens  für  drei  weitere  Monate  (Prüfungsvorberei-
 tungsphase).“

 11.  §  12 wird wie folgt gefasst:

 „§  12
 Förderungsart

 (1)  Der  Maßnahmebeitrag  nach  §  10  Abs.  1  besteht
 aus einem Anspruch auf

 1.  Förderung  der  Lehrgangs-  und  Prüfungsgebühren
 bis zu einem Gesamtbetrag von 10  226 Euro und

 2.  Förderung  der  Erstellung  der  fachpraktischen  Arbeit
 in  der  Meisterprüfung  des  Handwerks  sowie  ver-
 gleichbarer  Arbeiten  in  anderen  Wirtschaftsberei-
 chen  bis  zur  Hälfte  der  notwendigen  Kosten,  höchs-
 tens  jedoch  bis  zu  einem  Gesamtbetrag  von  1  534
 Euro.

 Der  Maßnahmebeitrag  nach  Satz  1  Nr.  1  wird  in  Höhe
 von  30,5  Prozent  als  Zuschuss  geleistet.  Darüber  hinaus
 besteht  der  Maßnahmebeitrag  vorbehaltlich  Absatz  4
 aus  einem  Anspruch  auf  Abschluss  eines  Darlehensver-
 trags  mit  der  KfW  Bankengruppe  nach  Maßgabe  des
 §  13.

 (2)  Soweit  der  Unterhaltsbeitrag  die  Erhöhungsbeträ-
 ge  nach  §  10  Abs.  2  Satz  4  um  mehr  als  103  Euro  über-
 steigt,  wird  er  in  Höhe  von  44  Prozent  als  Zuschuss  ge-
 leistet.  Der  Erhöhungsbeitrag  für  jedes  Kind  nach  §  10
 Abs.  2  Satz  4  wird  zur  Hälfte  und  der  Kinderbetreu-
 ungszuschlag  nach  §  10  Abs.  3  in  voller  Höhe  als  Zu-
 schuss  geleistet.  Die  Zuschüsse  aus  den  Sätzen  1  und  2
 werden  bis  zum  Ablauf  des  Monats,  in  dem  planmäßig
 der  letzte  Unterrichtstag  abgehalten  wird,  gewährt.  Im
 Übrigen  besteht  für  den  Unterhaltsbeitrag  und  den  Er-
 höhungsbetrag  für  jedes  Kind  vorbehaltlich  Absatz  4
 ein  Anspruch  auf  Abschluss  eines  Darlehensvertrages
 mit  der  KfW  Bankengruppe  nach  Maßgabe  des  §  13.
 Abweichend  von  den  Sätzen  1  bis  4  wird  der
 Unterhaltsbeitrag  in  den  Fällen  des  §  11  Abs.  1  Nr.  1  für
 den  Zeitraum,  um  den  die  Förderungshöchstdauer  ver-
 längert  worden  ist,  in  voller  Höhe  als  Zuschuss  geleis-
 tet.

 (3)  Während  der  Prüfungsvorbereitungsphase  nach
 §  11  Abs.  2  Satz  2  zweiter  Halbsatz  besteht  für  den  Un-
 terhaltsbeitrag  einschließlich  der  Erhöhungsbeträge  so-
 wie  für  den  Kinderbetreuungszuschlag  vorbehaltlich
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Absatz  4  ein  Anspruch  auf  Abschluss  eines  Darlehens-
 vertrags  mit  der  KfW  Bankengruppe  nach  Maßgabe  des
 §  13.

 (4)  Der  Teilnehmer  oder  die  Teilnehmerin  kann  den
 Abschluss  eines  Darlehensvertrags  innerhalb  von  drei
 Monaten  verlangen.  Die  Frist  beginnt  mit  dem  auf  die
 Bekanntgabe des Bescheids folgenden Monat.“

 12.  §  13 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Die  KfW  Bankengruppe  hat  auf  Verlangen  des
 Antragstellers  oder  der  Antragstellerin  mit  die-
 sem  oder  dieser  einen  privatrechtlichen  Vertrag
 über  ein  Darlehen  in  der  im  Bescheid  angegebe-
 nen Höhe zu schließen.“

 bb)  In  Satz  2  wird  nach  dem  Wort  „geringeren“  ein
 Komma eingefügt.

 cc)  In  Satz  3  wird  das  Wort  „Bewilligungsbe-
 scheid“ durch das Wort „Bescheid“ ersetzt.

 dd)  In  Satz  4  werden  nach  dem  Wort  „dieser“  die
 Wörter „oder diese“ eingefügt.

 ee)  In  Satz  6  wird  die  Angabe  „2  bis  9“  durch  die
 Angabe  „2  bis  7  und  §  13b  Abs.  1  bis  3“  ersetzt.

 b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  den  Sätzen  1  und  4  wird  jeweils  das  Wort
 „Bewilligungsbescheid“  durch  das  Wort  „Be-
 scheid“ ersetzt.

 bb)  In  Satz  4  werden  nach  der  Angabe  „§  12  Abs.  1
 ist“  die  Wörter  „mit  Ausnahme  der  Kosten  für
 die Prüfungsgebühr“ eingefügt.

 cc)  Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:

 „Die  Erstattung  der  Prüfungsgebühr  erfolgt
 nach Maßgabe des §  24 Abs.  1 Satz 4.“

 c)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  wird  vor  dem  Wort  „mindestens“  das
 Wort „grundsätzlich“ eingefügt.

 bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Die  KfW  Bankengruppe  kann  die  Zahlung  für
 jeweils  drei  aufeinanderfolgende  Monate  in  ei-
 nem  Betrag  geltend  machen,  es  sei  denn,  der
 Darlehensnehmer  oder  die  Darlehensnehmerin
 verlangt eine monatliche Ratenzahlung.“

 d)  Die Absätze 6 und 7 werden aufgehoben.

 e)  Absatz 8 wird Absatz 6.

 f)  Absatz  9  wird  Absatz  7  und  das  Wort  „Darle-
 hens(rest)schuld“  durch  das  Wort  „Darlehensrest-
 schuld“ ersetzt.

 g)  Absatz 10 wird Absatz 8 und wie folgt gefasst:

 „(8)  Mit  der  Eröffnung  des  gerichtlichen  Insol-
 venzverfahrens  über  das  Vermögen  einer  natürli-
 chen  Person  oder  nach  der  Abweisung  des  Antrags
 auf  Eröffnung  des  Insolvenzverfahrens  mangels
 Masse  werden  die  Darlehensrestschuld  und  Zins-

 schuld  zur  sofortigen  Rückzahlung  fällig.  Die  Ab-
 sätze  3,  5  und  6  sowie  §  13b  finden  keine  Anwen-
 dung.“

 13.  §  13a wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „auf  Antrag“  durch  die
 Wörter  „auf  seinen  oder  ihren  Antrag  durch  die
 KfW Bankengruppe“ ersetzt.

 b)  Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:

 „Sofern  der  übersteigende  Betrag  geringer  ist  als
 die  monatlich  zurückzuzahlende  Mindestrate  von
 128  Euro,  ist  die  Rückzahlungsrate  auf  den  überstei-
 genden  Betrag  zu  reduzieren.  Die  Freistellung  ist  in
 diesen  Fällen  auf  die  Differenz  zwischen  dem  über-
 steigenden  Betrag  und  der  Mindestrate  beschränkt.“

 14.  Nach §  13a wird folgender §  13b eingefügt:

 „§  13b
 Erlass und Stundung

 (1)  Hat  der  Darlehensnehmer  oder  die  Darlehensneh-
 merin  die  Fortbildungsprüfung  bestanden,  werden  ihm
 oder  ihr  gegen  Vorlage  des  Prüfungszeugnisses
 25  Prozent  des  zu  diesem  Zeitpunkt  noch  nicht  fällig
 gewordenen  Darlehens  für  die  Lehrgangs-  und  Prü-
 fungsgebühren nach §  12 Abs.  1 Satz 1 Nr.  1 erlassen.

 (2)  Hat  der  Darlehensnehmer  oder  die  Darlehens-
 nehmerin  innerhalb  von  drei  Jahren  nach  Beendigung
 der  Maßnahme  im  Inland  ein  Unternehmen  oder  eine
 freiberufliche  Existenz  gegründet  oder  übernommen
 oder  einen  bestehenden  Gewerbebetrieb  erweitert  und
 trägt  er  oder  sie  dafür  überwiegend  die  unternehmeri-
 sche  Verantwortung,  wird  auf  Antrag  und  gegen  Vorla-
 ge  der  erforderlichen  Nachweise  das  bis  zu  diesem  Zeit-
 punkt  noch  nicht  fällig  gewordene,  auf  die  Lehrgangs-
 und  Prüfungsgebühren  entfallende  Restdarlehen  nach
 §  12  Abs.  1  Satz  1  Nr.  1  teilweise  erlassen,  wenn  er  oder
 sie

 1.  die Fortbildungsprüfung bestanden hat,

 2.  das  Unternehmen,  die  freiberufliche  Existenz  oder
 den  erweiterten  Gewerbebetrieb  mindestens  ein  Jahr
 führt und

 3.  spätestens  am  Ende  des  dritten  Jahres  nach  der
 Gründung  oder  Übernahme  des  Unternehmens  oder
 der  freiberuflichen  Existenz  oder  der  Erweiterung
 des  Gewerbebetriebs  mindestens  eine  Person  zu-
 sätzlich  eingestellt  hat  und  zum  Zeitpunkt  der  An-
 tragstellung noch beschäftigt.

 Die Höhe des Erlasses beträgt im Einzelnen

 a)  33  Prozent  für  einen  zusätzlichen  Auszubildenden
 oder  eine  zusätzliche  Auszubildende,  dessen  oder
 deren  Ausbildungsverhältnis  nach  Ablauf  der  Pro-
 bezeit noch besteht,

 b)  33  Prozent  für  einen  zusätzlichen  Arbeitnehmer
 oder  eine  zusätzliche  Arbeitnehmerin,  dessen  oder
 deren  sozialversicherungspflichtiges  unbefristetes
 Vollzeitarbeitsverhältnis  zum  Zeitpunkt  der  Antrag-
 stellung  seit  mindestens  sechs  Monaten  besteht  und
 ungekündigt ist, oder
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c)  66  Prozent  für  einen  zusätzlichen  Auszubildenden
 oder  eine  zusätzliche  Auszubildende  und  einen  zu-
 sätzlichen  Arbeitnehmer  oder  eine  zusätzliche  Ar-
 beitnehmerin  oder  für  zwei  zusätzliche  Arbeitneh-
 mer  oder  Arbeitnehmerinnen,  sofern  die  jeweiligen
 Beschäftigungsvoraussetzungen  nach  den  Buchsta-
 ben a und b erfüllt sind.

 Insgesamt  dürfen  nicht  mehr  als  66  Prozent  des  noch
 nicht  fällig  gewordenen  Restdarlehens  für  die  Lehr-
 gangs- und Prüfungsgebühren erlassen werden.

 In  den  ersten  drei  Jahren  nach  der  Existenzgründung
 fällige  Rückzahlungsraten  werden  auf  Antrag  des  Dar-
 lehensnehmers  oder  der  Darlehensnehmerin  in  Höhe
 von  maximal  66  Prozent  des  noch  nicht  fällig  geworde-
 nen  Restdarlehens  für  die  Lehrgangs-  und  Prüfungsge-
 bühren  gestundet.  Die  Darlehensschuld  erhöht  sich  um
 die  nach  Satz  4  gestundeten  Zinsen,  wenn  die  Voraus-
 setzungen  für  einen  Erlass  nach  Absatz  2  nicht  erfüllt
 werden.

 (3)  Für  jeden  Monat,  für  den  der  Darlehensnehmer
 oder die Darlehensnehmerin glaubhaft macht, dass

 1.  sein  oder  ihr  Einkommen  den  Betrag  nach  §  18a
 Abs.  1  des  Bundesausbildungsförderungsgesetzes
 nicht übersteigt,

 2.  er  oder  sie  ein  Kind,  das  das  zehnte  Lebensjahr  noch
 nicht  vollendet  hat,  pflegt  oder  erzieht  oder  ein  be-
 hindertes Kind betreut und

 3.  er  oder  sie  nicht  oder  wöchentlich  nicht  mehr  als
 30  Stunden erwerbstätig ist,

 wird  auf  Antrag  die  Rückzahlungsrate  nach  §  13  Abs.  5
 längstens  für  einen  Zeitraum  von  zunächst  zwölf  Mona-
 ten  gestundet.  Der  Darlehensnehmer  oder  die  Dar-
 lehensnehmerin  ist  verpflichtet,  während  der  Dauer  der
 Stundung  jede  nach  dem  Zeitpunkt  der  Antragstellung
 eintretende  Änderung  der  Verhältnisse  nach  Satz  1
 Nr.  1  bis  3  der  KfW  Bankengruppe  schriftlich  mitzutei-
 len.  Kommt  der  Darlehensnehmer  oder  die  Darlehens-
 nehmerin  dieser  Verpflichtung  nicht  nach,  gerät  er  oder
 sie  mit  jeder  zu  Unrecht  gestundeten  Rate  auch  ohne
 Mahnung  in  Verzug.  Nach  Ablauf  des  Stundungs-
 zeitraums  werden  auf  Antrag  die  gestundeten  Raten
 erlassen,  soweit  der  Darlehensnehmer  oder  die  Dar-
 lehensnehmerin  nachweist,  dass  zum  Zeitpunkt  der
 Antragstellung  die  Voraussetzungen  des  Satzes  1  Nr.  1
 bis  3  noch  gegeben  sind.  Kind  des  Darlehensnehmers
 oder  der  Darlehensnehmerin  ist  ein  Kind,  für  das  er
 oder  sie  einen  Anspruch  auf  Kindergeld  nach  dem  Ein-
 kommensteuergesetz  oder  dem  Bundeskindergeldge-
 setz  hat,  soweit  das  Kind  das  zehnte  Lebensjahr  noch
 nicht  vollendet  hat,  sowie  Kinder  im  Sinne  des  §  32
 Abs.  4  Nr.  3  des  Einkommensteuergesetzes  oder  des
 §  2 Abs.  2 Nr.  3 des Bundeskindergeldgesetzes.

 (4)  Über  den  Antrag  des  Darlehensnehmers  oder  der
 Darlehensnehmerin  auf  Stundung  und  Erlass  entschei-
 det  in  den  Fällen  der  Absätze  1  bis  3  die  KfW  Banken-
 gruppe.“

 15.  §  14 Abs.  2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  den  Nummern  2  und  4  wird  jeweils  die  Angabe
 „§  13  Abs.  6  und  7“  durch  die  Angabe  „§  13b“  er-
 setzt.

 b)  In  Nummer  5  wird  die  Angabe  „§  13  Abs.  9“  durch
 die Angabe „§  13 Abs.  7“ ersetzt.

 16.  §  16 wird wie folgt gefasst:

 „§  16
 Rückzahlungspflicht

 Haben  die  Voraussetzungen  für  die  Leistung  von  För-
 derung  in  dem  Kalendermonat,  für  den  sie  gezahlt  wor-
 den  ist,  nicht  vorgelegen,  so  sind  insoweit  der  Bescheid
 aufzuheben  und  der  Förderungsbetrag  zu  erstatten.  Dies
 gilt  auch,  sofern  die  Förderung  unter  dem  Vorbehalt  der
 Rückforderung geleistet worden ist.“

 17.  §  17 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Für  die  Anrechnung  des  Einkommens  und  des  Vermö-
 gens  nach  §  10  Abs.  2  gelten  mit  Ausnahme  des  §  29
 des  Bundesausbildungsförderungsgesetzes  und  der
 Ermächtigungen  zum  Erlass  von  Rechtsverordnungen
 in  §  21  Abs.  3  Nr.  4  die  Abschnitte  IV  und  V  des
 Bundesausbildungsförderungsgesetzes  sowie  die  Ver-
 ordnung  zur  Bezeichnung  der  als  Einkommen  gelten-
 den  sonstigen  Einnahmen  nach  §  21  Abs.  3  Nr.  4  des
 Bundesausbildungsförderungsgesetzes  mit  der  Maßga-
 be  entsprechend,  dass  an  die  Stelle  des  Amtes  für  Aus-
 bildungsförderung  die  für  dieses  Gesetz  zuständige  Be-
 hörde  tritt  und  dass  in  den  Fällen  des  §  24  Abs.  2  und  3
 des  Bundesausbildungsförderungsgesetzes  über  den
 Antrag  ohne  Vorbehalt  der  Rückforderung  entschieden
 wird.“

 18.  §  17a Abs.  1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  1  wird  die  Zahl  „35  791“  durch  die  Zahl
 „35  800“ ersetzt.

 b)  In  den  Nummern  2  und  3  wird  jeweils  die  Zahl
 „1  790“ durch die Zahl „1  800“ ersetzt.

 19.  In  §  19  Abs.  1  werden  die  Wörter  „sowie  über  die“
 durch die Wörter „einschließlich der“ ersetzt.

 20.  In  §  20  Satz  2  wird  das  Wort  „Bewilligungsbescheides“
 durch das Wort „Bescheids“ ersetzt.

 21.  In  §  21  Abs.  1  Satz  2  werden  nach  dem  Wort  „ver-
 pflichtet,“  die  Wörter  „für  die  Förderung  relevante  Ver-
 änderungen  ihres  Geschäftsbetriebs  und  der  Maßnah-
 me,  das  Einstellen  eines  Lehrgangs“  sowie  nach  dem
 Wort  „Beendigung,“  die  Wörter  „die  nicht  regelmäßige
 Teilnahme,“ eingefügt.

 22.  In §  22 Satz 1 wird die Angabe „Nr.  2“ gestrichen.

 23.  §  23 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2) In dem Bescheid sind anzugeben:

 1.  die  Höhe  des  Zuschussanteils  zum  Maßnahme-
 beitrag  nach  §  12  Abs.  1  Satz  1  Nr.  1  und
 Satz  2,

 2.  die  Höhe  des  Maßnahmedarlehens  nach  §  12
 Abs.  1 Satz 1 und 3,
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3.  die  Dauer  der  Zins-  und  Tilgungsfreiheit  nach
 §  13 Abs.  3,

 4.  die  Frist  nach  §  12  Abs.  4,  bis  zu  der  der  Ab-
 schluss  eines  Darlehensvertrags  verlangt  wer-
 den kann,

 5.  das  Ende  der  Förderungshöchstdauer  nach  §  11
 und

 6.  der  Zeitpunkt  zur  Vorlage  des  Teilnahmenach-
 weises  sowie  die  Rechtsfolgen  der  Nichtvorla-
 ge  und  der  nicht  regelmäßigen  Teilnahme  nach
 §  9.

 Bei  Maßnahmen  in  Vollzeitform  sind  zusätzlich  an-
 zugeben:

 1.  die  Höhe  des  Zuschussanteils  zum  Unterhalts-
 beitrag nach §  12 Abs.  2 Satz 1,

 2.  die  Höhe  des  Zuschussanteils  zum  Erhöhungs-
 betrag für Kinder nach §  12 Abs.  2 Satz 2,

 3.  die  Höhe  des  Unterhaltsdarlehens  nach  §  12
 Abs.  2 Satz 4,

 4.  die  Höhe  des  Einkommens  des  Teilnehmers
 oder  der  Teilnehmerin,  des  nicht  dauernd  ge-
 trennt  lebenden  Ehegatten  sowie  die  Höhe  des
 Vermögens  des  Teilnehmers  oder  der  Teilneh-
 merin nach §  17,

 5.  die  Höhe  der  bei  der  Ermittlung  des  Einkom-
 mens  berücksichtigten  Steuern  und  Abzüge  zur
 Abgeltung  der  Aufwendungen  für  die  soziale
 Sicherung nach §  17,

 6.  die  Höhe  der  gewährten  Freibeträge  nach  den
 §§  17, 17a,

 7.  die  Höhe  der  auf  den  Bedarf  angerechneten  Be-
 träge  von  Einkommen  und  Vermögen  des  Teil-
 nehmers  oder  der  Teilnehmerin  sowie  vom  Ein-
 kommen  des  nicht  dauernd  getrennt  lebenden
 Ehegatten nach §  10 Abs.  2 Satz 5 und §17.

 Bei  Alleinerziehenden  ist  zusätzlich  der  Zuschuss
 für  den  Kinderbetreuungszuschlag  nach  §  10  Abs.  3
 anzugeben.

 Bei  Gewährung  einer  Förderung  für  die  Prüfungs-
 vorbereitungsphase sind zusätzlich anzugeben:

 1.  die Höhe des Unterhaltsdarlehens sowie

 2.  bei  Alleinerziehenden  die  Höhe  des  Darlehens
 für  den  Kinderbetreuungszuschlag  nach  §  12
 Abs.  3.“

 b)  In  Absatz  4  werden  nach  der  Angabe  „(§  2  Abs.  1
 Nr.  2)“  die  Wörter  „  ,  zeitlicher  und  inhaltlicher  Ge-
 staltung“ eingefügt.

 c)  Absatz 5 wird aufgehoben.

 24.  §  24 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Zuschussanteile  am  Unterhaltsbeitrag
 nach  §  12  Abs.  2  und  der  Zuschuss  für  die  Kin-
 derbetreuung  nach  §  10  Abs.  3  und  §  12  Abs.  2

 Satz  2  sind  unbar  monatlich  im  Voraus  zu  zah-
 len.“

 bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Der  Zuschussanteil  zum  Maßnahmebeitrag
 nach  §  12  Abs.  1  Satz  2  kann  bis  zu  der  im  Be-
 scheid  angegebenen  Höhe,  höchstens  bis  zu
 einem  Betrag  von  2  600  Euro,  in  einem  Betrag
 gezahlt werden.“

 cc)  Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt:

 „Der  Maßnahmebeitrag  für  die  Prüfungsgebühr
 wird  erst  bei  Fälligkeit  und  gegen  Vorlage  der
 Rechnung  oder  des  Gebührenbescheids  ausge-
 zahlt.“

 b)  In  Absatz  2  werden  die  Wörter  „Der  monatliche
 Zuschussanteil  zum  Unterhaltsbeitrag  und  der  Zu-
 schuss  zu  den  Kinderbetreuungskosten“  durch  die
 Wörter  „Die  monatlichen  Zuschussanteile  am  Un-
 terhaltsbeitrag  und  der  Zuschuss  für  die  Kinderbe-
 treuung“  und  die  Angabe  „§  12  Abs.  1  Nr.  3“  durch
 die  Angabe  „§  10  Abs.  3  und  §  12  Abs.  2  Satz  2“  er-
 setzt.

 25.  In  §  25  Satz  1  Nr.  2  werden  nach  dem  Wort  „Unter-
 haltsbeitrages“  die  Wörter  „oder  des  Maßnahmebei-
 trags“ eingefügt.

 26.  §  27 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  dem  Satzteil  vor  Nummer  1  werden  nach
 dem  Wort  „Darlehen“  die  Wörter  „sowie  Zahl
 und  Höhe  der  nach  §  13a  gewährten  Freistel-
 lungen  und  der  nach  §  13b  gewährten  Darle-
 henserlasse und Stundungen“ eingefügt.

 bb)  In  Nummer  2  werden  die  Wörter  „Wohnung
 während  der  Ausbildung,“  gestrichen  und  die
 Angabe  „nach  §  12  Abs.  2“  wird  durch  die
 Wörter  „während  der  Maßnahme  nach  §  12
 Abs.  2  sowie  während  der  Prüfungsvorberei-
 tungsphase nach §  12 Abs.  3“ ersetzt.

 cc)  Nach  Nummer  2  wird  folgende  Nummer  3  ein-
 gefügt:

 „3.  von  alleinerziehenden  Teilnehmern  und
 Teilnehmerinnen  zusätzlich:  Art,  Höhe  und
 Zusammensetzung  des  Kinderbetreuungs-
 zuschlags.“

 dd)  Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.

 b)  In  Absatz  4  werden  nach  dem  Wort  „Behörden“  die
 Wörter „und die KfW Bankengruppe“ eingefügt.

 27.  §  29 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Ordnungswidrig  handelt,  wer  vorsätzlich
 oder fahrlässig

 1.  entgegen  §  21  Abs.  1  eine  Auskunft  nicht,  nicht
 richtig,  nicht  vollständig  oder  nicht  rechtzeitig
 erteilt,  eine  Urkunde  nicht,  nicht  richtig,  nicht
 vollständig  oder  nicht  rechtzeitig  vorlegt  oder
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eine  Mitteilung  nicht,  nicht  richtig,  nicht  voll-
 ständig oder nicht rechtzeitig macht oder

 2.  entgegen  §  60  Abs.  1  Satz  1  des  Ersten  Buches
 Sozialgesetzbuch,  auch  in  Verbindung  mit  §  21
 Abs.  2,  eine  Angabe  oder  eine  Änderungsmit-
 teilung  nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollständig
 oder  nicht  rechtzeitig  macht  oder  eine  Beweis-
 urkunde  nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollständig
 oder nicht rechtzeitig vorlegt.“

 b)  Absatz 2 wird aufgehoben.

 c)  Der  bisherige  Absatz  3  wird  der  neue  Absatz  2  und
 das  Wort  „zweitausend“  durch  das  Wort  „dreitau-
 send“ ersetzt.

 28.  §  30 wird wie folgt gefasst:

 „§  30
 Übergangsvorschriften

 (1)  Für  bis  zum  30.  Juni  2009  begonnene  Maßnah-
 men  oder  Maßnahmeabschnitte  der  beruflichen  Auf-
 stiegsfortbildung  sind  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes
 mit  Ausnahme  des  §  13b  Abs.  2  in  der  bis  zum  Ablauf
 des  30.  Juni  2009  geltenden  Fassung  weiterhin  anzu-
 wenden.

 (2)  §  2  Abs.  1  Nr.  2  Satz  3  gilt  für  Maßnahmen  oder
 Maßnahmeabschnitte,  die  bis  zum  30.  Juni  2012  begon-
 nen werden.

 (3)  §  2a  gilt  für  Maßnahmen  oder  Maßnahmeab-
 schnitte, die ab dem 1. Juli 2010 beginnen.“

 Artikel 2

 Bekanntmachungserlaubnis

 Das  Bundesministerium  für  Bildung  und  Forschung  kann
 den  Wortlaut  des  Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes
 in  der  vom  1.  Juli  2009  an  geltenden  Fassung  im  Bundes-
 gesetzblatt bekanntmachen.

 Artikel 3

 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  2009  in  Kraft.  §  2  Abs.  1
 Nr.  2  Satz  3  des  Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes
 vom  23.  April  1996  (BGBl.  I  S.  623),  das  zuletzt  durch  Arti-
 kel  1  dieses  Gesetzes  geändert  worden  ist,  tritt  am  1.  Juli
 2012 außer Kraft.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 17 – Drucksache 16/10996
Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 I.  Ziel und Inhalt des Gesetzes

 Das  zuletzt  2002  novellierte  Aufstiegsfortbildungsförde-
 rungsgesetz  (AFBG)  ist  seit  1996  in  Kraft.  Es  hat  sich  zu
 einem  umfassenden  und  äußerst  erfolgreichen  Förderinstru-
 ment  der  beruflichen  Weiterbildung  entwickelt,  das  einen
 individuellen  Rechtsanspruch  auf  Förderung  der  ersten
 beruflichen  Aufstiegsfortbildung  gewährt.  Dieser  Rechts-
 anspruch  erstreckt  sich  auf  nahezu  sämtliche  Berufsbereiche,
 unabhängig  von  der  Form  der  Aufstiegsfortbildung  (Voll-
 zeit/Teilzeit/schulisch/außerschulisch/Fernunterricht/medien-
 gestützt)  und  ohne  Altersbegrenzung.  Ziel  des  Gesetzes  sind
 die  Erweiterung  und  der  Ausbau  beruflicher  Höherqualifi-
 zierung,  die  Stärkung  der  Fortbildungsmotivation  des  Fach-
 kräftenachwuchses  in  Deutschland  sowie  die  Verbesserung
 der  beruflichen  Aufstiegsmöglichkeiten  eines  jeden  Einzel-
 nen.  Darüber  hinaus  bietet  es  über  einen  Darlehensteilerlass
 für  potenzielle  Existenzgründer  einen  Anreiz,  nach  erfolg-
 reichem  Abschluss  der  Fortbildung  den  Schritt  in  die  Selb-
 ständigkeit  zu  wagen  und  Arbeitsplätze  und  Ausbildungs-
 plätze  zu  schaffen.  Das  AFBG  stellt  –  als  ein  Äquivalent  zum
 Bundesausbildungsförderungsgesetz  (BAföG)  –  in  der  be-
 ruflichen  Bildung  eine  ganz  wesentliche  Säule  des  Lebens-
 langen  Lernens  und  der  beruflichen  Weiterbildung  dar,  denn
 ohne  die  finanziellen  Anreize  des  Staates  über  das  AFBG
 würden  eine  Vielzahl  der  beabsichtigten  Fortbildungsmaß-
 nahmen  aus  finanziellen  Gründen  unterbleiben  und  das
 Potenzial  der  Betroffenen  ungenutzt  brachliegen.  Die  Be-
 deutung  des  Gesetzes  spiegelt  sich  auch  in  den  kontinuier-
 lich  steigenden  Gefördertenzahlen  wieder,  die  sich  seit  1996
 mehr  als  vervierfacht  haben.  Im  Jahre  2007  wurden  bereits
 circa  134  000  Personen  gefördert.  Diese  hierin  und  in  Aus-
 sagen  von  Betroffenen  zum  Ausdruck  kommende  positive
 Auswirkung  des  AFBG  auf  die  Fortbildungsmotivation  gilt
 es zu erhalten und auszubauen.

 Mit  diesem  Gesetzentwurf  greift  die  Bundesregierung  auch
 vor  dem  Hintergrund  des  sich  abzeichnenden  Fachkräfte-
 mangels  dieses  Ziel  auf.  Dabei  stellt  die  Novellierung  des
 AFBG  einen  wichtigen  Baustein  im  Rahmen  der  Qualifizie-
 rungsinitiative  der  Bundesregierung  dar,  deren  Ziel  die  Ver-
 besserung  der  Qualität  und  Wirkungsbreite  des  deutschen
 Aus- und Weiterbildungssystems ist.

 Neben  strukturellen  Verbesserungen  werden  auch  Klarstel-
 lungen  vorgenommen.  Ziel  ist  es,  das  AFBG  noch  attrakti-
 ver,  zielgerichteter  und  effizienter  zu  gestalten  und  es  so  „fit“
 für  die  Herausforderungen  der  Gegenwart  und  der  Zukunft
 zu  machen.  Vor  allem  sollen  die  Attraktivität  beruflicher
 Aufstiegsfortbildungen  weiter  gesteigert  und  noch  mehr
 Menschen  als  bisher  für  Fortbildungen  gewonnen  werden,
 um  durch  eine  kontinuierliche  Höherqualifizierung  über  alle
 Altersgruppen  hinweg  dem  Fachkräftemangel  in  Deutsch-
 land  zu  begegnen,  die  Beschäftigungsfähigkeit  der  Men-
 schen  auf  Dauer  zu  erhalten  und  die  Wettbewerbs-  und  Inno-
 vationsfähigkeit Deutschlands zu sichern.

 Auch  soll  mit  dem  Gesetzentwurf  der  Gleichwertigkeit  der
 beruflichen  mit  der  allgemeinen  Bildung  Rechnung  getragen

 werden.  Nachdem  in  einem  ersten  Schritt  strukturelle
 Verbesserungen  über  das  22.  Bundesausbildungsförderungs-
 Änderungsgesetz  (22.  BAföGÄndG)  in  der  schulischen  und
 akademischen  Bildung  erzielt  worden  sind,  sollen  in  einem
 zweiten  Schritt  vergleichbare,  strukturelle  Verbesserungen
 im Bereich der beruflichen Bildung umgesetzt werden.

 Die  Ziele  der  Novelle  lassen  sich  wie  folgt  kurz  zusammen-
 fassen:

 –  Verbesserung  der  beruflichen  Entwicklungs-  und  Auf-
 stiegschancen  von  leistungsfähigen  und  leistungsbereiten
 Fachkräften;

 –  Steigerung  der  Motivation  zur  beruflichen  Weiterbildung
 über  alle  Lebensphasen  hinweg,  Unterstützung  beim  be-
 ruflichen  Aufstieg,  insbesondere  von  Fortbildungswilli-
 gen mit Familie;

 –  Steigerung  der  Beteiligung  an  beruflicher  Weiterbildung
 durch  Erweiterung  des  Anwendungsbereichs  des  AFBG
 und  der  Anzahl  der  förderfähigen  Aufstiegsfortbildun-
 gen,  um  hierdurch  das  AFBG  auf  eine  noch  breitere  Basis
 zu stellen;

 –  Sicherung  der  Beschäftigungsfähigkeit  des  Einzelnen
 oder  der  Einzelnen  und  Impuls  für  die  Schaffung  von
 Arbeits- und Ausbildungsplätzen;

 –  Stärkung  der  Wettbewerbs-  und  Innovationsfähigkeit  des
 Wirtschaftsstandortes Deutschland;

 –  Steigerung  der  Attraktivität,  Zielgerichtetheit  und  Effi-
 zienz des AFBG;

 –  Sicherung  des  Nachwuchses  an  Fach-  und  Führungskräf-
 ten sowie Existenzgründern oder Existenzgründerinnen;

 –  Anpassung  der  Förderung  an  die  Erfordernisse  des  Ar-
 beitslebens,  wie  einen  wachsenden  Qualifikationsbedarf
 durch veränderte technische Abläufe;

 –  Steigerung der Qualität der beruflichen Weiterbildung.

 Im Einzelnen sind folgende Maßnahmen vorgesehen:

 Der  Anwendungsbereich  des  AFBG  soll  erweitert  werden.
 Fortbildungswillige  sollen  eine  und  nicht  nur  die  erste  Auf-
 stiegsfortbildung  gefördert  bekommen.  Menschen,  die  be-
 reits  eine  selbst  oder  anderweitig  finanzierte  Aufstiegsfort-
 bildung  absolviert  haben  und  nach  bisherigem  Recht
 aufgrund  ihrer  vorherigen  Eigeninitiative  einen  Förderan-
 spruch  verwirkt  haben,  sollen  künftig  hierfür  nicht  mehr  „be-
 straft“  werden.  Auch  sie  sollen  für  eine  Aufstiegsfortbildung
 eine Förderung erhalten können.

 Darüber  hinaus  soll  die  Förderung  für  alle  verbessert,  dafür
 aber  stärker  am  Erfolg  der  Fortbildungsmaßnahme  orientiert
 werden.  Zusätzlich  zum  bisherigen  staatlichen  Zuschuss  von
 30,5  Prozent  zum  Maßnahmebeitrag  bei  Beginn  des  Lehr-
 ganges  soll  bei  Bestehen  der  Prüfung  ein  neuer  Erlass  von
 25  Prozent  auf  das  auf  die  Lehrgangs-  und  Prüfungsgebüh-
 ren entfallende Restdarlehen gewährt werden.

 Künftig  sollen  auch  Fortbildungen  in  der  ambulanten  und
 stationären  Altenpflege  mit  Aufstiegscharakter  –  auch  wenn
 keine  entsprechenden  landesrechtlichen  Regelungen  vorlie-
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gen  –  für  eine  befristete  Zeit  förderfähig  sein,  wenn  sie,  ab-
 gesehen  von  fortbildungsimmanenten  Unterschieden,  inhalt-
 lich  im  Wesentlichen  den  Weiterbildungsempfehlungen  der
 Deutschen  Krankenhausgesellschaft  entsprechen.  Damit
 wird  die  Erwartung  verknüpft,  dass  bis  zum  Ablauf  der
 Übergangsfrist  in  allen  Ländern  entsprechende  landesrecht-
 liche Fortbildungsregelungen geschaffen werden.

 Aufstiegsfortbildungen  zum  Erzieher  oder  zur  Erzieherin
 sollen  ebenfalls  in  den  Förderungsbereich  des  AFBG  fallen.

 Ausländische  Fortbildungswillige,  die  bereits  langfristig
 aufenthaltsberechtigt  sind  oder  lange  in  Deutschland  leben
 und  eine  dauerhafte  Bleibeperspektive  haben,  sollen  künftig
 auch  ohne  Anknüpfung  an  eine  vorherige  Mindesterwerbs-
 dauer nach dem AFBG gefördert werden können.

 Die  Erlassmöglichkeiten  für  Unternehmensgründungen  und
 Unternehmensübernahmen  sollen  verbessert  werden.  Künf-
 tig  soll  bei  der  Gründung  oder  Übernahme  eines  Unterneh-
 mens  bereits  ab  der  Einstellung  und  der  dauerhaften  Be-
 schäftigung  eines  neuen  sozialversicherungspflichtigen
 Mitarbeiters  oder  einer  sozialversicherungspflichtigen  Mit-
 arbeiterin  oder  eines  oder  einer  Auszubildenden  ein  gestaf-
 felter  Erlass  des  auf  die  Lehrgangs-  und  Prüfungsgebühren
 entfallenden Restdarlehens gewährt werden.

 Die  finanzielle  Situation  von  Fortbildungswilligen  mit  Kin-
 dern  soll  weiter  verbessert  werden,  da  insbesondere  sie  viel-
 fältigen  Belastungen  ausgesetzt  sind.  Zum  einen  soll  der  bis-
 herige  Kinderbetreuungszuschlag  für  Alleinerziehende  von
 bis  zu  113  Euro  pro  Kind  bis  zum  vollendeten  zehnten  Le-
 bensjahr  pauschalisiert  und  ohne  Kostennachweis  pro  Kind
 und  Monat  gewährt  werden.  Bei  der  Betreuung  behinderter
 Kinder  soll  darüber  hinaus  die  Altersbegrenzung  entfallen,
 da  der  Betreuungsmehrbedarf  auch  nach  dem  zehnten  Le-
 bensjahr  fortbesteht.  Darüber  hinaus  soll  der  Erhöhungs-
 betrag  für  Kinder  beim  Unterhaltsbeitrag  von  179  Euro  pro
 Kind  auf  210  Euro  pro  Kind  erhöht  und  zu  50  Prozent  bezu-
 schusst werden.

 Des  Weiteren  soll  die  bei  Aufstiegsfortbildungsmaßnahmen
 in  Vollzeit  zwischen  Ende  der  Maßnahme  und  Anfertigung
 des  Prüfungsstücks  beziehungsweise  Ablegen  der  Prüfung
 bestehende  Förderlücke  beim  Unterhaltsbeitrag  geschlossen
 werden.  Da  das  Prüfungsstück  in  der  Regel  erst  nach  Ab-
 schluss  der  Fortbildungsmaßnahme  gefertigt  wird,  der  Un-
 terhaltsbeitrag  aber  nur  bis  zum  Ende  der  Maßnahme  ge-
 währt  wird,  entsteht  oftmals  für  die  Betroffenen  für  die  Zeit
 des  Anfertigens  des  Prüfungsstücks  beziehungsweise  der
 Ablegung der Prüfung eine schwierige finanzielle Situation.
 Diese  soll  durch  ein  Darlehen  für  den  Lebensunterhalt  und
 die  Kosten  der  Kinderbetreuung  zu  AFBG-Konditionen  von
 bis  zu  weiteren  drei  Monaten  nach  Ende  der  Maßnahme  ver-
 bessert werden.

 Zugleich  sollen  Maßnahmen  wie  Klausurenkurse  oder
 mündliche  Prüfungssimulationen,  die  für  das  Bestehen  der
 Prüfung  hilfreich  sind,  in  einem  gewissen  Umfang  mitgeför-
 dert  werden.  Derzeit  können  nur  reine  Unterrichtsstunden,
 bei  denen  eine  Lehrkraft  die  notwendigen  Lerninhalte  ver-
 mittelt,  anerkannt  und  gefördert  werden.  Künftig  sollen  bis
 zu  10  Prozent,  maximal  jedoch  50  Stunden  (à  45  Minuten)
 der Prüfungsvorbereitung mitgefördert werden können.

 In  Anlehnung  an  die  Weiterbildungsförderungen  nach  dem
 Dritten  Buch  Sozialgesetzbuch  werden  die  Anforderungen

 an  die  Eignung  der  Träger  erhöht,  indem  auch  im  AFBG  von
 den  Trägern  der  Maßnahme  die  Anwendung  eines  Qualitäts-
 sicherungssystems verlangt wird.

 Zugleich  sollen  durch  verschiedene  Klarstellungen  im  Ge-
 setz  die  zweckentsprechende  Mittelverwendung,  die  Ein-
 schränkung  von  Mitnahmeeffekten  und  Leistungsmissbräu-
 chen  sichergestellt,  das  Subsidiaritätsprinzip  der  staatlichen
 Förderung  durch  Anrechnung  von  Leistungen  privater  Ar-
 beitgeber  zur  Aufstiegsfortbildung  gestärkt  werden  und  eine
 zielgenauere  und  sparsamere  Förderung  durch  Beschrän-
 kung  der  Förderungsdauer  auf  das  Notwendige,  die  Einfüh-
 rung  eines  Teilnahmenachweises,  eine  präzisere  Abgren-
 zung  zwischen  AFBG  und  anderen  Leistungsgesetzen  sowie
 eine  Anpassung  des  AFBG  an  die  Rechtsprechung  erfolgen.

 II.  Gesetzgebungskompetenz des Bundes

 Das  Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz,  das  auf  der
 Grundlage  des  Artikels  74  Abs.  1  Nr.  13  des  Grundgesetzes
 (GG)  (Regelung  der  Ausbildungsbeihilfen)  erlassen  wurde,
 stellt  zur  Gewährleistung  von  Chancengleichheit  in  der  be-
 ruflichen  Weiterbildung  bundesweit  einheitliche  Bedingun-
 gen  bei  der  individuellen  Aufstiegsfortbildungsförderung  si-
 cher.  Nach  eingehender  Prüfung  der  aktuellen  tatsächlichen
 Gegebenheiten  und  Prognose  der  künftigen  Entwicklungen
 ist  das  Erfordernis  einer  bundeseinheitlichen  Regelung  zur
 Herstellung  gleichwertiger  Lebensverhältnisse  im  Bundes-
 gebiet  und  zur  Wahrung  der  Rechtseinheit  im  gesamtstaat-
 lichen Interesse (Artikel 72 Abs.  2 GG) zu bejahen.

 Die  Verlässlichkeit  einer  bundesweit  einheitlichen  und  damit
 vom  Standort  der  jeweils  ausgewählten  Fortbildungsstätte
 unabhängigen  finanziellen  Absicherung  der  Fortbildung  ist
 Grundlage  dafür,  alle  Begabungsreserven  bestmöglich  aus-
 zuschöpfen  und  die  erforderliche  Mobilitätsbereitschaft
 während  der  beruflichen  Weiterbildung  zu  sichern.  Die  Aus-
 gestaltung  als  subsidiäre  staatliche  Sozialleistung  macht  eine
 bundeseinheitliche  Gewährleistung  gleicher  Förderungsvor-
 aussetzungen  und  Förderungskonditionen  erforderlich,  die
 mit  den  vorgesehenen  Änderungen  zur  Einbeziehung  von
 bislang  nicht  förderungsberechtigten  Fortbildungswilligen
 mit  Migrationshintergrund,  zur  Anhebung  des  Erhöhungsbe-
 trages  für  Kinder  und  dessen  Bezuschussung,  zur  pauschalen
 Gewährung  des  Kinderbetreuungszuschlags  bei  gleichzeiti-
 gem  Verzicht  auf  den  Kostennachweis,  zur  Einführung  des
 Bestehenserlasses  und  der  neuen  Erlasskomponente  bei  den
 Existenzgründern  oder  Existenzgründerinnen,  dem  Quali-
 tätsnachweis  für  Weiterbildungsträger  usw.  maßgeblich  tan-
 giert  werden.  Unterschiedliche  landesrechtliche  Regelungen
 hierzu  würden  zwangsläufig  zu  einer  bildungspolitisch  nicht
 hinnehmbaren  und  die  Mobilität  von  Fortbildungswilligen
 verhindernden  Rechtszersplitterung  im  Bereich  der  Förde-
 rung  der  beruflichen  Weiterbildung  führen,  so  dass  eine  Re-
 gelung durch den Bundesgesetzgeber erforderlich ist.

 III.  Weitere Ergebnisse der Vorprüfung des
 Gesetzentwurfs

 Notwendigkeit,  Wirksamkeit  und  Verständlichkeit  der  vor-
 geschlagenen  Rechtsänderungen  sind  Gegenstand  einer  Vor-
 prüfung  gewesen.  Der  Handlungsbedarf  ist  im  Wesentlichen
 in  den  Ausführungen  des  Allgemeinen  und  Besonderen  Teils
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der  Begründung  dargelegt.  Als  Beitrag  zum  Bürokratieabbau
 durch  Rechts-  und  Verwaltungsvereinfachung  wirken  sich
 insbesondere  die  Abschaffung  des  Nachweises  der  konkret
 entstandenen  Kosten  der  Kinderbetreuung,  die  gesetzlichen
 Klarstellungen  und  Definitionen  sowie  die  Streichung  von
 Normen  und  einer  Verordnungsermächtigung  ohne  prakti-
 sche Relevanz aus.

 Inwieweit  eine  Befristung  der  Rechtsänderungen  sinnvoll  er-
 scheint,  wurde  jeweils  eingehend  geprüft.  Die  Prüfung  hat
 ergeben,  dass  eine  Befristung  nur  für  die  Förderung  der  Fort-
 bildung  in  der  Altenpflege  angezeigt  ist,  weil  bereits  zum  jet-
 zigen  Zeitpunkt  eine  bundesweite  Förderung  ermöglicht
 werden  soll,  obwohl  es  zum  Teil  noch  an  entsprechenden
 landesrechtlichen  Regelungen  mangelt.  Der  Befristungszeit-
 raum  gibt  den  Landesgesetzgebern  ausreichend  Zeit,  die  er-
 forderlichen Regelungen zu erlassen.

 Die  Regelungsvorschläge  stehen  in  voller  Übereinstimmung
 mit  dem  Recht  der  Europäischen  Union  und  dienen  im  Be-
 reich  der  Ausdehnung  des  Kreises  förderungsberechtigter
 ausländischer  Fortbildungswilliger  zum  Teil  gerade  dessen
 Umsetzung.

 IV.  Auswirkungen von gleichstellungspolitischer
 Bedeutung

 Der  Gesetzentwurf  wurde  auf  seine  Gleichstellungsrelevanz
 überprüft.  Von  dem  Förderanspruch  auf  eine  Fortbildung
 und  von  der  Änderung  des  Kinderbetreuungszuschlags,  der
 künftig  pauschal  und  ohne  Kostennachweis  gewährt  wird,
 und  von  den  Verbesserungen  bei  der  Aufstiegsfortbildung
 zum  Erzieher  oder  zur  Erzieherin  sowie  in  der  Altenpflege
 werden  voraussichtlich  vor  allem  AFBG-Empfängerinnen
 profitieren.  Ansonsten  weist  das  Gesetz  keine  Gleichstel-
 lungsrelevanz auf.

 V.  Finanzielle  Auswirkungen  auf  die  öffentlichen
 Haushalte und Auswirkungen auf das Preisniveau

 Für  die  Ermittlung  der  Kosten  der  AFBG-Novelle  dienten
 die  Zahlen  aus  den  Bundesstatistiken  2006  und  2007  sowie
 weitere  Erfahrungswerte  der  Länder  und  der  KfW  Banken-
 gruppe.  Bei  den  Berechnungen  wurde  ausgehend  von  rund
 134  000  Geförderten  im  Jahr  2007  ein  durch  die  Novelle
 ausgelöster  Anstieg  der  Gefördertenzahl  in  der  mittelfristi-
 gen  Perspektive  bis  zum  Jahre  2012  auf  rund  160  000  ange-
 nommen.  Dabei  wurde  berücksichtigt,  dass  die  Geförderten-
 zahl  seit  2006  rückläufig  ist.  Des  Weiteren  wurden  bei  der
 Berechnung  der  Mehrkosten  Mittelwerte  der  genannten
 Bundesstatistiken  für  die  durchschnittliche  Maßnahmedauer
 (zwölf  Monate),  den  durchschnittlichen  Zuschussanteil
 (1  155  Euro)  und  Darlehensanteil  (2  905  Euro)  je  Vollzeitfall
 am  Unterhaltsbeitrag  sowie  für  den  durchschnittlichen
 Zuschussanteil  (891  Euro)  und  Darlehensanteil  (2  059  Euro)
 je  Vollzeitfall  am  Maßnahmebeitrag,  den  durchschnittlichen
 Zuschussanteil  (512  Euro)  und  Darlehensanteil  (1  183  Euro)
 je  Teilzeitfall  am  Maßnahmebeitrag,  den  durchschnittlichen
 Kinderbetreuungszuschlag  (667  Euro)  sowie  für  den  durch-
 schnittlichen  Förderbetrag  der  Kosten  des  Meisterstückes
 (468 Euro) zu Grunde gelegt.

 Der  Finanzaufwand  des  AFBG  betrug  im  Jahre  2007  bei
 134  000  Geförderten  rund  153,6  Mio.  Euro.  Hiervon  entfie-

 len  gemäß  §  28  AFBG  auf  den  Bund  78  Prozent,  d.  h.  rund
 119,8  Mio.  Euro  und  auf  die  Länder  22  Prozent,  d.  h.  rund
 33,8 Mio. Euro.

 Auf  Grundlage  dieser  Daten  und  eines  Inkrafttretens  des  Ge-
 setzes  zum  1.  Juli  2009  wurde  der  novellierungsbedingte
 Finanzmehraufwand  für  Bund  und  Länder  wie  folgt  ermit-
 telt:

 Auswirkungen  auf  Einzelpreise  und  das  Preisniveau,  insbe-
 sondere  auf  das  Verbraucherpreisniveau,  sind  durch  das
 Gesetz  nicht  zu  erwarten,  da  die  Förderleistungen  zu  keiner
 signifikanten Veränderung der Nachfrage führen dürften.

 VI.  Bürokratiekosten

 Die  neu  eingeführten  Mitteilungspflichten  (für  den  Bil-
 dungsträger:  erweiterte  Mitteilungspflichten  bei  förderrele-
 vanten  Veränderungen  des  Geschäftsbetriebs  bzw.  der
 Fortbildungsmaßnahme;  für  Bürger  und  Bürgerinnen:  Teil-
 nahmenachweis,  Nachweis  über  Bestehen  der  Prüfung,
 Nachweis  über  entstandene  Prüfungsgebühren;  für  die  KfW
 Bankengruppe:  Auskünfte  für  die  Bundesstatistik  über  ge-
 währte  Teilerlasse  und  Stundungen),  sind  erforderlich,  ange-
 messen  und  verhältnismäßig,  da  geringer  belastende  Maß-
 nahmen  nicht  erkennbar  sind.  Insbesondere  die  den  Bürger
 oder  die  Bürgerin  betreffenden  Informationspflichten  dienen
 dem  Ziel,  den  Antragstellern  oder  Antragstellerinnen  Ver-
 günstigungen  (Zuschüsse  zu  den  Prüfungsgebühren,  leis-
 tungsbezogener  Teilerlass  bei  Bestehen  der  Prüfung,  Fort-
 zahlung  der  Förderung  bei  regelmäßiger  Teilnahme)  zu
 gewähren.  Die  mit  den  Informationspflichten  verbundenen
 Belastungen  sind  im  Vergleich  zu  den  Begünstigungen  als
 vernachlässigbar gering zu bewerten.

 Bürokratiekosten für die Bürger und Bürgerinnen

 Bei  allen  Informationspflichten  des  Bürgers  handelt  es  sich
 um  eine  einmalige  Meldung  während  einer  Fortbildungs-
 maßnahme,  die  sich  auf  die  Übersendung  einer  Kopie  des
 Prüfungszeugnisses,  des  Rechnungsbeleges  oder  Gebühren-
 bescheides  für  die  Prüfungsgebühren  und  die  Teilnahmebe-
 scheinigung  beschränkt.  Darüber  hinaus  ist  eine  Informa-
 tionspflicht  für  den  Bürger  abgeschafft  worden  (Nachweis
 der Kosten der Kinderbetreuung).

 Bürokratiekosten für die Wirtschaft

 Soweit  die  Bildungsträger  auskunftspflichtig  sind,  ist  zu  be-
 rücksichtigen,  dass  auch  sie  von  der  staatlichen  Finanzierung
 der  Lehrgangsgebühren  mittelbar  profitieren.  Im  Übrigen
 handelt  es  sich  bei  dieser  Informationspflicht  lediglich  um

 2009
 Mio.
 Euro

 2010
 Mio.
 Euro

 2011
 Mio.
 Euro

 2012
 Mio.
 Euro

 Mehrkosten der
 Novelle  29,4  66,3  86,0  90,2

 davon

 Bund  22,7  51,6  67,2  70,8

 Länder   6,7  14,7  18,8  19,4
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eine  Konkretisierung  einer  bereits  bestehenden  Informa-
 tionspflicht.  Es  ist  geprüft  worden,  ob  geringer  belastende
 Maßnahmen  möglich  sind.  Solche  sind  jedoch  nicht  identifi-
 ziert worden.

 Die  Kosten  für  die  Pflicht,  Änderungen  des  Geschäftsbetrie-
 bes  und  des  Lehrgangskonzeptes  mitzuteilen,  belaufen  sich
 auf  rund  5  000  Euro.  Bei  der  Berechnung  wurde  davon  aus-
 gegangen,  dass  von  insgesamt  1  300  Bildungsträgern  maxi-
 mal  10  Prozent  einmal  im  Jahr  ihr  Lehrgangskonzept  bzw.
 ihren  Geschäftsbetrieb  förderrelevant  modifizieren.  Es  wird
 ferner  von  durchschnittlich  drei  für  das  AFBG  relevanten
 Lehrgängen  pro  Bildungsträger  und  51  000  Erstbewilligun-
 gen  ausgegangen.  Für  das  Informationsschreiben  an  die  zu-
 ständigen  Stellen  wird  ein  Zeitaufwand  von  circa  5  Minuten
 für  eine  Fachkraft  mit  mittlerem  Qualifikationsniveau  mit
 einem  Stundensatz  von  29,30  Euro  zu  Grunde  gelegt.  Es
 handelt  sich  um  eine  einfache  Informationspflicht.  Zudem
 entstehen  Versandkosten  von  circa  0,60  Euro  –  (51  000/
 1  300/3)  ×  (1  300  ×  10  Prozent)  ×  (29,30  Euro/60  Minuten
 ×  5) +  (0,60 Euro  × 1  690).

 Die  Kosten  für  die  Pflicht,  die  Anwendung  eines  Qualitäts-
 sicherungssystems  nachzuweisen,  belaufen  sich  auf  rund
 15  700  Euro.  Bei  der  Berechnung  wurde  von  insgesamt
 1  300  Bildungsträgern  und  51  000  Erstbewilligungen  ausge-
 gangen.  Da  der  bereits  bestehende  Vordruck  für  den  Bil-
 dungsträger  (Formblatt  B)  angepasst  werden  kann  und  inso-
 weit  nur  ein  Ankreuzen  beziehungsweise  ein  Nennen  des
 verwendeten  Qualitätssicherungssystems  erforderlich  ist,
 handelt  es  sich  um  eine  einfache  Informationspflicht.  Der
 Zeitaufwand  wird  auf  circa  1  Minute  pro  Vordruck  geschätzt.
 Da  es  sich  um  ein  einfaches  Qualifikationsniveau  handelt,
 wird  ein  Stundensatz  von  19  Euro  angesetzt.  Da  der  Vor-
 druck  durch  den  Teilnehmer  oder  die  Teilnehmerin  bei  der
 zuständigen  Stelle  vorgelegt  wird,  entstehen  keine  Versand-
 kosten (51  000/1  300)  × (19 Euro/60 Minuten  × 1)  ×  1  300.

 Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  keine  belastbaren  statisti-
 schen  Informationen  zur  Anzahl  der  Bildungsträger  existie-
 ren.  Nach  derzeitigem  Kenntnisstand  gibt  es  649  Bil-
 dungsträger  der  Kammern,  die  für  das  AFBG  relevante
 Weiterbildungskurse  anbieten.  Über  private  Bildungsan-
 bieter  liegen  keine  Zahlen  vor.  Es  wird  hier  jedoch  von  der
 gleichen  Anzahl  ausgegangen,  so  dass  insgesamt  von  circa
 1  300 Bildungsträgern ausgegangen wurde.

 Bürokratiekosten für die Verwaltung

 Die  mit  einer  zusätzlichen  Auskunftspflicht  für  die  Bundes-
 statistik  bezüglich  der  Teilerlasse  belegte  KfW  Bankengrup-
 pe  stellt  als  für  die  Darlehensverwaltung  zuständige  Stelle
 den  „verlängerten  Arm“  der  Bundesverwaltung  dar.  Eine
 Kostenanalyse ist insoweit nicht notwendig.

 B. Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Änderung  des  Aufstiegsfortbildungs-
 förderungsgesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  2)

 Bei  den  Änderungen  in  der  Überschrift  und  in  Absatz  1  Nr.  1
 handelt  es  sich  um  redaktionelle  Anpassungen  sowie  eine
 sprachliche  Bereinigung  und  Klarstellung  der  Norm  ohne
 inhaltliche  Veränderungen.  Die  Bezugnahme  im  AFBG  auf

 eine  abgeschlossene  Berufsausbildung  oder  eine  vergleich-
 bare  berufliche  Qualifikation  will  sicherstellen,  dass  es  sich
 bei  der  nach  dem  AFBG  zu  fördernden  Maßnahme  vom  Ni-
 veau  um  eine  Aufstiegsfortbildung  und  nicht  nur  um  eine
 Erstausbildung  handelt.  Da  das  AFBG  eine  abgeschlossene
 Berufsausbildung  nach  BBiG  (Berufsbildungsgesetz)  oder
 HwO  (Handwerksordnung)  voraussetzt  und  Regelvorausset-
 zung  insoweit  eine  abgeschlossene,  mindestens  zwei-  bis
 eher  dreijährige  Berufsausbildung  ist,  ist  es  unabdingbar,
 dass  es  sich  bei  der  „entsprechenden  beruflichen  Qualifika-
 tion“  um  eine  solche  handelt,  die  mit  einer  solchen  gezielten
 mehrjährigen  Berufsausbildung  vergleichbar  ist.  Ein  An-
 haltspunkt  dafür,  wann  eine  einer  Berufsausbildung  entspre-
 chende  berufliche  Qualifikation  gegeben  ist,  gibt  §  45  Abs.  2
 BBiG.  Gemäß  §  45  Abs.  2  BBiG  kann  auch  jemand  zur  Ab-
 schlussprüfung  eines  Ausbildungsberufes  zugelassen  wer-
 den,  der  nachweist,  dass  er  mindestens  das  Eineinhalbfache
 der  Zeit,  die  als  Ausbildungszeit  vorgeschrieben  ist,  in  dem
 Beruf  tätig  gewesen  ist,  in  dem  er  die  Abschlussprüfung
 ablegen  will.  Dieser  Maßstab  dient  grundsätzlich  auch  im
 AFBG als Anhaltspunkt.

 Die  Änderungen  in  Absatz  1  Nr.  2  beinhalten  neben  Klarstel-
 lungen  und  redaktionellen  Anpassungen  sowie  sprachlichen
 Bereinigungen  auch  eine  Ausweitung  des  Anwendungsbe-
 reichs  des  AFBG,  ohne  dass  jedoch  die  bisherigen  Vorgaben
 des  AFBG  aufgegeben  werden.  Ziel  der  Änderung  ist  es,  ins-
 besondere  Fortbildungen  im  sozialen  Bereich  beziehungs-
 weise  im  Gesundheitsbereich  zu  stärken  und  noch  stärker  als
 bisher  in  den  Anwendungsbereich  des  AFBG  einzubeziehen.
 Zugleich  soll  sichergestellt  werden,  dass  es  sich  bei  den  för-
 derfähigen  Maßnahmen  um  Fortbildungsabschlüsse  handeln
 muss,  die  mit  öffentlich-rechtlich  geregelten  Fortbildungs-
 abschlüssen  nach  BBiG,  HwO  oder  bundes-  beziehungs-
 weise  landesrechtlichen  Regelungen  vergleichbar  sind.
 Durch  die  neue,  klarere  Struktur  des  bisherigen  Satzes  1
 Nr.  2  wird  zum  einen  die  Notwendigkeit  der  Gleichwertig-
 keit  der  Abschlüsse  mit  den  im  Gesetz  genannten  Fortbil-
 dungsabschlüssen  nach  dem  BBiG  und  der  HwO  aber  auch
 das  bisherige  Regel-Ausnahmeverhältnis  der  einzelnen  Vari-
 anten zueinander deutlicher.

 Satz  1  Nr.  2  Buchstabe  a,  b  und  d  sind  inhaltlich  unverändert
 geblieben.

 Da  es  aber  im  Vollzug  immer  wieder  zu  Missverständnissen
 und  Auslegungsproblemen  insbesondere  bei  den  Erziehern
 und  Erzieherinnen  gekommen  ist,  ist  hier  eine  gesetzliche
 Klarstellung  notwendig.  Satz  1  Nr.  2  Buchstabe  c  stellt  inso-
 weit  klar,  dass  Aufstiegsfortbildungen  auch  zum  Erzieher
 oder  zur  Erzieherin  nach  dem  AFBG  förderfähig  sind,  und
 zwar  wenn  sie  im  Regelfall  eine  abgeschlossene  Berufsaus-
 bildung  voraussetzen.  Insoweit  ist  es  erforderlich,  dass  die
 entsprechenden  landesrechtlichen  Regelungen  ein  Qualifi-
 kationsniveau  oberhalb  der  Ebene  der  Erstausbildung  ein-
 deutig  festlegen.  Es  wäre  daher  hilfreich,  wenn  auch  die
 Rahmenvereinbarung  der  Kultusministerkonferenz  (KMK)
 über  Fachschulen  entsprechend  noch  deutlicher  das  Auf-
 stiegsniveau  in  ihren  Empfehlungen  betonen  und  dies  von
 den  Landesgesetzgebern  entsprechend  umgesetzt  werden
 würde.  Ziel  ist  es,  über  die  Empfehlungen  der  KMK  bundes-
 einheitliche  Standards  und  damit  auch  eine  bundeseinheit-
 liche  Förderung  im  AFBG  zu  ermöglichen  und  den  beste-
 henden Flickenteppich zu beseitigen.
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Fortbildungsabschlüsse  in  der  Krankenpflege  auf  Grundlage
 der  Weiterbildungsempfehlungen  der  Deutschen  Kranken-
 hausgesellschaft  (DKG)  sollen  wie  bisher  nur  förderfähig
 sein,  wenn  keine  bundes-  oder  landesrechtlichen  Regelun-
 gen  existieren.  Liegen  landes-  oder  bundesrechtliche  Rege-
 lungen  vor,  gehen  diese  vor.  Mit  der  neuen  Strukturierung
 des  §  2  wird  dieser  Wille  des  Gesetzgebers  deutlicher  als  bis-
 her  hervorgehoben.  Satz  2  entspricht  insofern  der  bisherigen
 Regelung in Nummer 2.

 Satz  3  stellt  eine  Erweiterung  des  Anwendungsbereiches  des
 AFBG  dar.  Ziel  dieser  Regelung  ist  es,  eine  bundeseinheit-
 liche  Förderung  für  Aufstiegsfortbildungen  im  Bereich  der
 Altenpflege  bereits  jetzt  zu  ermöglichen.  Mit  dieser  Rege-
 lung  soll  der  Situation  Rechnung  getragen  werden,  dass  in
 vielen  Ländern  noch  keine  ausreichenden  rechtlichen
 Grundlagen  im  Bereich  der  Fortbildung  in  der  Altenpflege
 bestehen.  Dies  führt  zu  der  unbefriedigenden  Situation,  dass
 in  der  überwiegenden  Anzahl  der  Länder  noch  keine
 AFBG-Förderung  für  Fortbildungen  im  Bereich  der  Alten-
 pflege  gewährt  werden  kann.  Angesichts  der  immer  älter
 werdenden  Bevölkerung  und  des  damit  verbundenen  erhöh-
 ten  Pflegebedarfs  ist  es  jedoch  aus  politischer  Sicht  nicht  nur
 erforderlich,  das  vorhandene  Personal  in  diesem  Bereich
 noch  besser  zu  qualifizieren,  sondern  auch  neue  Nach-
 wuchskräfte  durch  attraktivere  Fortbildungsmöglichkeiten
 zu  gewinnen.  Anders  als  im  Krankenhausbereich  gibt  es  im
 Bereich  der  ambulanten  und  stationären  Altenpflege  auch
 keine  vergleichbaren  Weiterbildungsempfehlungen  eines
 Dachverbandes,  auf  die  im  AFBG  Bezug  genommen  werden
 könnte.  Da  die  Fortbildungen  aber  oftmals  inhaltlich  im  We-
 sentlichen  mit  den  Inhalten  der  Fortbildungen  im  Bereich  der
 Krankenpflege  übereinstimmen,  können  die  Weiterbildungs-
 empfehlungen  der  DKG  auch  insoweit  zum  Maßstab  ge-
 macht  werden.  Künftig  soll  eine  Förderung  möglich  sein,
 wenn  diese  Maßnahmen  weitestgehend  den  Weiterbildungs-
 empfehlungen  der  DKG  entsprechen  und  nur  hinsichtlich
 des  spezifischen  Fortbildungsbedarfes  im  Altenpflegebe-
 reich  abweichen,  wobei  die  weitgehende  inhaltliche  Identität
 bei  Präsenzlehrgängen  durch  die  zuständige  Landesbehörde
 am  Sitz  des  Trägers  und  bei  Fernunterrichtslehrgängen  durch
 die  Staatliche  Zentralstelle  für  Fernunterricht  bestimmt  wer-
 den  muss.  Soweit  allerdings  die  Fortbildungsmaßnahme  ei-
 ner  landesrechtlichen  Regelung  unterliegt,  ist  diese  vorran-
 gig  zu  Grunde  zu  legen.  Dies  gilt  sowohl  für  den  Präsenz-  als
 auch  den  Fernunterricht,  da  der  Vorrang  bundes-  oder  lan-
 desrechtlicher  Regelungen  auch  für  die  Fortbildung  in  der
 Altenpflege  gilt.  Ziel  ist  es,  dass  in  absehbarer  Zukunft  bun-
 desweit  entsprechende  Landesregelungen  existieren,  die  die-
 se  Hilfskonstruktion  überflüssig  machen.  Deshalb  wird  die
 Regelung  befristet  (vgl.  Nummer  28).  Bei  Fernunterrichts-
 lehrgängen  ist  der  Träger  gehalten  anzugeben,  welches
 Recht er bei seinen Bildungsangeboten zugrunde legt.

 Die  Verordnungsermächtigung  aus  §  2  Abs.  1a  wird  mangels
 Notwendigkeit  und  rechtlicher  Relevanz  aufgehoben.  Die  in
 §  2  Abs.  1  Nr.  2  genannten  Regelungen  sind  so  weit  gefasst,
 dass  alle  in  Frage  kommenden  gleichwertigen  Aufstiegsfort-
 bildungen  darunter  subsumiert  werden  können.  Deshalb  ist  in
 den  vergangenen  Jahren  von  der  Verordnungsermächtigung
 kein  Gebrauch  gemacht  worden.  Auch  in  Zukunft  zeichnen
 sich  keine  Anwendungsfälle  ab.  Die  Aufhebung  der  offen-
 kundig  überflüssigen  Verordnungsermächtigung  dient  zu-
 gleich  der  Bereinigung  des  Rechts  um  obsolete  Vorschriften.

 Bei  den  Änderungen  in  §  2  Abs.  3  handelt  es  sich  um  Klar-
 stellungen  der  gesetzgeberischen  Intention  im  Interesse  der
 Rechtsklarheit  und  zur  Erleichterung  der  Vollzugspraxis.
 Diese  sind  erforderlich  geworden,  weil  sich  in  der  Vergan-
 genheit  eine  unterschiedliche  Rechtsprechung  sowie  Voll-
 zugsprobleme  in  diesem  Bereich  entwickelt  haben,  die  dar-
 auf  zurückzuführen  sind,  dass  der  Gesetzeswortlaut  nicht
 eindeutig  genug  beziehungsweise  interpretationsfähig  ist.
 Dies  soll  nun  durch  wichtige  Legaldefinitionen  im  Gesetz
 geändert  werden.  Auch  soll  die  Terminologie  des  AFBG  ver-
 einheitlicht werden.

 Die  Änderungen  in  Satz  1  beinhalten  neben  sprachlichen  Be-
 reinigungen  auch  Begriffsdefinitionen  zur  besseren  Unter-
 scheidbarkeit  der  einzelnen  Voraussetzungen.  Sie  dienen
 auch  der  Klarstellung  der  Vollzugspraxis  und  der  besseren
 Handhabbarkeit des Gesetzes.

 Da  der  Unterrichtsbegriff  von  den  Gerichten  immer  wieder
 unterschiedlich  ausgelegt  worden  ist,  ist  eine  gesetzliche  De-
 finition  erforderlich  geworden.  Mit  der  Definition  in  Satz  2
 soll  insbesondere  den  Teilnehmern  und  Teilnehmerinnen  an
 Fortbildungsmaßnahmen  Sicherheit  gegeben  werden,  wel-
 che  Stunden  des  Bildungsanbieters  nach  dem  AFBG  als  för-
 derfähig  anerkannt  werden  können  und  welche  nicht.  Hier-
 durch  soll  das  finanzielle  Risiko  der  Teilnehmer  und
 Teilnehmerinnen,  möglicherweise  nicht  alle  Lehrgangskos-
 ten  über  das  AFBG  gefördert  zu  bekommen,  minimiert  wer-
 den.  Zugleich  soll  es  den  Bildungsanbietern  ermöglichen,
 ihre  Kurse  AFBG-konform  auszugestalten.  §  2  Abs.  3  regelt
 den  Unterricht  in  seiner  herkömmlichen  Form  als  Präsenz-
 unterricht,  der  die  gleichzeitige  Anwesenheit  von  Lehrkraft
 und  Lernenden  in  einem  „Klassenzimmer“  sowie  eine  fach-
 liche  und  systematische  Vermittlung  der  in  den  jeweiligen
 Fortbildungsregelungen  und  Lehrplänen  vorgesehenen  not-
 wendigen  Inhalte  beinhaltet.  Unschädlich  ist  die  Ergänzung
 des  Präsenzunterrichtes  durch  den  Einsatz  neuer  Medien,
 z.  B.  Computer,  auch  bei  räumlicher  Trennung  zwischen
 Lernenden  und  Lehrenden  aufgrund  des  Einsatzes  neuer
 Medien  (z.  B.  „blended  learning“,  virtuelles  Klassenzim-
 mer),  solange  dieser  Lernprozess  von  einer  qualifizierten
 Lehrkraft  gesteuert  und  beaufsichtigt  wird  (siehe  auch  §  4a
 AFBG).  Sofern  der  Unterricht  überwiegend  in  räumlicher
 Trennung  (mehr  als  50  Prozent)  zwischen  Lernenden  und
 Lehrenden  erfolgt,  ist  von  Fernunterricht  im  Sinne  des  §  4
 AFBG  auszugehen.  Unabhängig  von  der  Lernform  müssen
 in  allen  Fällen  die  Fördervoraussetzungen  des  §  2  AFBG  im
 Übrigen erfüllt sein.

 Reine,  vom  Träger  als  solche  angewiesene  Wiederholungs-
 stunden,  Repetitorien,  unbetreute  Chatroomstunden,  Selbst-
 lernphasen,  Praktika  und  fakultative  Zusatzmodule,  die
 häusliche  Vor-  und  Nachbereitung  des  Unterrichtsstoffes
 usw.  sind  nach  wie  vor  keine  Unterrichtsstunden  im  Sinne
 des AFBG und daher nicht förderfähig.

 Gemäß  Satz  4  sollen  künftig  Stunden  der  fachpraktischen
 Unterweisung  förderfähig  werden.  Anders  als  bei  reinen
 Praktika  handelt  es  sich  um  inhaltlich  vorgegebene  und  in
 die  Fortbildung  integrierte  praktische  Unterrichtsstunden,
 bei  denen  wesentliche  Inhalte  der  Fortbildung  durch  eine
 Lehrkraft  vermittelt  werden  und  die  durch  theoretischen  Un-
 terricht  in  nennenswertem  Umfang  begleitet  werden.  In  Aus-
 nahmefällen  ist  es  auch  denkbar,  dass  diese  fachpraktische
 Unterweisung  außerhalb  der  eigentlichen  Fortbildungsstätte
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z.  B.  bei  einem  Kooperationspartner  durchgeführt  wird,  weil
 eine  Durchführung  innerhalb  der  Fortbildungsstätte  nicht
 möglich  ist  (z.  B.  Fortbildung  zum  Hufbeschlagschmied  und
 fachpraktische  Unterweisung  am  Pferd  im  kooperierenden
 Reitstall).

 Mit  Satz  5  erfolgt  eine  Ausweitung  des  Anwendungsberei-
 ches  des  AFBG  zugunsten  der  Teilnehmer  und  Teilnehme-
 rinnen.  Bislang  sind  nur  reine  Unterrichtsstunden  als  förder-
 fähig  anerkannt  worden,  Klausurenkurse  hingegen  nicht.  Da
 es  sich  bei  den  auf  die  Prüfung  vorbereitenden  Stunden  wie
 Klausurenstunden  und  Simulationen  mündlicher  Prüfungen
 um  wichtige  Elemente  der  Fortbildung  im  Hinblick  auf  das
 Bestehen  der  Prüfung  handelt,  sollen  diese  Stunden  künftig
 förderfähig  werden.  Um  jedoch  eine  künstliche  Aufstockung
 des  Lehrgangskonzeptes  zu  vermeiden,  wird  eine  maximal
 förderfähige  Stundenzahl  festgelegt.  Künftig  sollen  bis  zu
 10  Prozent  der  nach  dem  Gesetz  förderfähigen  Gesamtstun-
 den,  maximal  jedoch  50  Stunden,  insgesamt  förderfähig
 sein.  Hierbei  muss  es  sich  jedoch  um  verbindliche  Kurs-
 inhalte  und  nicht  nur  um  rein  fakultative  Kurselemente  han-
 deln.

 Durch  den  neuen  Satz  6  soll  der  wirtschaftliche  Mitteleinsatz
 sichergestellt  werden,  indem  die  Förderung  auf  die  angemes-
 sene  Dauer  der  Fortbildung  begrenzt  wird.  Die  Angemessen-
 heit  des  Stundenumfanges  richtet  sich  dabei  z.  B.  auch  nach
 den  Rahmenempfehlungen  der  jeweiligen  Dachverbände  wie
 DIHK  (Deutscher  Industrie-  und  Handelskammertag),  ZDH
 (Zentralverband  des  Deutschen  Handwerks).  Kurse,  die  über
 diese  Empfehlungen  zeitlich  hinausgehen,  werden  nur  ent-
 sprechend  anteilig  gefördert.  Mit  dieser  Regelung  soll  sicher-
 gestellt  werden,  dass  die  notwendigen  Inhalte  vermittelt  und
 über  das  AFBG  auch  gefördert  werden.  Unnötig  lange  und  teu-
 re  Fortbildungen  hingegen,  die  über  das  normale  Maß  hinaus-
 gehen,  können  zwar  besucht,  jedoch  nur  im  angemessenen
 Umfang  über  das  AFBG  gefördert  werden.  Der  Rest  verbleibt
 in  der  finanziellen  Verantwortung  des  Teilnehmers  oder  der
 Teilnehmerin.  In  diesem  Zusammenhang  darf  nicht  verkannt
 werden,  dass  es  sich  um  Steuergelder  handelt  und  diese  wirt-
 schaftlich  einzusetzen  sind.  Die  Förderung  des  AFBG  erfolgt
 –  jedenfalls  im  Hinblick  auf  den  Maßnahmebeitrag  –  losgelöst
 von  einer  finanziellen  Bedürftigkeit  des  Betroffenen  oder  der
 Betroffenen,  d.  h.  einkommens-  und  vermögensunabhängig.
 Insoweit  ist  eine  Ausrichtung  der  Förderung  auf  das  zur  Er-
 reichung  des  Fortbildungsziels  angemessene  Maß  angezeigt
 und sachgerecht.

 Bei  den  Sätzen  7  bis  9  handelt  es  sich  um  eine  Klarstellung
 des  gesetzgeberischen  Willens.  Diese  Klarstellung  ist
 erforderlich  geworden,  weil  in  der  Vergangenheit  vermehrt
 Gerichte  bei  der  Ermittlung  der  Fortbildungsdichte
 fälschlicherweise  auf  die  sogenannte  Nettobetrachtung  ab-
 gestellt  haben.  Danach  sind  auch  längere  Unterbrechungs-
 zeiten  zwischen  zwei  Maßnahmeabschnitten  von  z.  B.  mehr
 als  zwei  Jahren  bei  der  Berechnung  der  Maßnahmedauer  un-
 berücksichtigt  geblieben  und  wurden  als  förderunschädlich
 eingestuft.  Wie  sich  aber  bereits  aus  dem  Wortlaut  des
 geltenden  §  2  Abs.  3  ergibt,  ist  auf  die  Gesamtdauer  der
 Maßnahme  und  eben  nicht  nur  auf  die  Dauer  der  einzelnen
 Maßnahmeabschnitte  abzustellen.  Gesetzesintention  ist  das
 möglichst  zielstrebige  und  zügige  Erreichen  des  Fortbil-
 dungszieles  auch  mit  Blick  auf  eine  sparsame  Mittelverwen-
 dung.  Dem  wird  nur  die  sogenannte  Bruttobetrachtung  ge-

 recht,  die  bei  der  Ermittlung  des  maximalen  Zeitrahmens
 und  der  Fortbildungsdichte  sowohl  die  Maßnahmeabschnitte
 als  auch  die  dazwischen  liegenden  unterrichtsfreien  Zeiten
 umfasst.  Sowohl  das  abstrakte  Lehrgangskonzept  des  Bil-
 dungsträgers  als  auch  der  vom  Teilnehmer  oder  von  der  Teil-
 nehmerin  individuell  gewählte  Lehrgangsablauf  müssen  die
 Vorgaben  des  §  2  Abs.  3  erfüllen.  Dies  soll  nunmehr  im  Ge-
 setz unmissverständlich klargestellt werden.

 Absatz 4 entspricht dem bisherigen Absatz  1 Satz 2.

 Absatz 5 entspricht dem bisherigen Absatz 3 Satz 4.

 Zu Nummer 2  (§  2a – neu)

 Die  Förderung  setzt  wie  auch  die  Weiterbildungsförderung
 nach  dem  SGB  III  (Bildungsgutschein)  beziehungsweise  die
 Sprachförderung  von  Migranten  und  Migrantinnen  voraus,
 dass  der  Träger  ein  den  allgemein  anerkannten  Regeln  der
 Technik  entsprechendes  systematisches  Instrument  zur
 Qualitätssicherung  und  Qualitätsentwicklung  wirksam  an-
 wendet.  Ein  solches  ist  z.  B.  durch  die  Zulassung  nach  der
 Anerkennungs-  und  Zulassungsverordnung  Weiterbildung
 (AZWV)  nachgewiesen.  Verfügt  ein  Bildungsträger  nicht
 über  die  Zulassung  nach  der  AZWV,  so  ist  alternativ  eine
 Zertifizierung  nach  einem  allgemein  anerkannten  und
 verbreiteten  System  der  Qualitätssicherung  wie  z.  B.  ISO
 9000  ff.,  EFQM,  LOW2  ausreichend.  Die  Einführung  dieser
 Regelung  dient  neben  der  Qualitätssicherung  der  Bildungs-
 maßnahmen  vor  allem  auch  dem  Verbraucherschutz.  Fortbil-
 dungsteilnehmer  und  Fortbildungsteilnehmerinnen  sollen
 sich  auf  die  Güte  der  jeweiligen  Fortbildungsmaßnahme  ver-
 lassen  können.  Bei  öffentlichen  Trägern  oder  Einrichtungen
 unter  staatlicher  Aufsicht  wird  davon  ausgegangen,  dass  sie
 die  erforderliche  Qualität  besitzen.  Dies  gilt  auch  für  staat-
 liche  oder  staatlich  anerkannte  Schulen.  Diese  unterliegen
 dem  jeweiligen  Landesschulrecht,  sind  damit  an  eine  Schul-
 ordnung  gebunden  und  unterliegen  somit  der  Schulaufsicht.
 Eine  Zertifizierung  dieser  Weiterbildungsträger  ist  nicht  not-
 wendig,  da  eine  Qualitätsüberprüfung  bereits  im  Rahmen
 des  Schulrechts  erfolgt.  Private  Ergänzungsschulen,  die
 nicht  staatlich  anerkannt  sind,  unterliegen  der  Zertifizie-
 rungspflicht.

 Zu Nummer 3  (§  3 Satz 1)

 Die neue Nummer 1 entspricht der bisherigen Nummer 1.

 Bei  dem  im  Rahmen  der  Neufassung  erfolgten  Verzicht  auf
 den  Begriff  „Unterhaltsgeld“  in  Nummer  2  handelt  es  sich
 um  eine  redaktionelle  Folgeänderung  aus  der  Streichung  der
 §§  153 bis 159 SGB III.

 Im  Übrigen  handelt  es  sich  in  den  neuen  Nummern  3  und  4
 um  eine  gesetzliche  Klarstellung  des  gesetzgeberischen  Wil-
 lens  dergestalt,  dass  eine  Kombination  der  Leistungen  nach
 dem  SGB  III  und  dem  AFBG  im  Hinblick  auf  die  Gewäh-
 rung  des  Arbeitslosengeldes,  des  Gründungszuschusses  oder
 des  Existenzgründungszuschusses  grundsätzlich  nur  bei
 Teilzeitmaßnahmen möglich sein soll.

 Ziel  ist  es,  die  unterschiedlichen  Leistungssysteme  klarer
 voneinander  abzugrenzen.  Derzeit  ist  das  Verhältnis  der  Leis-
 tungssysteme  zueinander  teilweise  unklar  und  verursacht  in
 der  Vollzugspraxis  häufig  Abgrenzungsprobleme.  Insbeson-
 dere  sind  die  Ziele  des  AFBG  und  der  Arbeitsförderung  nach
 dem  SGB  kaum  miteinander  vereinbar.  Ziel  der  Arbeitsför-
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derung  ist  die  schnellstmögliche  Wiedereingliederung  der
 Empfänger  und  Empfängerinnen  von  Arbeitslosengeld  in  den
 Arbeitsmarkt.  Ziele  des  AFBG  hingegen  sind  der  berufliche
 Aufstieg und der erfolgreiche Abschluss der Maßnahme.

 Zu  diesen  Zielen  steht  der  §  120  Abs.  3  SGB  III  im  Wider-
 spruch,  der  von  den  Arbeitslosengeldempfängern  und  Ar-
 beitslosengeldempfängerinnen  einer  nicht  nach  dem  SGB  III
 finanzierten  Weiterbildungsmaßnahme  den  Abbruch  dersel-
 ben  zwecks  Wiedereingliederung  in  den  Arbeitsmarkt  ver-
 langt.  Gerade  die  Verpflichtung  zum  Abbruch  der  Fortbil-
 dungsmaßnahme  zur  Arbeitsaufnahme  ist  jedoch  mit  dem
 Ziel  der  AFBG-Förderung,  bei  der  nicht  die  Wiedereinglie-
 derung,  sondern  die  erfolgreiche  Höherqualifizierung  des
 Einzelnen  oder  der  Einzelnen  im  Vordergrund  steht,  nicht
 vereinbar.

 Eine  Förderung  nach  dem  AFBG  ist  daher  grundsätzlich  nur
 bei  Teilzeitmaßnahmen  möglich.  Bei  Vollzeitmaßnahmen
 kommt  sie  für  Arbeitslosengeldempfänger  und  Arbeitslosen-
 geldempfängerinnen  nur  in  dem  Ausnahmefall  in  Betracht,
 in  dem  die  Agentur  für  Arbeit  mit  dem  Teilnehmer  oder  der
 Teilnehmerin  eine  Vereinbarung  getroffen  hat,  nach  der  die
 begonnene  Fortbildung  auf  jeden  Fall  abgeschlossen  werden
 kann,  d.  h.  auch  bei  einem  Arbeitsangebot  nicht  abgebrochen
 werden muss.

 Wie  bisher  bleibt  ein  Bezug  von  AFBG-Leistungen  neben
 dem  Arbeitslosengeld  bei  beruflicher  Weiterbildung  nach
 dem  SGB  III  oder  nach  §  6  Abs.  1  des  Beruflichen  Rehabili-
 tierungsgesetzes ausgeschlossen (Nummer 2).

 Nummer  4  stellt  darüber  hinaus  klar,  dass  der  Bezug  von
 Förderleistungen  nach  dem  AFBG  ausgeschlossen  ist,  wenn
 ein  Gründungszuschuss  beziehungsweise  Existenzgrün-
 dungszuschuss  nach  dem  SGB  III  gewährt  wird  und  es  sich
 um eine Vollzeitmaßnahme handelt.

 Nummer 5 entspricht der bisherigen Nummer 3.

 Zu Nummer 4  (§  4)

 Hierbei  handelt  es  sich  um  die  Klarstellung,  dass  auch  beim
 Fernunterricht  die  Fördervoraussetzungen  des  §  2  AFBG  er-
 füllt sein müssen.

 Zu Nummer 5  (§  4a)

 Die  Änderungen  in  Satz  1  dienen  der  Klarstellung  und  sind
 auf  Grund  der  aus  einer  nicht  eindeutigen  Gesetzesformulie-
 rung  resultierenden  Auslegungsprobleme  und  der  Recht-
 sprechung  erforderlich  geworden.  Nach  dem  AFBG  sind  wie
 bei  Präsenzlehrgängen  –  auch  bei  mediengestützten  Lehr-
 gängen  –  grundsätzlich  nur  die  reinen  Unterrichtsstunden,
 nicht  jedoch  Stunden  der  eigenen  häuslichen  Vor-  und  Nach-
 bereitung  des  Lernstoffes,  sogenannte  Selbstlernphasen
 durch  den  Teilnehmer  oder  die  Teilnehmerin,  förderfähig.  Im
 Übrigen  handelt  es  sich  um  eine  Präzisierung  der  Anforde-
 rungen  an  eine  mediengestützte  Fortbildungsmaßnahme.
 Dies  entspricht  auch  dem  gesetzgeberischen  Willen,  der  bei
 der  Schaffung  der  Norm  vor  allem  die  Situation  eines  „virtu-
 ellen  Klassenzimmers“  vor  Augen  hatte  und  insoweit  mit  der
 Einführung  dieser  Vorschrift  keine  Ausweitung  der  Förde-
 rung  auf  reine,  nicht  von  einer  Lehrkraft  im  unmittelbaren
 Kontakt  mit  dem  Lernenden  oder  der  Lernenden  gesteuerte
 und  begleitete  Selbstlernphasen  oder  nur  fakultative  Kursan-
 gebote wollte.

 Mit  dem  neu  eingeführten  Satz  2  werden  die  Anforderungen
 an  die  mediengestützte  Kommunikation  definiert.  Wie  bis-
 her  sind  diejenigen  Unterrichtsformen  förderfähig,  die  dem
 virtuellen  Klassenzimmer  entsprechen.  Darüber  hinaus  sol-
 len  aber  auch  neue  bewährte  Unterrichtsformen  wie  etwa  die
 online  gesteuerten  Fortbildungslehrgänge  im  Handwerk
 (sog.  blended  learning),  die  zunehmend  an  Bedeutung  ge-
 winnen,  gefördert  werden  können.  Erforderlich  ist  jedoch,
 dass  auch  diese  Unterrichtsform  von  einer  Lehrkraft  aktiv
 gesteuert  wird  und  die  Lernfortschritte  von  ihr  entsprechend
 kontrolliert werden.

 Bei  Satz  3  handelt  es  sich  um  eine  Präzisierung  der  Norm
 und eine Anpassung an den geänderten Satz 1.

 Zu Nummer 6

 Zu den Buchstaben a und b  (Überschrift  zu  §  5  und  §  5
 Abs.  1)

 Hierbei handelt es sich um sprachliche Bereinigungen.

 Zu Nummer 7

 Zu Buchstabe a  (Überschrift zu §  6)

 Es  handelt  sich  um  die  Anpassung  der  Überschrift  an  die
 inhaltlichen Änderungen der Norm.

 Zu Buchstabe b  (§  6 Abs.  1)

 Ziel  der  Änderung  in  Satz  1  ist  es,  den  Anwendungsbereich
 des  AFBG  zu  erweitern.  Fortbildungswillige  sollen  künftig
 einen  Förderanspruch  auf  eine  und  nicht  nur  die  erste  Auf-
 stiegsfortbildung  erhalten.  Der  Teilnehmer  oder  die  Teilneh-
 merin,  der  oder  die  bereits  eine  selbst  oder  anderweitig
 finanzierte  Aufstiegsfortbildung  absolviert  hat  und  dadurch
 nach  geltendem  Recht  keinen  Förderanspruch  für  eine  wei-
 tere  Fortbildung  mehr  hat,  soll  künftig  für  diese  Eigeninitia-
 tive  und  besonderes  Engagement  nicht  mehr  mit  der  Verwei-
 gerung  der  Förderung  für  zumindest  eine  Fortbildung
 „bestraft“  werden.  Von  dieser  Verbesserung  profitieren  ins-
 gesamt  alle  potentiell  Fortbildungswilligen.  Auch  älteren
 Arbeitnehmern  und  Arbeitnehmerinnen  eröffnet  sich  damit
 eine  neue  Förderungsmöglichkeit,  da  sie  häufig  in  jungen
 Jahren  unmittelbar  nach  der  Erstausbildung  eine  selbstfinan-
 zierte,  aber  dennoch  förderschädliche  Aufstiegsfortbildung
 durchgeführt  haben.  Künftig  wird  ihnen  –  auch  nach  einer
 längeren  Zeit  der  Erwerbstätigkeit  –  eine  berufliche  Weiter-
 bildung  oder  Umorientierung  noch  ermöglicht.  Aber  auch
 diejenigen,  die  bereits  für  eine  Bildungsmaßnahme  eine
 staatliche  Förderung  nach  anderen  Leistungsgesetzen  wie  et-
 wa  dem  BAföG  und  dem  SGB  III  erhalten  haben,  soll  eine
 AFBG-Förderung noch offenstehen.

 Satz  2  wird  dahingehend  entsprechend  angepasst,  als  künftig
 nur  noch  staatliche  oder  staatlich  anerkannte  Hochschulab-
 schlüsse  oder  diesen,  nach  dem  Hochschulrecht  der  Länder
 gleichwertige sonstige Abschlüsse förderschädlich sind.

 Mit  Satz  3  wird  klargestellt,  dass  privatrechtlich  zertifizierte
 Fortbildungsabschlüsse  generell  der  Förderung  einer  an-
 schließenden  Aufstiegsfortbildungsmaßnahme  nicht  mehr
 im  Wege  stehen.  Dies  war  bisher  nicht  der  Fall.  Beispiels-
 weise  galt  der  Förderanspruch  nach  dem  AFBG  auch  mit  be-
 reits  erworbenen  privatrechtlich-zertifizierten  Abschlüssen
 an  Verwaltungs-  und  Wirtschaftsakademien  (VWA)  als  ver-
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braucht.  VWA-Absolventen  und  -Absolventinnen  wurden
 damit  doppelt  bestraft,  denn  der  VWA-Abschluss  war  einer-
 seits  mangels  öffentlich-rechtlicher  Prüfung  nicht  nach  dem
 AFBG  förderfähig.  Andererseits  schloss  dieser  privatrecht-
 liche  Abschluss  auch  die  Förderung  einer  späteren  Auf-
 stiegsfortbildung  im  Sinne  des  AFBG  aus,  da  er  auch  von  der
 Rechtsprechung  als  besonders  hochwertig,  vergleichbar  mit
 einem  Hochschulabschluss  und  damit  als  bereits  vorhande-
 ne,  zumindest  gleichwertige  beziehungsweise  höherwertige
 Qualifikation  eingestuft  wurde.  Eine  tatsächliche  Gleich-
 wertigkeit  ist  jedoch  in  Ermangelung  eines  öffentlich-recht-
 lich  geregelten  Abschlusses  nicht  gegeben.  Künftig  sollen
 VWA-Abschlüsse  daher  ebenso  wie  sonstige  privatrechtlich
 zertifizierte  Abschlüsse  nicht  mehr  förderschädlich  sein.
 Wegen  der  anderslautenden  Rechtsprechung  ist  diese  gesetz-
 liche Klarstellung notwendig.

 Die  Sätze  4  und  5  entsprechen  den  bisherigen  Sätzen  3  und  4.

 Die  Regelung  in  Satz  6,  wonach  einzelne  Maßnahmeab-
 schnitte  auch  mit  einer  eigenständigen  Prüfung  abschließen
 können,  entspricht  der  bildungspolitischen  Zielsetzung,  das
 Lernen  im  Lebensverlauf  zu  fördern  und  daher  auch  den  mo-
 dularen,  schrittweisen  Erwerb  von  Fortbildungsabschlüssen
 zu  ermöglichen.  Im  Rahmen  der  Entwicklung  von  neuen
 Fortbildungsabschlüssen  wird  geprüft,  ob  auch  unterhalb  der
 Gesamtqualifikation  (z.  B.  eines  Fachwirts  oder  einer  Fach-
 wirtin),  ein  arbeitsmarktrelevanter  Abschluss,  der  nach  Ab-
 legen  einer  Prüfung  vergeben  werden  kann,  zu  schaffen  ist.
 Derartige  gestufte  Abschlüsse  innerhalb  einer  Gesamtquali-
 fikation  sollen  einer  Förderung  der  Gesamtmaßnahme  nicht
 entgegenstehen.  Ziel  ist  es,  weiterhin  an  dem  Grundsatz  der
 Förderung  nur  einer  Fortbildungsmaßnahme  festzuhalten,
 die  mit  einer  öffentlich-rechtlichen  Prüfung  abschließt.  Le-
 diglich  in  dem  Fall,  in  dem  auf  dem  Weg  zu  einem  überge-
 ordneten  Fortbildungsziel  eine  eigenständige,  aber  voll  oder
 weitestgehend  anrechenbare  Prüfung  abgelegt  wird  (Zwi-
 schenschritt),  ist  eine  Förderung  auch  des  zweiten  Teils  der
 Fortbildung  möglich.  Dies  setzt  zwingend  voraus,  dass  das
 übergeordnete  Fortbildungsziel,  d.  h.  die  Gesamtqualifika-
 tion,  von  Beginn  an  angestrebt  und  glaubhaft  gemacht  wird.
 Dazu  gehört,  dass  auch  die  zeitliche  und  inhaltliche  Ausge-
 staltung  der  Maßnahme  sowohl  durch  den  Bildungsträger  als
 auch  durch  den  Teilnehmer  oder  die  Teilnehmerin  deutlich
 macht,  dass  es  sich  um  eine  einheitliche  Fortbildung  (Fort-
 bildungseinheit)  im  Sinne  des  §  6  Abs.  1  und  nicht  etwa  um
 zwei  selbstständige  Fortbildungen  handelt,  deren  Förde-
 rungsfähigkeit  nach  §  6  Abs.  1  beziehungsweise  Abs.  3  ge-
 trennt  zu  beurteilen  wäre.  Dies  bedeutet,  dass  für  die  Fortbil-
 dungseinheit  auch  die  zeitlichen  Vorgaben  des  §  2  Abs.  3
 gelten,  sie  also  nicht  beliebig  auseinandergezogen  oder  un-
 terbrochen  werden  kann.  Zudem  müssen  sich  die  Antragstel-
 ler  und  Antragstellerinnen  zu  allen  zur  Erreichung  des  über-
 geordneten  Fortbildungszieles  notwendigen  Lehrgängen
 angemeldet haben.

 Zu Buchstabe c  (§  6 Abs.  2)

 Es  handelt  sich  um  die  gesetzliche  Klarstellung,  dass  auch
 Maßnahmen,  bei  denen  aus  gesetzlich  zugelassenen  Grün-
 den  vom  ursprünglichen  Fortbildungsplan  abgewichen  wird,
 die  zeitlichen  Voraussetzungen  des  §  2  Abs.  3  (Mindest-
 dauer,  maximaler  Zeitrahmen  und  Fortbildungsdichte)  erfül-
 len müssen.

 Zu Buchstabe d Doppelbuchstabe aa und bb  (§  6 Abs.  3)

 Es  handelt  sich  um  eine  Anpassung  des  Wortlauts  des  §  6
 Abs.  3  an  den  geänderten  §  6  Abs.  1.  Es  bleibt  bei  dem
 Grundsatz,  dass  im  Regelfall  nach  dem  AFBG  nur  eine  und
 –  nur  in  Ausnahmefällen  –  auch  noch  eine  weitere  Fortbil-
 dung gefördert werden kann.

 Zu Nummer 8

 Zu Buchstabe a  (§  7 Abs.  2)

 Die  Ergänzung  stellt  eine  gesetzliche  Klarstellung  dar.  Teil-
 nehmer  oder  Teilnehmerinnen  an  Aufstiegsfortbildungsmaß-
 nahmen,  die  aus  anderem  wichtigen  Grunde  oder  einer  Kün-
 digung  des  Trägers,  die  sie  nicht  zu  vertreten  haben,  die
 Fortbildung  abbrechen,  verlieren  nicht  ihren  Förderan-
 spruch.  Vielmehr  wird  im  Falle  der  Wiederaufnahme  der
 Maßnahme  mit  demselben  Fortbildungsziel  die  Förderung
 erneut  gewährt.  Der  Förderanspruch  besteht  aber  nicht  zeit-
 lich  unbegrenzt;  vielmehr  obliegt  es  dem  Teilnehmer  bezie-
 hungsweise  der  Teilnehmerin,  die  neue  Maßnahme  unver-
 züglich  nach  Wegfall  des  wichtigen  Grundes  oder  nach
 Beendigung  der  Maßnahme  durch  den  Träger  fortzusetzen
 beziehungsweise  neu  aufzunehmen.  Zu  lange  und  unnötige
 Unterbrechungszeiten  gefährden  erfahrungsgemäß  das  Er-
 reichen  des  Fortbildungsziels,  was  nicht  der  Intention  des
 AFBG entspricht.

 Zu den Buchstaben b und c  (§  7 Abs.  3a und 4)

 Hierbei  handelt  es  sich  um  die  gesetzliche  Klarstellung,  dass
 ebenso  wie  Abbrüche  auch  Unterbrechungen  der  Fortbil-
 dung  grundsätzlich  unzulässig  sind  und  zum  Verlust  des  För-
 deranspruchs  ab  dem  Zeitpunkt  der  Unterbrechung  führen.
 Lediglich  in  den  gesetzlich  normierten  Fällen  des  §  7
 Abs.  3a  bei  Krankheit  des  Teilnehmers  oder  der  Teilnehme-
 rin,  Schwangerschaft  der  Teilnehmerin  oder  einem  anderen
 wichtigen  Grund  ist  eine  Unterbrechung  zulässig.  Bei
 Krankheit  oder  Schwangerschaft  wird  die  Förderung  für  drei
 beziehungsweise  vier  Monate  weitergeleistet,  im  Übrigen
 ruht  der  Förderanspruch  während  der  Unterbrechungsphase
 und  lebt  nur  und  erst  dann  wieder  auf,  wenn  die  Fortbil-
 dungsmaßnahme  unverzüglich  nach  Wegfall  des  wichtigen
 Grundes  oder  der  Krankheit  beziehungsweise  nach  der  Ent-
 bindung  einschließlich  der  gesetzlichen  Mutterschutzzeit
 wieder aufgenommen wird.

 Zu Nummer 9  (§  8)

 Die  Neufassung  des  §  8  entspricht  der  Neuregelung  im
 BAföG  und  im  SGB  III.  Damit  sollen  ausländische  Staatsan-
 gehörige,  die  eine  dauerhafte  Bleibeperspektive  in  Deutsch-
 land  haben  und  bereits  gesellschaftlich  integriert  sind,  in  die
 Förderung einbezogen werden.

 Zu Absatz 1

 Nummer  1  regelt  wie  schon  bislang  die  Förderungsberechti-
 gung  für  deutsche  Staatsangehörige  und  Deutsche  ohne
 Staatsangehörigkeit im Sinne von Artikel  116 Abs.  1 GG.

 Nummer  2  verleiht  allen  Ausländern  und  Ausländerinnen
 einen  Förderanspruch,  die  im  Besitz  eines  unbefristeten  Auf-
 enthaltsrechts  sind,  d.  h.  ein  Aufenthaltsrecht  nach  der
 Richtlinie  2004/38/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des
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Rates  (Freizügigkeitsrichtlinie),  eine  Niederlassungserlaub-
 nis  beispielsweise  nach  §  9  oder  35  des  Aufenthaltsgesetzes
 (AufenthG)  oder  eine  Erlaubnis  zum  Daueraufenthalt  nach
 der  Richtlinie  2003/109/EG  des  Rates  (Richtlinie  über  lang-
 fristig  aufenthaltsberechtigte  Drittstaatsangehörige)  besit-
 zen.  Die  Vorschrift,  die  über  den  Regelungsgehalt  der  alten
 Nummer  4  hinausgeht  und  die  alte  Nummer  8  mit  umfasst,
 verwirklicht  die  Vorstellung  des  Gesetzgebers,  allen  Auslän-
 dern  und  Ausländerinnen,  die  über  ein  unbefristetes  Aufent-
 haltsrecht  und  damit  über  ein  verfestigtes  Bleiberecht  in
 Deutschland  verfügen,  den  Zugang  zur  Aufstiegsfortbil-
 dungsförderung  zu  ermöglichen.  Die  Position  der  Bundesre-
 gierung,  dass  allein  das  EU-Recht  keine  so  weit  gehende
 Verpflichtung  zur  Bewährung  auch  von  Aufstiegsfortbil-
 dungsförderungsleistungen  begründet,  wird  aufrechterhal-
 ten.  Die  Neuregelung  im  nationalen  Recht  erfolgt  aus  inte-
 grationspolitischen Gründen.

 Nummer  3  gewährt  einen  Anspruch  auf  Förderung  unabhän-
 gig  davon,  ob  die  unterhaltspflichtigen  Elternteile  oder  Ehe-
 gatten,  von  denen  die  Teilnehmer  oder  Teilnehmerinnen  ihr
 Aufenthalts-  oder  Verbleiberecht  ableiten,  im  Inland  ansäs-
 sig  sind  oder  ihren  Wohnsitz  in  dem  Land,  dessen  Staatsan-
 gehörige sie sind, beibehalten haben.

 Nummer  4  gewährt  Unionsbürgern,  die  ihren  ständigen
 Wohnsitz  im  Inland  haben,  freizügigkeitsberechtigt  sind  und
 Kind  eines  oder  einer  Deutschen  oder  mit  einem  oder  einer
 Deutschen verheiratet sind, einen Förderanspruch.

 Der  Regelungsgehalt  von  Nummer  5  entspricht  der  bisheri-
 gen  Nummer  7.  Die  Geltung  für  Staatsangehörige  der  übri-
 gen  Vertragsstaaten  des  Abkommens  über  den  Europäischen
 Wirtschaftsraum  (EWR)  ist  nun  gesondert  in  Nummer  6  ge-
 regelt.  Dort  werden  die  Nummern  2  bis  5  und  die  Staats-
 angehörigen  der  verbleibenden  EWR-Vertragsstaaten  für
 entsprechend  anwendbar  erklärt.  Gemäß  §  12  des
 Freizügigkeitsgesetzes/EU  sind  die  Staatsangehörigen  der
 EWR-Staaten den Unionsbürgern gleichgestellt.

 Schweizer  Staatsangehörige  sind  aufgrund  des  Freizügig-
 keitsabkommens  zwischen  der  Europäischen  Gemeinschaft
 und  ihren  Mitgliedstaaten  ihrerseits  und  der  Schweizeri-
 schen  Eidgenossenschaft  andererseits  ebenfalls  freizügig-
 keitsberechtigt.  Sie  sind  daher  bereits  jetzt  unmittelbar  kraft
 überstaatlichen  Rechts  den  Unionsbürgern  gleichgestellt  und
 unter  denselben  Voraussetzungen  nach  dem  AFBG  förde-
 rungsberechtigt.

 Die  früheren  Nummern  3  und  5a  sind  in  Absatz  1  entbehrlich
 geworden.  Asylberechtigte  und  Ausländer,  denen  nach  §  60
 Abs.  1  AufenthG  Abschiebeschutz  gewährt  wird  (Flüchtlin-
 ge  im  Sinne  des  Abkommens  über  die  Rechtsstellung  der
 Flüchtlinge  vom  28.  Juli  1951,  BGBl.  1953  II  S.  559  –  Gen-
 fer  Flüchtllingskonvention)  sind  nun  in  den  neuen  Absatz  2
 Nr.  1  durch  Bezugnahme  auf  die  entsprechenden  Aufent-
 haltstitel in §  25 Abs.  1 und 2 AufenthG einbezogen.

 Nummer  6  entspricht  der  geltenden  Regelung.  Sie  bleibt  zu-
 sätzlich  erforderlich,  weil  eine  Anknüpfung  an  einen  Aufent-
 haltstitel  anders  als  bei  den  übrigen  unter  §  60  Abs.  1
 AufenthG  fallenden  Ausländern  und  Ausländerinnen  nicht
 möglich  ist.  Es  gibt  in  diesen  Fällen  nämlich  keine  Zuerken-
 nungsentscheidung  des  Bundesamtes  für  Migration  und
 Flüchtlinge,  die  jedoch  nach  §  25  Abs.  2  AufenthG  Voraus-
 setzung für die Gewährung einer Aufenthaltserlaubnis ist.

 Die  bisherige  Nummer  6  konnte  entfallen.  Ausländische
 Kinder  und  Ehegatten  von  Deutschen,  die  von  der  bisherigen
 Nummer  6  erfasst  waren,  werden  künftig  über  die  Bezug-
 nahme  der  ihnen  zustehenden  Aufenthaltstitel  nach  den
 §§  28,  30  und  34  AufenthG  im  neuen  Absatz  2  erfasst.  Über
 §  28  Abs.  4  AufenthG  in  Verbindung  mit  §  36  AufenthG
 sind  auch  volljährige  Kinder  von  Deutschen  erfasst.  Daher
 kommt  es  auch  nicht  zu  einer  Verschlechterung  der  Förde-
 rung  volljähriger  Kinder  von  Deutschen  im  Vergleich  zur
 bisherigen Rechtslage.

 Nummer 7 entspricht der bisherigen Nummer 5.

 Nummer  8  entspricht  der  bisherigen  Nummer  2.  Heimatlose
 Ausländer  und  Ausländerinnen  sind  fremde  Staatsangehöri-
 ge  oder  Staatenlose,  die  die  Rechtsstellung  eines  heimatlo-
 sen  Ausländers  oder  einer  heimatlosen  Ausländerin  im  Bun-
 desgebiet  nach  dem  in  §  8  Abs.  1  Nr.  7  bezeichneten  Gesetz
 erworben  und  diese  Rechtsstellung  nicht  verloren  oder  sie
 nach dem Verlust wieder erlangt haben.

 Zu Absatz 2

 Die  Neufassung  des  Absatzes  2  dient  dem  Ziel  des  Gesetz-
 gebers,  Ausländer  und  Ausländerinnen  mit  einer  Bleibeper-
 spektive  in  Deutschland  unabhängig  von  einer  etwaigen
 Mindesterwerbsdauer  zu  fördern.  Dabei  knüpft  der  Absatz  2
 unmittelbar  an  die  Aufenthaltstitel  des  Aufenthaltsgesetzes
 an.  Dies  dient  der  Klarheit  der  Norm  und  zugleich  der  Prak-
 tikabilität  im  Gesetzesvollzug,  da  die  jeweiligen  Aufent-
 haltstitel  unmittelbar  aus  den  aufenthaltsrechtlichen  Doku-
 menten  und  Bescheinigungen  zu  entnehmen  sind.  Es  wird
 differenziert  zwischen  Aufenthaltstiteln,  die  ohne  weiteres
 zu  einer  Förderberechtigung  nach  dem  AFBG  führen  (in  Ab-
 satz  2  Nr.  1),  und  solchen  Aufenthaltstiteln,  die  nur  bei  einer
 vierjährigen  Mindestaufenthaltsdauer  in  Deutschland  zur
 Aufstiegsförderung berechtigen (in Absatz 2 Nr.  2).

 Gemeinsam  ist  der  Förderungsberechtigung  von  Ausländern
 und  Ausländerinnen  nach  den  Nummern  1  und  2  die  einlei-
 tend  zur  Voraussetzung  erhobene  Bedingung,  dass  diese
 ihren  „ständigen  Wohnsitz“,  der  Mittelpunkt  ihrer  Lebens-
 beziehungen  ist,  in  Deutschland  begründet  haben.  Einer  För-
 derung  steht  diese  Voraussetzung  in  den  Fallkonstellationen
 entgegen,  in  denen  beispielsweise  der  Familiennachzug  und
 damit  die  Begründung  des  Wohnsitzes  nur  deshalb  erfolgte,
 um  in  Deutschland  eine  Fortbildung  zu  betreiben.  Diese  Ein-
 schränkung  des  Berechtigtenkreises,  die  schon  nach  gelten-
 dem  Recht  in  Absatz  1  Nr.  6  für  Kinder  und  Ehegatten  von
 Deutschen  geregelt  ist,  erscheint  auch  für  Ausländer  und
 Ausländerinnen  und  deren  Familienangehörige  angemessen,
 um  Fälle  zu  vermeiden,  in  denen  die  Verlegung  des  Wohnsit-
 zes  nach  Deutschland  vorrangig  dadurch  motiviert  wird,  hier
 eine  Fortbildung  zu  betreiben  und  hierfür  entsprechende
 Förderleistungen nach dem AFBG zu erhalten.

 Die  in  Absatz  2  Nr.  1  genannten  Aufenthaltstitel  werden  ty-
 pischerweise  nur  bei  Bestehen  einer  aufenthaltsrechtlichen
 Verfestigungsperspektive  gewährt  (z.  B.  knüpfen  die  Bleibe-
 rechtsbeschlüsse  der  Innenministerkonferenz  im  Sinne  von
 §  23  Abs.  1  AufenthG  regelmäßig  an  mehrjährigen  ununter-
 brochenen  Aufenthalt  im  Bundesgebiet  an)  beziehungsweise
 es  ist  aus  anderen  Gründen  gerechtfertigt,  auf  eine  vorherige
 Mindestaufenthaltsdauer zu verzichten.
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In  den  Fällen  einer  Aufenthaltsberechtigung  aus  völkerrecht-
 lichen  oder  humanitären  Gründen  beziehungsweise  in  Härte-
 fällen  im  Sinne  der  §§  23,  23a  AufenthG  ist  im  Regelfall
 von  einem  längeren  Voraufenthalt  in  der  Bundesrepublik
 Deutschland  auszugehen;  zudem  ist  eine  erhebliche  Integra-
 tionsleistung  der  Betroffenen  regelmäßig  Voraussetzung  für
 die  Erteilung  der  Aufenthaltserlaubnis.  Es  erscheint  daher
 angemessen,  typisierend  auf  eine  Mindestaufenthaltsdauer
 zu  verzichten,  um  hier  im  Vollzug  keinen  regelmäßig  über-
 flüssigen  Prüfungsaufwand  und  entsprechende  zusätzliche
 Nachweisobliegenheiten  zu  verursachen.  Bei  Asylberech-
 tigten  mit  einer  Aufenthaltserlaubnis  nach  §  25  Abs.  1
 AufenthG  sowie  bei  Flüchtlingen  nach  der  Genfer  Flücht-
 lingskonvention  mit  einer  Aufenthaltserlaubnis  nach  §  25
 Abs.  2  AufenthG  besteht  bereits  aufgrund  höherrangigen
 Rechts  eine  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Aufstiegsfort-
 bildungsförderung.  Der  Verweis  auf  §  25  Abs.  1  und  2  bein-
 haltet  auch  den  Verweis  auf  die  Fiktionswirkung  des  §  25
 Abs.  1  Satz  3  und  Abs.  2  Satz  2  AufenthG,  nach  der  der
 Aufenthalt  eines  oder  einer  Asylberechtigten  beziehungs-
 weise  eines  anerkannten  Flüchtlings  nach  der  Genfer
 Flüchtlingskonvention  bereits  mit  der  Anerkennung  als  er-
 laubt  gilt.  Damit  gilt  diese  Fiktion  auch  im  Förderungsrecht.
 Wie  schon  nach  der  bisherigen  Rechtslage  setzt  der  Förde-
 rungsanspruch  also  mit  der  Anerkennung  als  Asylberechtig-
 ter  oder  Asylberechtigte  beziehungsweise  Flüchtling  nach
 der  Genfer  Flüchtlingskonvention  ein,  und  nicht  erst  mit  der
 Erteilung der Aufenthaltserlaubnis.

 Auch  bei  den  familiär  begründeten  Aufenthaltstiteln  nach
 den  §§  28,  30,  32,  33,  34  AufenthG  wird  auf  eine  vorherige
 Mindestaufenthaltsdauer  verzichtet,  wenn  der  Familien-
 nachzug  zu  einem  oder  zu  einer  deutschen  Staatsangehöri-
 gen  oder  zu  einem  oder  einer  zum  dauerhaften  Aufenthalt
 berechtigten  Ausländer  oder  Ausländerin  (mit  Niederlas-
 sungserlaubnis)  erfolgt,  so  dass  auch  bei  dem  Familienange-
 hörigen  (Kind,  sorgeberechtigter  Elternteil  oder  Ehegatte)
 von  einer  langfristigen  Bleibeperspektive  in  Deutschland
 auszugehen  ist.  Besitzt  der  Ausländer  oder  die  Ausländerin,
 zu  dem  oder  zu  der  nachgezogen  wird,  lediglich  einen  befris-
 teten  Aufenthaltstitel,  so  ist  eine  Förderung  gleichwohl  mög-
 lich,  wenn  der  nachgezogene  Ausländer  oder  die  Auslände-
 rin die Voraussetzungen der Nummer 2 erfüllt.

 Das  Recht  auf  Wiederkehr  nach  §  37  AufenthG  betrifft  die
 Gruppe  von  langjährig  in  Deutschland  aufhältig  gewesenen
 Bildungsinländern,  deren  Einbeziehung  nach  aufenthalts-
 rechtlich  zulässiger  Rückkehr  nach  Deutschland  förderungs-
 politisch  besonders  sinnvoll  erscheint.  Dies  gilt  auch  für  Per-
 sonen,  die  als  ehemalige  Deutsche  eine  Aufenthaltserlaubnis
 nach  §  38  Abs.  1  Nr.  2  AufenthG  erhalten.  Hierbei  handelt  es
 sich  im  Regelfall  um  Personen,  die  sich  bereits  längere  Zeit
 in  Deutschland  aufhalten  und  bei  denen  eine  Bleibeperspek-
 tive  gegeben  ist,  die  die  bereits  erworbene  deutsche  Staats-
 angehörigkeit  jedoch  aus  Gründen  wieder  verloren  haben,
 die  der  bildungspolitischen  Motivation  einer  Einbeziehung
 in  die  Förderungsberechtigung  nach  dem  AFBG  nicht  entge-
 genstehen.

 Die  in  Absatz  2  Nr.  2  genannten  Aufenthaltstitel  berechtigen
 hingegen  erst  nach  einem  Mindestaufenthalt  von  vier  Jahren
 zur  Inanspruchnahme  von  Förderungsleistungen  nach  dem
 AFBG.  Bei  den  genannten  Aufenthaltstiteln  ist  von  einer
 Verfestigung  des  Aufenthalts  nicht  ohne  weiteres  auszuge-

 hen.  Um  sicherzustellen,  dass  nur  die  Ausländer  und  Auslän-
 derinnen  gefördert  werden,  deren  Aufenthalt  nicht  nur  kurz-
 fristig  oder  absehbar  vorübergehender  Natur  ist,  wird  hier  als
 zusätzliche  Voraussetzung  eine  Mindestaufenthaltsdauer
 von  vier  Jahren  statuiert.  Kann  ein  Ausländer  oder  eine  Aus-
 länderin  die  geforderten  vier  Jahre  rechtmäßigen,  gestatteten
 oder  geduldeten  Aufenthalts  in  Deutschland  nachweisen,  ist
 eine  Förderung  jedoch  gerechtfertigt,  weil  unter  diesen
 Voraussetzungen  von  einem  weiteren  Aufenthalt  in  der  Bun-
 desrepublik  Deutschland  auszugehen  ist.  Es  erscheint  ange-
 messen,  sich  hinsichtlich  der  Bemessung  der  Mindestaufent-
 haltsdauer  an  der  entsprechenden  Frist  in  §  9  Abs.  1  Nr.  2  der
 Beschäftigungsverfahrensverordnung zu orientieren.

 Nicht  in  die  enumerative  Aufzählung  des  Absatzes  2  aufge-
 nommen  sind  Aufenthaltstitel,  die  explizit  nur  zum  Zweck
 eines  vorübergehenden  Aufenthalts  erteilt  werden.  Dies  gilt
 besonders  für  Aufenthalte,  die  gerade  dem  Ziel  der  Fortbil-
 dung  oder  der  eigenen  Erwerbstätigkeit  dienen;  hier  soll  ge-
 rade  kein  Anreiz  zur  Aufgabe  der  ursprünglichen  Erwerbs-
 tätigkeit  gesetzt  werden.  So  findet  sich  in  dem  Katalog  nicht
 die  Aufenthaltserlaubnis  zum  Zweck  des  Studiums  und  der
 Ausbildung  (§§  16,  17  AufenthG).  Nicht  aufgeführt  ist  auch
 die  Aufenthaltserlaubnis  zum  Zweck  der  Erwerbstätigkeit
 (§  18  AufenthG).  Ebenfalls  aufgrund  der  von  vornherein
 fehlenden  dauerhaften  Bleibeperspektive  nicht  aufgenom-
 men  werden  die  Aufenthaltserlaubnis  zum  vorübergehenden
 Schutz  (§  24  AufenthG)  und  zum  vorübergehenden  Aufent-
 halt  aus  dringenden  humanitären  oder  persönlichen  Gründen
 nach §  25 Abs.  4 Satz 1 AufenthG.

 Durch  die  Anknüpfung  an  die  Aufenthaltstitel  nach  dem
 Aufenthaltsgesetz  werden  auch  türkische  Staatsangehörige
 erfasst,  deren  Aufenthaltsrecht  sich  aus  dem  Beschluss
 Nr.  1/80  des  Assoziationsrats  EWG/Türkei  über  die  Ent-
 wicklung  der  Assoziation  vom  19.  September  1980  ableitet.
 Diese  müssen  nämlich  gemäß  §  4  Abs.  5  AufenthG  das  be-
 stehende  Aufenthaltsrecht  durch  den  Besitz  einer  Aufent-
 haltserlaubnis  nach  dem  Aufenthaltsgesetz  nachweisen.  Da
 somit  die  durch  den  Assoziationsratsbeschluss  Nr.  1/80  er-
 fassten  türkischen  Staatsangehörigen  im  Regelfall  entweder
 eine  Aufenthalts-  oder  Niederlassungserlaubnis  im  Sinne  des
 Aufenthaltsgesetzes  besitzen,  sind  sie  durch  den  Verweis  auf
 die Titel des Aufenthaltsgesetzes erfasst.

 Zu Absatz 3

 Die  Regelung  entspricht  dem  bisherigen  Absatz  2  und  stellt
 eine  Auffangregelung  für  alle  Ausländer  dar,  die  nicht  schon
 in  den  Absätzen  1  und  2  erfasst  sind;  z.  B.  für  Einzelfälle,  et-
 wa  bei  geduldeten  Ausländern  und  Ausländerinnen,  die  kei-
 nen  Aufenthaltstitel  besitzen,  aber  dennoch  die  Mindester-
 werbstätigkeit  vorweisen  können.  Außerdem  ermöglicht  die
 Neufassung  die  Berücksichtigung  auch  von  Ausbildungszei-
 ten  einer  dualen  Berufsausbildung  als  Zeit  der  Erwerbstätig-
 keit.

 Zu Absatz 4

 Die  Regelung  enthält  eine  Ausweitung  der  Förderberechti-
 gung  auf  getrennt  lebende  sowie  geschiedene  ausländische
 Ehegatten  von  Deutschen,  Unionsbürgern  oder  sonstigen
 förderberechtigten  Ausländern  oder  Ausländerinnen  im  Sin-
 ne  von  Absatz  2.  Wie  im  BAföG  geht  die  einmal  erworbene
 persönliche  Förderberechtigung  als  Ehegatte  nicht  allein  da-
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durch  verloren,  dass  die  Ehegatten  sich  später  dauerhaft  tren-
 nen oder die Ehe geschieden wird.

 Geschiedene  Ehegatten,  die  die  Ausbildung  erst  nach  dem
 Ende  der  Ehe  aufnehmen,  haben  einen  Förderungsanspruch
 nach  Absatz  2  Nr.  2,  wenn  sie  den  insgesamt  vierjährigen
 Mindestaufenthalt  vorweisen  können.  Dies  erscheint  auf-
 grund  der  in  diesen  Fällen  anzunehmenden  Integrationsper-
 spektive gerechtfertigt.

 Zu Absatz 5

 Die Regelung entspricht dem bisherigen Absatz 3.

 Zu Nummer 9  (§  9)

 Satz  1  ist  unverändert  und  entspricht  dem  bisherigen  Satz  1.

 Satz  2  enthält  die  auch  in  §  7  enthaltene  gesetzliche  Klarstel-
 lung,  dass  Unterbrechungen  der  Fortbildung  nur  aus  den  ge-
 setzlich  normierten  Gründen  zulässig  und  im  Übrigen  förde-
 rungsschädlich  sind.  Sie  soll  sicherstellen,  dass  die  aus
 Steuergeldern  aufzubringenden  Förderleistungen  zielgerich-
 tet  und  möglichst  sparsam  eingesetzt  werden  und  unnötige
 Unterbrechungen,  Verzögerungen  unterbleiben.  Nur  eine
 regelmäßige  Teilnahme  an  den  Lehrveranstaltungen  ermög-
 licht  eine  zügige  und  erfolgreiche  berufliche  Aufstiegsfort-
 bildung  und  damit  einen  effektiven  Mitteleinsatz  im  Interes-
 se des Einzelnen oder der Einzelnen und der Gesellschaft.

 Satz  3  enthält  die  Klarstellung,  dass  die  Prüfungszulassungs-
 voraussetzungen  spätestens  am  letzten  Unterrichtstag  der
 Maßnahme  vorliegen  müssen.  Dies  betrifft  vor  allem  etwai-
 ge  für  die  Prüfungszulassung  noch  fehlende  Zeiten  der  sach-
 dienlichen  Berufstätigkeit.  Diese  können  allerdings  nur  par-
 allel  zum  Unterricht  (d.  h.  im  Regelfall  nur  bei  Maßnahmen
 in  Teilzeitform  oder  bei  Maßnahmen  in  Vollzeitform  zwi-
 schen  den  Maßnahmeabschnitten  oder  am  Wochenende)  er-
 worben  werden.  Es  ist  also  nicht  zulässig,  die  Maßnahme
 zwecks  Erwerb  der  Berufstätigkeit  zu  unterbrechen  oder  die
 Zeit  der  sachdienlichen  Berufstätigkeit  erst  nach  Abschluss
 der Maßnahme aufzunehmen oder zu beenden.

 Satz  4  dient  der  Sicherstellung  der  zweckgemäßen  Mittel-
 verwendung.  Der  Teilnehmer  oder  die  Teilnehmerin  wird
 verpflichtet,  nach  der  Hälfte  der  Laufzeit  der  Maßnahme,
 spätestens  nach  sechs  Monaten  einen  Nachweis  des  Bil-
 dungsträgers  zu  erbringen,  dass  er  oder  sie  regelmäßig  an
 den  Lehrveranstaltungen  teilgenommen  hat.  Bei  längeren
 Maßnahmen,  Maßnahmen  mit  mehreren  Maßnahmeab-
 schnitten  oder  in  besonderen  Fällen  kann  das  zuständige
 Amt  darüber  hinaus  weitere  Teilnahmenachweise  z.  B.  im
 weiteren  Verlauf  der  Maßnahme  oder  am  Ende  eines  Bewil-
 ligungszeitraums  verlangen.  Hierdurch  soll  dem  Problem
 begegnet  werden,  dass  sowohl  Teilnehmer  oder  Teilnehme-
 rinnen  als  auch  Bildungsträger  oftmals  ihren  Mitteilungs-
 pflichten  über  einen  Abbruch  beziehungsweise  eine  unzuläs-
 sige  Unterbrechung  nicht  nachkommen  und  Fördergelder
 weitergezahlt  werden  beziehungsweise  Rückforderungen
 unterbleiben,  obwohl  die  Maßnahme  gar  nicht  mehr  betrie-
 ben  wird.  Die  sowohl  für  den  Teilnehmer  und  die  Teilnehme-
 rin  als  auch  für  den  Bildungsträger  bereits  bestehende
 Verpflichtung,  Abbrüche  und  vorzeitige  Beendigungen,
 Kündigungen  usw.  unverzüglich  mitzuteilen  (§  21),  wird  da-
 mit  konkretisiert.  Da  der  Bildungsträger  üblicherweise  Teil-
 nahmelisten  führt,  dürfte  weder  für  den  Teilnehmer  oder  die

 Teilnehmerin  noch  für  den  Bildungsträger  durch  den  gefor-
 derten  Teilnahmenachweis  ein  nennenswerter  zusätzlicher
 zeitlicher  wie  finanzieller  Aufwand  entstehen,  zumal  es  sich
 nur  um  einen  obligatorischen  Teilnehmernachweis  handelt
 und  die  Fälle,  in  denen  die  Vorlage  eines  weiteren  Teilnah-
 menachweises  sinnvoll  oder  notwendig  erscheint,  eher  sel-
 ten  vorkommen  dürften.  Angesichts  der  Tatsache,  dass  die
 Maßnahmekosten  durch  die  Förderleistungen  des  AFBG  in
 nicht  unerheblichem  Umfang  bezuschusst  werden,  besteht
 ein  legitimes  Interesse  daran,  Zahlungen  nur  und  nur  so  lan-
 ge  zu  gewähren,  wie  die  Maßnahme  tatsächlich  besucht
 wird.  Anderweitige,  geringer  belastende  Maßnahmen  als  der
 geforderte  Nachweis  sind  nicht  erkennbar.  Die  Informations-
 pflicht  ist  insoweit  erforderlich,  angemessen  und  verhältnis-
 mäßig.

 Satz  5  macht  deutlich,  dass  die  Förderleistung  unter  dem
 Vorbehalt  der  regelmäßigen  Teilnahme  und  der  Vorlage  der
 Teilnahmenachweise  steht.  Wird  der  Nachweis  über  die  re-
 gelmäßige  Teilnahme  nicht  erbracht,  ist  die  Förderung  für
 die  Zukunft  einzustellen  und  für  die  Vergangenheit  ganz
 oder  anteilig  zurückzufordern  (vgl.  §  16  AFBG).  Von  einer
 regelmäßigen  Teilnahme  kann  ausgegangen  werden,  wenn
 die  Teilnehmer  oder  Teilnehmerinnen  nicht  mehr  als  10  Pro-
 zent  der  Gesamtunterrichtsstunden  der  Fortbildungsmaß-
 nahme  unentschuldigt  gefehlt  haben.  In  §  21  wird  zugleich
 klargestellt,  dass  die  Träger  das  Amt  darüber  informieren
 müssen,  dass  ein  Teilnehmer  oder  eine  Teilnehmerin  den
 Lehrgang  nicht  mehr  regelmäßig  besucht  (vgl.  Nummer  21).

 Zu Nummer 9  (§  10)

 Bei  den  Änderungen  in  §  10  handelt  es  sich  zum  einen  um
 strukturelle  Änderungen,  die  die  Vorschrift  lesbarer  und  ver-
 ständlicher  machen.  Dazu  ist  in  jeweils  eigenen  Absätzen
 zwischen  Maßnahmebeitrag,  Unterhaltsbeitrag  und  Kinder-
 betreuungszuschlag differenziert worden.

 Zum  anderen  enthält  §  10  eine  Reihe  von  inhaltlichen  Ände-
 rungen.  Durch  die  Änderung  in  Absatz  1  Satz  2  wird  z.  B.  die
 Anrechnung  auch  der  Leistungen  privater  Arbeitgeber  auf
 den  Maßnahmebeitrag  sichergestellt.  Werden  die  Kosten  der
 Fortbildung  bereits  anderweitig  übernommen,  besteht  kein
 Grund  zur  staatlichen  Förderung.  Dies  entspricht  dem
 Grundsatz der Subsidiarität der Förderung.

 Der  Antragsteller  oder  die  Antragstellerin  soll  nach  dem
 AFBG  nur  die  Maßnahmekosten  geltend  machen  können,
 die  er  oder  sie  selbst  zu  tragen  hat.  Sind  die  Leistungen  des
 Arbeitgebers  an  Bedingungen  geknüpft,  ist  auflösend  oder
 aufschiebend  bedingt  zu  bewilligen  beziehungsweise  die
 Leistung  unter  dem  Vorbehalt  der  Rückforderung  zu  gewäh-
 ren.

 Die  Änderung  in  Absatz  2  Satz  3  dient  der  besseren  finan-
 ziellen  Unterstützung  Fortbildungswilliger  mit  Kindern,  in-
 dem  der  Erhöhungsbeitrag  für  Kinder  von  derzeit  179  Euro
 pro  Kind  auf  künftig  210  Euro  pro  Kind  erhöht  wird.  Ergänzt
 wird  dies  durch  die  Einführung  einer  Zuschusskomponente
 (vgl.  Nummer  13  zu  §  12  Abs.  2  Satz  2).  Künftig  wird  der
 Erhöhungsbetrag  für  Kinder  nicht  wie  bisher  als  Darlehen,
 sondern  zu  50  Prozent  als  Zuschuss  gewährt.  Zum  anderen
 werden  zwischenzeitliche  Änderungen  des  Kindergeldrechts
 berücksichtigt.
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Durch  die  Neufassung  von  Absatz  3  soll  auch  die  finanzielle
 Situation  von  fortbildungswilligen  Alleinerziehenden  mit
 Kindern  weiter  verbessert  werden,  da  insbesondere  sie  viel-
 fältigen  Belastungen  ausgesetzt  sind.  Der  Kinderbetreuungs-
 zuschlag  für  Alleinerziehende  von  bis  zu  113  Euro  pro  Kind
 und  Monat  bis  zum  vollendeten  zehnten  Lebensjahr  und  Mo-
 nat  soll  künftig  pauschalisiert,  d.  h.  ohne  den  bisher  gefor-
 derten  Nachweis  der  Betreuung  sowie  der  konkret  ange-
 fallenen  Kosten  und  stets  in  voller  Höhe  gewährt  werden.
 Bei  der  Betreuung  behinderter  Kinder  soll  darüber  hinaus  die
 Altersbegrenzung  entfallen,  da  der  Betreuungsmehrbedarf
 auch  nach  dem  zehnten  Lebensjahr  fortbesteht.  Vorausset-
 zung  ist  jeweils,  dass  die  Kinder  mit  dem  oder  der  Alleiner-
 ziehenden  in  einem  Haushalt  leben.  Der  Leistungsanspruch
 endet  grundsätzlich  mit  Ablauf  des  Monats,  in  dem  planmä-
 ßig  der  letzte  Unterricht  abgehalten  wird.  Darüber  hinaus
 kann  er  wie  der  Unterhaltsbeitrag  auch  noch  während  der
 Prüfungsvorbereitungsphase  für  bis  zu  drei  Monate  (vgl.
 Nummer  10  Buchstabe  b),  §  11  Abs.  2,  Satz  2  zweiter  Halb-
 satz),  allerdings  auf  reiner  Darlehensbasis,  gewährt  werden.

 Diese  Regelungen  dienen  auch  der  Entbürokratisierung  und
 erleichtern  den  Vollzug,  da  konkret  angefallene  Betreuungs-
 kosten  beziehungsweise  das  Alter  des  behinderten  Kindes
 nicht  mehr  nachgewiesen  werden  müssen.  Mit  der  Pauscha-
 lisierung  wird  auch  eine  entsprechende  Anregung  des  Bun-
 desrechungshofes aufgegriffen.

 Zu Nummer 10

 Zu Buchstabe a  (§  11 Abs.  1 Satz 1 Nr.  1)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

 Zu Buchstabe b  (§  11 Abs.  2)

 Bei  den  Änderungen  in  Satz  1  sowie  2  erster  Halbsatz  han-
 delt es sich um redaktionelle Klarstellungen.

 Durch  den  neuen  Satz  2  zweiter  Halbsatz  soll  sichergestellt
 werden,  dass  Fortbildungsabsolventen  und  Fortbildungsab-
 solventinnen  auch  während  der  Prüfungsvorbereitungsphase
 stärker  entlastet  werden.  Zurzeit  besteht  für  die  Vollzeitge-
 förderten  zwischen  Ende  des  Lehrganges  und  Anfertigen  des
 Prüfungsstücks  und/oder  dem  Ablegen  der  Prüfung  eine
 Förderlücke  beim  Unterhaltsbeitrag.  Denn  die  AFBG-För-
 derung  wird  bislang  nur  bis  zum  letzten  Unterrichtstag  ge-
 währt.  Das  Meisterstück  wird  in  der  Regel  aber  erst  nach  Ab-
 schluss  der  Fortbildungsmaßnahme  gefertigt.  Auch  die
 Prüfung  erfolgt  selten  im  unmittelbaren  Anschluss  an  den
 Lehrgang.  Insoweit  befinden  sich  die  Geförderten  oftmals
 gerade  in  der  für  sie  wichtigen  Prüfungsvorbereitungszeit  in
 einer  finanziell  unsicheren  und  damit  für  sie  belastenden  Si-
 tuation.  Hier  soll  Abhilfe  geschaffen  werden.  Die  Unter-
 haltsbeiträge  sowie  der  Kinderbetreuungszuschlag  sollen
 künftig  als  Darlehen  bis  zum  Ablauf  des  jeweiligen  Kalen-
 dermonats,  in  dem  der  letzte  Prüfungstag  liegt,  höchstens  je-
 doch  für  drei  Monate  nach  Ende  der  Maßnahme  fortgezahlt
 werden,  wobei  der  letzte  Unterhaltsbeitrag  maßgeblich  für
 die  Darlehenshöhe  sein  soll.  Dieser  Zeitraum  von  bis  zu  drei
 Monaten  ist  nach  den  Erfahrungen  im  Vollzug  im  Regelfall
 ausreichend, um die Förderlücke zu schließen.

 Zu Nummer 11  (§  12)

 Die  Streichung  des  bisherigen  §  12  Abs.  1  Satz  1  Nr.  3  ist
 eine  Folgeänderung  der  Neufassung  des  §  10  Abs.  3,  durch
 den  nunmehr  klargestellt  ist,  dass  es  sich  bei  dem  Kinderbe-
 treuungszuschlag  um  eine  eigenständige  Leistungskompo-
 nente  neben  dem  Maßnahme-  und  dem  Unterhaltsbeitrag
 handelt  (vgl.  Nummer  9).  Im  Übrigen  ist  Satz  1  unverändert.

 Bei  den  Änderungen  in  den  Sätzen  2  und  3  handelt  es  sich
 um  die  Streichung  von  infolge  Zeitablaufs  nicht  mehr  rele-
 vanten  Regelungen  sowie  eine  sprachliche  und  redaktionelle
 Bereinigung.

 Bei  den  Änderungen  in  Absatz  2  Satz  1  und  4  handelt  es  sich
 um eine redaktionelle Bereinigung.

 Der  auf  210  Euro  angehobene  Erhöhungsbetrag  für  Kinder
 soll  künftig  nach  dem  neuen  Satz  2  zur  stärkeren  Entlastung
 von  Fortbildungsteilnehmern  und  Fortbildungsteilnehmerin-
 nen  mit  Kindern  zur  Hälfte  und  der  Kinderbetreuungszu-
 schlag  wie  bisher  in  voller  Höhe  als  Zuschuss  gewährt  wer-
 den,  da  eine  hohe  Darlehensbelastung  gerade  für  diesen
 Personenkreis  nur  schwer  zu  verkraften  ist  und  sich  negativ
 auf  die  Fortbildungsmotivation  auswirkt.  Mit  der  Einfüh-
 rung  des  Satzes  3  wird  klargestellt,  dass  der  Unterhaltsbei-
 trag  und  der  Kinderbetreuungszuschlag  als  Zuschüsse  nur
 bis  zum  Ablauf  des  Monats,  in  dem  planmäßig  der  letzte  Un-
 terrichtstag  abgehalten  wird,  gewährt  werden.  Satz  4  stellt
 klar,  dass  bis  zum  Ablauf  des  Monats,  in  dem  planmäßig  der
 letzte  Unterrichtstag  stattgefunden  hat,  im  Übrigen  ein  An-
 spruch  auf  Abschluss  eines  Darlehensvertrages  mit  der  KfW
 Bankengruppe  besteht.  Darüber  hinaus  handelt  es  sich  um
 eine redaktionelle Bereinigung.

 Mit  dem  neuen  Absatz  3  wird  ferner  klargestellt,  dass  für  den
 Zeitraum  vom  Ablauf  des  Monats,  in  dem  planmäßig  der
 letzte  Unterrichtstag  stattgefunden  hat,  bis  zur  Prüfung,
 maximal  jedoch  für  drei  Monate,  die  Förderung  in  Form  des
 Unterhaltsbeitrages  einschließlich  aller  Erhöhungsbeträge
 und  des  Kinderbetreuungszuschlags  nur  noch  in  Form  von
 Darlehen erfolgt.

 Bei  der  Änderung  in  Absatz  4  Satz  2  handelt  es  sich  um  eine
 sprachliche Bereinigung.

 Zu Nummer 12

 Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa bis ee  (§  13 Abs.  1)

 Es  handelt  sich  um  redaktionelle  und  sprachliche  Bereini-
 gungen.

 Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe aa  (§  13 Abs.  4
 Satz 1 und 4)

 Es handelt sich um sprachliche Bereinigungen.

 Zu den Doppelbuchstaben bb und cc  (§  13  Abs.  4  Satz  4
 und 5 – neu)

 Der  Darlehensanteil  des  Maßnahmebeitrages  für  die  Prü-
 fungsgebühren  soll  ebenso  wie  der  Zuschussanteil  nicht
 schon  vorab,  sondern  erst  bei  Fälligkeit  dieser  Gebühren  ge-
 gen  Vorlage  der  Rechnung  oder  des  Gebührenbescheides
 ausgezahlt  werden.  Für  den  Zuschussanteil  gilt  Entsprechen-
 des  (vgl.  Nummer  24  Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  cc,  §  24
 Abs.  1  Satz  4).  Dadurch  wird  sichergestellt,  dass  die  Prü-
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fungsgebühren  nur  und  erst  dann  erstattet  werden,  wenn  sie
 anfallen.

 Zu Buchstabe c Doppelbuchstabe aa  (§  13 Abs.  5 Satz 1)

 Es  wird  klargestellt,  dass  je  nach  finanzieller  Situation  der
 Darlehensnehmer  oder  die  Darlehensnehmerin  auch  gerin-
 gere  monatliche  Rückzahlungsraten  als  128  Euro  möglich
 sind  und  nicht  etwa  eine  Stundung,  Freistellung  oder  ein  Er-
 lass  auch  dann  gewährt  werden  darf,  wenn  der  Fortbildungs-
 teilnehmer  oder  die  Fortbildungsteilnehmerin  nur  teilweise
 leistungsfähig ist.

 Zu Doppelbuchstabe bb  (§  13 Abs.  5 Satz 2)

 Die  KfW  Bankengruppe  soll  aus  Gründen  der  Verwaltungs-
 vereinfachung  auch  drei  Monatsraten  in  einem  Betrag  gel-
 tend  machen  können,  es  sei  denn  der  Darlehensnehmer  oder
 die  Darlehensnehmerin  besteht  auf  der  im  Gesetz  vorgese-
 hen monatlichen Ratenzahlung.

 Zu Buchstabe d  (§  13 Abs.  6 und 7)

 Die  bisher  in  den  Absätzen  6  und  7  geregelten  Existenzgrün-
 dungserlasse  und  die  Stundungen  nebst  Erlassmöglichkeiten
 wegen  Kinderbetreuung  werden  künftig  im  neuen  §  13b
 Abs.  3 geregelt (vgl. Nummer 14).

 Zu Buchstabe e  (§  13 bisheriger Absatz 8 und neuer
 Absatz 6)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Bereinigung  infolge
 der Streichung des Absatzes  6.

 Zu Buchstabe f  (§  13 bisheriger Absatz 9 und neuer
 Absatz 7)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Bereinigung  infolge
 der  Streichung  des  Absatzes  7  sowie  um  eine  sprachliche
 Bereinigung.

 Zu Buchstabe g  (§  13 bisheriger Absatz 10 und neuer
 Absatz 8)

 Es  handelt  sich  zum  einen  um  eine  Folgeänderung  auf  Grund
 der  Streichung  der  Absätze  6  und  7.  Darüber  hinaus  handelt
 es  sich  um  eine  Gleichstellung  des  Verbraucherinsolvenzver-
 fahrens  mit  dem  Regelinsolvenzverfahren  bei  natürlichen
 Personen.  Zugleich  wird  die  sofortige  Fälligkeit  der  Darle-
 hensrestschuld  und  Zinsschuld  auch  für  den  Fall  sicherge-
 stellt,  dass  die  Eröffnung  des  Insolvenzverfahrens  mangels
 Masse  abgewiesen  worden  ist.  Satz  2  enthält  eine  redaktio-
 nelle  Bereinigung  infolge  der  Änderungen  in  §  13  und  des
 neuen §  13b.

 Zu Nummer 13

 Zu Buchstabe a  (§  13a Satz 1)

 Es  wird  klargestellt,  dass  die  KfW  Bankengruppe  über  eine
 Freistellung entscheidet.

 Zu Buchstabe b  (§  13a Satz 2 – neu – und 3 – neu)

 Entsprechend  der  geänderten  Regelung  in  §  13  Abs.  5  Satz  1
 wird  klargestellt,  dass  im  Rahmen  des  §  13a  ein  die  Beträge
 nach  §  18a  Abs.  1  BAföG  übersteigendes  Einkommen  auch

 dann  zur  Ratenzahlung  einzusetzen  ist,  wenn  dieser  Betrag
 geringer  ist  als  die  im  Gesetz  vorgesehene  monatliche  Rück-
 zahlungsrate  von  128  Euro,  da  die  Rückführung  des  Darle-
 hens  auch  durch  geringere  Ratenzahlungen  Vorrang  vor  der
 Stundung und Freistellung hat.

 Zu Nummer 14  (§  13b)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Umstrukturierung  zur
 Verbesserung  der  Transparenz,  Übersichtlichkeit  und  Les-
 barkeit  des  Gesetzes,  indem  die  bisher  in  §  13  geregelten  Er-
 lass-  und  Stundungstatbestände  in  einem  neuen  Paragrafen
 zusammengefasst werden. Darüber hinaus werden ein neuer
 Erlasstatbestand  eingeführt  und  der  bestehende  Existenz-
 gründungserlass verbessert.

 Absatz  1  enthält  einen  neuen  leistungsbezogenen  Darlehens-
 teilerlass  für  das  Bestehen  der  Fortbildungsprüfung.  Mit  Hil-
 fe  dieses  Teilerlasses  von  25  Prozent  des  auf  die  Lehrgangs-
 und  Prüfungsgebühren  entfallenden  Restdarlehens  sollen  zu-
 sätzliche  Anreize  gegeben  werden,  eine  berufliche  Fortbil-
 dung  durchzuführen  und  erfolgreich  abzuschließen.  Des
 Weiteren  soll  die  Quote  derjenigen,  die  abbrechen,  nicht  zur
 Prüfung  antreten  oder  diese  nicht  bestehen,  aufgrund  des
 nicht  unerheblichen  finanziellen  Anreizes,  der  an  den  Erfolg
 der  Fortbildung  gekoppelt  ist,  deutlich  reduziert  werden.  Da-
 mit  soll  das  Ziel  des  AFBG,  nämlich  die  tatsächliche  Höher-
 qualifizierung  (der  berufliche  Aufstieg)  der  Geförderten
 noch besser erreicht werden.

 Absatz  2  enthält  den  bisher  in  §  13  Abs.  6  geregelten  und
 durch  eine  Erleichterung  der  Anspruchsvoraussetzungen
 verbesserten  Darlehensteilerlass  für  Existenzgründer  und
 Existenzgründerinnen.

 Der  Existenzgründungserlass  wird  durch  eine  neue  Staffe-
 lung,  die  bereits  die  Einstellung  eines  oder  einer  Beschäftig-
 ten  oder  eines  oder  einer  Auszubildenden  honoriert,  attrak-
 tiver.  Bisher  wird  ein  Existenzgründungserlass  erst  bei
 dauerhafter  Neueinstellung  von  mindestens  zwei  sozialver-
 sicherungspflichtigen  Beschäftigten  gewährt.  Nunmehr  soll
 bei  der  Unternehmensgründung  beziehungsweise  Übernah-
 me  oder  Erweiterung  eines  Unternehmens  bereits  für  die
 dauerhafte  Schaffung  eines  zusätzlichen  Arbeits-  oder  Aus-
 bildungsplatzes  ein  Erlass  in  Höhe  von  33  Prozent  des  auf
 die  Lehrgangs-  und  Prüfungsgebühren  entfallenden  Rest-
 darlehens  gewährt  werden.  Ziel  der  Staffelung  ist  es,
 Unternehmensgründungen,  -übernahmen  und  -erweiterun-
 gen  und  damit  auch  den  Generationswechsel  bei  Unterneh-
 men  zu  erleichtern  und  durch  Impulse  aus  dem  AFBG  auch
 die  Ausbildungsplatz-  und  Arbeitsmarktsituation  weiter  zu
 verbessern.  Für  die  Einstellung  und  die  dauerhafte  Beschäf-
 tigung  von  zwei  Arbeitnehmern  oder  einem  Arbeitnehmer
 und  einem  Auszubildenden  werden  wie  bisher  66  Prozent
 des  für  die  Lehrgangs-  und  Prüfungsgebühren  gewährten
 Restdarlehens  erlassen.  Insgesamt  kann  der  Darlehenserlass
 für  Existenzgründer  und  Existenzgründerinnen  nicht  mehr
 als  66  Prozent  betragen,  selbst  wenn  mehr  als  zwei  Arbeit-
 nehmer  oder  Arbeitnehmerinnen  eingestellt  worden  sind.
 Auch  für  mehrere  Auszubildende  kann  nur  ein  Erlass  in
 Höhe von 33 Prozent gewährt werden.

 Darüber  hinaus  wird  der  gesetzgeberische  Wille  klargestellt,
 dass  es  sich  um  eine  Unternehmensgründung  beziehungs-
 weise  -übernahme  oder  -erweiterung  im  Inland  handeln
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muss,  die  belohnt  werden  soll.  Auch  wird  verdeutlicht,  dass
 es  sich  um  zusätzliche  Arbeitnehmer  oder  Arbeitnehmerin-
 nen  beziehungsweise  Auszubildende  handeln  muss  und  es
 nicht  ausreichend  ist,  wenn  z.  B.  bei  einer  Betriebsübernah-
 me  die  bisherigen  Mitarbeiter  oder  Mitarbeiterinnen  fortbe-
 schäftigt  werden.  Vielmehr  ist  es  entscheidend,  dass  zusätz-
 liche  Impulse  für  Beschäftigung  und  Ausbildung  gegeben
 werden.

 Das  Bestehen  eines  Ausbildungs-  beziehungsweise  Arbeits-
 verhältnisses  über  die  übliche  Probezeit  hinaus  ist  ein  starkes
 Indiz  dafür,  dass  neue  Ausbildungs-  beziehungsweise  Ar-
 beitsplätze  auch  dauerhaft  geschaffen  wurden.  Allein  dies
 rechtfertigt  die  Vergünstigungen.  Diese  Voraussetzung  so-
 wie  die  Bedingung,  dass  ein  ungekündigtes  und  unbefristetes
 Vollzeitarbeitsverhältnis  vorliegen  muss,  soll  sicherstellen,
 dass  ein  nachhaltiger  Beitrag  zur  Entlastung  des  Arbeits-
 marktes  geleistet  wird.  Dies  wäre  bei  der  Begründung  von
 nur  kurzfristigen  oder  geringfügigen  Arbeitsverhältnissen
 nicht der Fall.

 Der  Existenzgründungserlass  kann  bei  mehreren  Antragstel-
 lern  oder  Antragstellerinnen,  die  ein  Unternehmen  oder  eine
 freiberufliche  Existenz  gemeinsam  führen,  auch  mehrfach
 gewährt  werden.  Allerdings  müssen  dann  alle  Voraussetzun-
 gen  für  den  Erlass  bei  dem  jeweiligen  Antragsteller  oder  der
 jeweiligen  Antragstellerin  vorliegen.  Das  heißt,  es  müssen
 entsprechend  mehr  neue  Arbeitnehmer  oder  Arbeitnehme-
 rinnen  und/oder  Auszubildende  beschäftigt  werden,  da  diese
 jeweils  nur  einmal  berücksichtigt  werden  können.  Also  kön-
 nen  für  die  Einstellung  von  z.  B.  zwei  Arbeitnehmern  oder
 Arbeitnehmerinnen  bei  zwei  Antragstellern  oder  Antragstel-
 lerinnen  entweder  nur  ein  Erlass  in  Höhe  von  66  Prozent
 oder  zwei  Erlasse  in  Höhe  von  jeweils  33  Prozent  gewährt
 werden.

 Die  Ergänzung  in  Satz  1  Nr.  3  beinhaltet  die  Klarstellung,
 dass  der  Erlass  selbstverständlich  nur  gewährt  werden  kann,
 wenn  im  Zeitpunkt  der  Antragstellung  die  Voraussetzungen
 der  Nummern  1  bis  3  noch  vorliegen,  also  etwa  die  Beschäf-
 tigungsverhältnisse noch bestehen.

 Absatz  2  Satz  4  und  5  entsprechen  inhaltlich  dem  früheren
 Absatz 6 Satz 2 und 3.

 Bei  der  Änderung  in  Absatz  3  Satz  1  Nr.  2  handelt  es  sich  um
 eine  sprachliche  Bereinigung.  Mit  Satz  4  wird  klargestellt,
 dass  der  Erlass  nur  gewährt  werden  kann,  wenn  die  Voraus-
 setzungen  nach  den  Nummern  1  bis  3  im  Zeitpunkt  des  Er-
 lasses  noch  vorliegen.  Im  Übrigen  entspricht  die  Vorschrift
 dem  bisherigen  Absatz  7  mit  Ausnahme  von  redaktionellen
 Bereinigungen in Satz 5.

 In  Absatz  4  wird  klargestellt,  dass  für  die  Entscheidung  über
 Stundungen  und  Erlasse  die  KfW  Bankengruppe  zuständig
 ist  und  dass  diese  nur  auf  Antrag  der  Fortbildungsteilnehmer
 oder Fortbildungsteilnehmerinnen gewährt werden.

 Zu Nummer 15  (§  14)

 Die  zitierten  Vorschriften  werden  an  die  nun  in  §  13b  gere-
 gelten  Erlasse  und  Stundungen  angepasst.  Darüber  hinaus
 handelt es sich um redaktionelle Bereinigungen.

 Zu Nummer 16  (§  16)

 Die  Regelung  sichert  die  zweckentsprechende  Mittelver-
 wendung  und  erleichtert  die  Rückforderung,  wenn  die  För-
 dervoraussetzungen  in  dem  Monat,  für  den  die  Förderleis-
 tungen  gezahlt  worden  sind,  nicht  vorgelegen  haben.  Bisher
 war  dies  nur  in  den  Fällen  möglich,  in  denen  bei  der  Bewil-
 ligung  nicht  berücksichtigtes  Einkommen  erzielt  worden  ist.
 Der neue Satz 2 ermöglicht eine Rückforderung auch in den
 Fällen,  in  denen  die  Leistung  unter  Vorbehalt  erfolgt  ist.  Dies
 betrifft  z.  B.  den  Fall,  in  dem  der  in  §  9  (neu)  vorgesehene
 Teilnahmenachweis  nicht  vorgelegt  oder  die  regelmäßige
 Teilnahme nicht nachgewiesen wird.

 Zu Nummer 17  (§  17)

 Es handelt sich um redaktionelle Bereinigungen.

 Zu Nummer 18

 Zu den Buchstaben a und b  (§  17a Abs.  1)

 Es  handelt  sich  um  Rundungen  der  Vermögensfreibeträge
 zugunsten  der  Geförderten,  die  zugleich  auch  zur  Erleichte-
 rung des Verwaltungsvollzuges beitragen.

 Zu Nummer 19  (§  19 Abs.  1)

 Es handelt sich um sprachliche Bereinigungen.

 Zu Nummer 20  (§  20 Satz 2)

 Es handelt sich um eine sprachliche Bereinigung.

 Zu Nummer 21  (§  21 Abs.  1 Satz 2)

 Der  Träger  der  Bildungsmaßnahme  wird  verpflichtet,  u.  a.
 alle  für  die  Förderung  relevanten  Veränderungen  in  seinem
 Geschäftsbetrieb  und  die  Maßnahme  oder  deren  konkrete
 Ausgestaltung  und  auch  die  nicht  regelmäßige  Teilnahme
 mitzuteilen.  Es  handelt  sich  nicht  um  eine  neue  Informa-
 tionspflicht,  sondern  um  eine  Konkretisierung  der  bereits  be-
 stehenden  umfassenden  Mitteilungspflichten  nach  Absatz  1
 Satz  1.  Diese  Klarstellung  hat  sich  nach  den  Erfahrungen  des
 Vollzuges  als  notwendig  erwiesen.  Die  Konkretisierung  die-
 ser  Informationspflicht  ist  auch  angemessen  und  verhältnis-
 mäßig.  Weniger  belastende  Maßnahmen  erscheinen  nicht
 sachgerecht und zielführend.

 Zu Nummer 22  (§  22 Satz 1)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Bereinigung.

 Zu Nummer 23

 Zu den Buchstaben a und b  (§  23 Abs.  2 und 4)

 Es  handelt  sich  um  redaktionelle  Bereinigungen  und  Folge-
 änderungen  der  neu  gefassten  §§  9,  10,  11  und  12.  Insbeson-
 dere  soll  der  Bescheid  künftig  den  Hinweis  auf  die  Verpflich-
 tung  zur  Vorlage  des  neu  eingeführten  Teilnahmenachweises
 nach  §  9  und  die  Konsequenzen  der  Nichtvorlage  und  nicht
 regelmäßigen  Teilnahme  beinhalten.  Außerdem  werden  zu-
 sätzliche  Angaben  über  die  Förderung  in  der  Prüfungsvorbe-
 reitungsphase aufgenommen.
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Zu Buchstabe c  (§  23 Abs.  5)

 Streichung  einer  durch  elektronische  Datenübermittlung
 überflüssig gewordenen Bescheinigung.

 Zu Nummer 24

 Zu  Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  aa  (§  24  Abs.  1  Satz  1)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

 Zu Doppelbuchstabe bb  (§  24 Abs.  1 Satz 2)

 Die  Änderung  beinhaltet  die  gesetzliche  Klarstellung,  dass
 der  Zuschuss  zum  Maßnahmebeitrag  bis  zu  2  600  Euro  in
 einer  Summe  gewährt  werden  kann,  aber  nicht  muss.  Bei  der
 Auszahlung  der  Zuschüsse  soll  eine  hinreichende  Flexibilität
 bestehen,  die  Fälligkeit  oder  auch  die  Dauer  der  Maßnahme
 und  ggf.  auch  Kontrollaspekte  gebührend  zu  berücksichti-
 gen.  Auch  dies  dient  der  Sicherstellung  der  zweckentspre-
 chenden  Mittelverwendung.  Es  soll  auch  vermieden  werden,
 dass  Zuschüsse  bereits  gezahlt  werden,  wenn  Lehrgangsge-
 bühren  noch  gar  nicht  fällig  geworden  sind.  Insoweit  wird
 auch eine Anregung des Bundesrechnungshofes umgesetzt.

 Zu Doppelbuchstabe cc  (§  24 Abs.  1 Satz 4 – neu)

 Die  Regelung  soll  sicherstellen,  dass  nur  tatsächlich  entste-
 hende  Kosten  und  diese  auch  erst  zu  dem  Zeitpunkt,  in  dem
 sie  anfallen,  bezuschusst  werden.  Der  Zuschuss  zu  den  Prü-
 fungsgebühren  kann  dementsprechend  erst  dann  ausgezahlt
 werden,  wenn  sie  durch  Vorlage  der  Rechnung  nachgewie-
 sen werden.

 Zu Buchstabe b  (§  24 Abs.  2)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

 Zu Nummer 25  (§  25 Satz 1 Nr.  2)

 Mit  der  Änderung  soll  sichergestellt  werden,  dass  auch  Än-
 derungen  zugunsten  oder  ungunsten  des  Teilnehmers  oder
 der  Teilnehmerin,  bezogen  auf  die  Maßnahmekosten,  be-
 rücksichtigt  werden  und  entsprechende  Anpassungen  des
 Bescheides möglich sind.

 Zu Nummer 26

 Zu den Buchstaben a und b  (§  27 Abs.  2 und 4)

 Die  Bundesstatistik  wird  um  die  wichtigen  Angaben  zu  den
 Freistellungen,  Stundungen  und  Darlehenserlassen  nach  den
 §§  13a  und  13b  ergänzt.  Hierbei  geht  es  auch  darum,  die
 Auswirkung  der  einzelnen  Erlasstatbestände  auf  die  Fort-
 bildungsmotivation,  Existenzgründungen  und  den  Fortbil-
 dungserfolg  feststellen  zu  können.  Die  Angaben  sind  von
 der  KfW  Bankengruppe  für  jede  Freistellung,  Stundung
 sowie  jeden  Erlasstatbestand  separat  auszuweisen.  Dies  ist
 notwendig  und  angemessen,  um  genauere  und  belastbarere
 Informationen  über  die  Wirksamkeit  der  Aufstiegsförderung
 sowie  die  Zielgenauigkeit  der  Förderung  zu  erlangen.  Es
 handelt  sich  lediglich  um  eine  zusätzliche  Informations-
 pflicht  der  mit  der  Durchführung  des  Gesetzes,  insbesondere
 der Darlehensverwaltung, betrauten KfW Bankengruppe.

 Des  Weiteren  wird  die  Bundesstatistik  um  Angaben  zu  der
 Förderung  während  der  Prüfungsvorbereitungsphase  ergänzt

 und  bezüglich  der  Förderung  von  Alleinerziehenden  konkre-
 tisiert.

 Für  die  statistische  Erfassung  des  Merkmals  „Wohnung  wäh-
 rend  der  Ausbildung“  wird  kein  Bedarf  mehr  gesehen.  Inso-
 weit  wird  künftig  auf  die  Erhebung  dieses  Datensatzes  ver-
 zichtet.

 Zu Nummer 27

 Zu Buchstabe a  (§  29 Abs.  1)

 Zum  einen  wird  die  Bußgeldbewehrung  auch  auf  eine  Verlet-
 zung  der  Auskunftspflichten  nach  §  21  Abs.  1  Satz  1  er-
 streckt,  um  die  Träger  anzuhalten,  den  auferlegten  Mittei-
 lungspflichten  auch  tatsächlich  nachzukommen.  Nach  den
 Erfahrungen  im  Vollzug  war  dies  in  der  Vergangenheit  nicht
 immer  der  Fall.  Zum  anderen  handelt  es  sich  um  eine  sprach-
 liche Vereinfachung der Norm.

 Zu Buchstabe b  (§  29 Abs.  2)

 Es handelt sich um redaktionelle Bereinigungen.

 Zu Buchstabe c  (§  29  bisheriger  Absatz  3  und  neuer  Ab-
 satz 2)

 Es  handelt  sich  um  eine  Anpassung  an  die  Bußgeldvorschrif-
 ten des BAföG.

 Zu Nummer 28  (§  30)

 Die  ursprüngliche  Sonderregelung  für  Opfer  politischer  Ver-
 folgung  durch  SED-Unrecht  hatte  sich  bereits  durch  Zeitab-
 lauf erledigt und kann somit entfallen.

 Im  neuen  §  30  Abs.  1  wird  im  Interesse  der  Praktikabilität
 eine  Übergangsregelung  getroffen,  die  beinhaltet,  dass  für
 Maßnahmen oder Maßnahmeabschnitte, die bereits vor dem
 Inkrafttreten  dieses  Änderungsgesetzes  begonnen  haben,
 aber  erst  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  enden,  die
 zum  Zeitpunkt  der  erstmaligen  Antragstellung  maßgebliche
 Rechtslage  bis  zum  Ende  der  Maßnahme  oder  des  Maßnah-
 meabschnittes  weiterhin  anzuwenden  ist.  Bei  zweijährigen
 Fortbildungen  an  Fachschulen  ist  bei  der  Bildung  von  zwei-
 jährigen  Bewilligungszeiträumen  der  Eintritt  in  das  zweite
 Schuljahr als neuer Maßnahmeabschnitt anzusehen.

 Eine  Ausnahme  von  dieser  Stichtagsregelung  bildet  nach
 §  30  Abs.  1  der  Existenzgründungserlass  nach  §  13b  Abs.  2.
 Von  dieser  Vergünstigung  sollen  zur  Verbesserung  der  Aus-
 bildungs-  und  Arbeitsplatzsituation  auch  diejenigen  poten-
 ziellen  Existenzgründer  und  Existenzgründerinnen  profitie-
 ren,  die  sich  bereits  vor  dem  1.  Juli  2009  in  einer  Maßnahme
 oder  einem  Maßnahmeabschnitt  befunden,  sich  aber  erst
 danach selbstständig gemacht haben.

 Die  Regelung  zur  Förderung  der  Fortbildungen  in  der  Alten-
 pflege  soll  nach  §  30  Abs.  2  nur  übergangsweise  solange  gel-
 ten,  bis  diese  in  allen  Bundesländern  landesrechtlich  geregelt
 sind  und  damit  auch  ohne  eine  analoge  Anwendung  der
 Empfehlungen  der  Deutschen  Krankenhausgesellschaft  bun-
 desweit  gefördert  werden  können.  Die  Regelung  soll  deshalb
 am  1.  Juli  2012  außer  Kraft  treten  und  nur  für  Fortbildungen
 gelten,  die  bis  zum  30.  Juni  2012  begonnen  werden.  Diese
 Regelung  gilt  sowohl  für  Präsenz-  als  auch  für  Fernunter-
 richtslehrgänge.
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Die  Regelung  soll  den  Fortbildungsträgern,  die  noch  über
 kein  Qualifizierungszertifikat  verfügen,  nach  §  30  Abs.  3  er-
 möglichen,  dieses  in  einer  zwölfmonatigen  Übergangszeit  zu
 erwerben.

 Zu Artikel 2  (Bekanntmachungserlaubnis)

 Auf  Grund  der  Vielzahl  der  Änderungen  im  Gesetz  soll  das
 Bundesministerium  für  Bildung  und  Forschung  die  Möglich-
 keit  erhalten,  den  Wortlaut  des  Aufstiegsfortbildungsförde-
 rungsgesetzes  in  der  vom  1.  Juli  2009  an  geltenden  Fassung
 im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen.

 Zu Artikel 3  (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

 Das  Änderungsgesetz  tritt  am  1  Juli  2009  in  Kraft,  wobei
 nach  der  Übergangsregelung  des  §  30  Abs.  1  für  bis  zum
 30.  Juni  2009  begonnene  Maßnahmen  oder  Maßnahme-
 abschnitte  der  beruflichen  Aufstiegsfortbildung  die  Vor-
 schriften  dieses  Gesetzes  mit  Ausnahme  des  §  13b  Abs.  2  in
 der  bis  zum  Ablauf  des  30.  Juni  2009  geltenden  Fassung  wei-
 terhin anzuwenden sind.

 Um  bereits  jetzt  eine  bundesweite  Förderung  von  Aufstiegs-
 fortbildungen  im  Bereich  der  Altenpflege  zu  ermöglichen,
 ist  in  §  2  Abs.  1  Nr.  2  Satz  3  die  Fördermöglichkeit  mit  Hilfe
 der  Weiterbildungsempfehlungen  der  Deutschen  Kranken-
 hausgesellschaft  normiert  worden.  Da  es  aber  weiterhin  Ziel
 ist,  flächendeckende  landesrechtliche  Regelungen  in  diesem
 Bereich  zu  schaffen,  sieht  §  30  Abs.  2  insoweit  eine  Befris-
 tung  der  Fördermöglichkeit  in  der  Altenpflege  nach  den
 Weiterbildungsempfehlungen  der  Deutschen  Krankenhaus-
 gesellschaft  vor.  Die  Befristung  auf  drei  Jahre  gibt  den  Bun-
 desländern  ausreichend  Zeit,  entsprechende  landesrechtliche
 Regelungen zu schaffen.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  des  Ge-
 setzes  auf  Bürokratiekosten,  die  durch  Informationspflichten
 begründet werden, geprüft.

 Für  die  Wirtschaft  werden  eine  Informationspflicht  neu  ein-
 geführt  und  eine  bestehende  Pflicht  konkretisiert.  Aufgrund
 dieser  Änderungen  werden  Bürokratiekosten  in  Höhe  von
 insgesamt rund 20 800 Euro erwartet.

 Des  Weiteren  enthält  der  Entwurf  drei  neue  Informations-
 pflichten  für  Bürgerinnen  und  Bürger.  Sie  dienen  vor  allem
 dem  Ziel,  die  zweckgemäße  Verwendung  der  Fördermittel
 sicherzustellen.  Eine  Informationspflicht  wird  abgeschafft.
 Für  die  Verwaltung  wird  eine  neue  Informationspflicht  ein-
 geführt.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  850.  Sitzung  am  7.  November
 2008  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Abs.  2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu  Artikel  1  Nr.  1  (§  2  Abs.  1  Nr.  2  Buchstabe  c  AFBG)

 In  Artikel  1  Nr.  1  ist  §  2  Abs.  1  Nr.  2  Buchstabe  c  zu  strei-
 chen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  im  Gesetzentwurf  unter  §  2  Abs.  1  Nr.  2  Buchstabe  c
 explizit  aufgenommene  Regelung  für  die  Ausbildung  an
 Fachschulen  ist  strukturell  fehlerhaft.  Die  Vorbildungs-
 voraussetzungen  sind  bereits  in  Nummer  1  geregelt,  die
 Abschlüsse  bereits  über  Nummer  2  Buchstabe  b  (Fortbil-
 dungen  nach  landesrechtlichen  Bestimmungen)  als  för-
 derfähige  Aufstiegsfortbildungen  erfasst.  Mit  dieser  Ge-
 setzesänderung  würde  zudem  eine  Einschränkung  der
 Förderung  von  Fachschulausbildungen  vorgenommen,
 da  die  Zugangsvoraussetzungen  enger  festgelegt  werden
 als  in  Nummer  1  und  als  sie  für  die  in  den  Buchstaben  a
 und  b  genannten  Fortbildungen  erforderlich  sind.  Die
 Aufnahme  als  eigenständiger  Buchstabe  im  Gesetzent-
 wurf  führt  zu  einer  unnötigen  Aufblähung  des  Gesetzes-
 textes  und  zu  einer  sachlich  nicht  berechtigten  Benachtei-
 ligung schulischer Aufstiegfortbildungen.

 2.  Zu Artikel 1 Nr.  11 (§  12 Abs.  2 AFBG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsverfah-
 ren §  12 Abs.  2 AFBG verständlicher zu formulieren.

 B e g r ü n d u n g

 Der  Bundesrat  begrüßt  die  Zielsetzung  der  Bundesregie-
 rung,  die  Attraktivität  des  Aufstiegsfortbildungsförde-
 rungsgesetzes  (AFBG)  zu  steigern  und  damit  die  beruf-
 liche  Weiterbildung  aufzuwerten.  Es  besteht  Einigkeit,
 dass  angesichts  der  demographischen  Entwicklung  und
 des  sich  abzeichnenden  Fachkräftebedarfs  eine  konti-
 nuierliche  Höherqualifizierung  über  alle  Altersgruppen
 notwendig  ist,  um  die  Wettbewerbsfähigkeit  des  Wirt-
 schaftsstandorts Deutschland auch künftig zu sichern.

 Die  Novelle  führt  allerdings  in  §  12  Abs.  2  AFBG  zu
 einer  weiteren  Verkomplizierung  eines  schon  bisher
 komplizierten  Sachverhalts.  Die  zentral  wichtige  Frage
 der  Errechnung  des  Unterhaltsbeitrags  und  des  Erhö-
 hungsbetrags  für  jedes  Kind  war  bisher  schon  den  An-
 tragstellern  kaum  zu  vermitteln.  Dies  scheint  nach  dieser
 Novellierung noch schwieriger zu werden.

 3.  Zu Artikel 1 Nr.  14  (§  13b AFBG)

 In Artikel 1 Nr.  14 ist §  13b Abs.  1 zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Nach  der  Gesetzesbegründung  soll  durch  einen  neuen
 leistungsbezogenen  Darlehensteilerlass  für  das  Bestehen
 der  Fortbildungsprüfung  ein  zusätzlicher  Anreiz  gegeben
 werden,  eine  berufliche  Fortbildung  durchzuführen  und

 erfolgreich  abzuschließen  sowie  die  Quote  derjenigen,
 die  abbrechen,  nicht  zur  Prüfung  antreten  oder  diese  nicht
 bestehen, deutlich zu reduzieren.

 Es  muss  bezweifelt  werden,  dass  ein  späterer  Darlehens-
 teilerlass  für  einen  potentiellen  Teilnehmer  an  einer  Auf-
 stiegsfortbildung  ein  entscheidender  oder  zumindest
 maßgeblicher  Motivationsgrund  sein  wird,  eine  entspre-
 chende  Maßnahme  zu  beginnen.  Neben  dem  eigentlich
 entscheidenden  Streben  nach  beruflichem  Aufstieg  sind
 unter  finanziellen  Aspekten  vielmehr  die  bereits  beste-
 henden  und  mit  diesem  Gesetzentwurf  verbesserten  För-
 dertatbestände  entscheidend,  die  verhindern,  dass  ein
 potentieller  Teilnehmer  sich  aus  wirtschaftlichen  Grün-
 den  an  der  Teilnahme  einer  Aufstiegsfortbildungsmaß-
 nahme gehindert sieht.

 Auch  die  Teilnahme  und  das  Bestehen  einer  Prüfung  hän-
 gen  nicht  entscheidend  oder  maßgeblich  von  einem
 Darlehensteilerlass  im  Erfolgsfall  ab.  Die  Gründe,  eine
 Prüfung  nicht  anzutreten,  abzubrechen  oder  nicht  zu  be-
 stehen,  sind  regelmäßig  im  Bereich  persönlicher  Fähig-
 keiten  und/oder  im  persönlich-privaten  Bereich  zu  fin-
 den.  Kaum  ein  Teilnehmer  wird  eine  Prüfung  aus
 Gründen  eines  in  Aussicht  gestellten  Darlehensteilerlas-
 ses  konsequent  und  erfolgreich  zu  Ende  bringen,  sondern
 dieses  Ziel  in  gleicher  Art  und  Weise  auch  ohne  einen  sol-
 chen „Anreiz“ anstreben.

 Anders  als  bei  einem  Existenzgründungserlass,  dem  ar-
 beitsmarktpolitische  Erwägungen  zu  Grunde  liegen,  steht
 ein  „Erfolgserlass“  angesichts  der  ausgesprochen  kriti-
 schen  Lage  der  öffentlichen  Haushalte  in  keinem  wirt-
 schaftlich  vernünftigem  Verhältnis  zu  einem  nicht  oder
 allenfalls  nur  in  äußerst  geringem  Umfang  zu  erwarten-
 den Effekt.

 Letztlich  kann  von  erfolgreichen  Teilnehmern  an  Auf-
 stiegsfortbildungsmaßnahmen  erwartet  werden,  dass  die-
 se  die  in  Darlehensform  erhaltenen  Mittel  grundsätzlich
 zurückzahlen,  nachdem  mit  der  entsprechenden  Höher-
 qualifizierung  im  Regelfall  auch  eine  Verbesserung  der
 wirtschaftlichen  Situation  erreicht  wird.  Zudem  wird  be-
 reits  nach  geltender  Rechtslage  ein  Teil  des  Maßnahme-
 beitrags  in  Form  eines  Zuschusses  ausbezahlt.  Für  die
 Fälle,  in  denen  sich  die  wirtschaftliche  Lage  des  Betrof-
 fenen  nicht  verbessert  hat,  stehen  außerdem  Stundungs-
 und  Erlasstatbestände  aus  sozialen  Gründen  zur  Verfü-
 gung.

 4.  Zu Artikel 1 Nr.  16  (§  16 AFBG)

 In Artikel 1 Nr.  16 ist §  16 wie folgt zu fassen:

 „§  16
 Rückzahlungspflicht

 Haben  die  Voraussetzungen  für  die  Leistung  von  För-
 derung  an  keinem  Tag  des  Kalendermonats  vorgelegen,
 für  den  sie  gezahlt  worden  ist,  so  sind  –  außer  in  den  Fäl-
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len  der  §§  44  bis  50  SGB  X  –  insoweit  der  Bewilligungs-
 bescheid  aufzuheben  und  der  Förderungsbetrag  zu  erstat-
 ten, als

 1.  der  Teilnehmer  oder  seine  Ehegattin,  die  Teilnehme-
 rin  oder  ihr  Ehegatte  Einkommen  erzielt  hat,  das  bei
 der  Bewilligung  nicht  berücksichtigt  worden  ist;
 Regelanpassungen  gesetzlicher  Renten  und  Versor-
 gungsbezüge bleiben hierbei außer Betracht;

 2.  Förderung  unter  dem  Vorbehalt  der  Rückforderung
 geleistet worden ist.

 Die  Regelung  über  die  Erstattungspflicht  gilt  nicht  für
 Bankdarlehen nach §  13.“

 B e g r ü n d u n g

 Um  zu  gewährleisten,  dass  alle  denkbaren  Rückforde-
 rungstatbestände  erfasst  werden  und  sich  der  Auszubil-
 dende  in  den  geregelten  Fällen  nicht  auf  Vertrauens-
 schutzgesichtspunkte  berufen  kann,  erscheint  eine
 Anpassung  des  §  16  AFBG  an  die  Regelungen  des  seit
 Jahren  bewährten  und  von  den  Gerichten  bestätigten  §  20
 BAföG unabdingbar.

 5.  Zu Artikel 1 Nr.  26a – neu –  (§  28 Abs.  1 AFBG)

 In  Artikel  1  ist  nach  Nummer  26  folgende  Nummer  26a
 einzufügen:

 ,26a.  In  §  28  Abs.  1  werden  nach  Satz  1  die  folgenden
 Sätze angefügt:

 „In  den  Jahren  2009  bis  2012  werden  die  Ausga-
 ben  nach  diesem  Gesetz,  einschließlich  der  Erstat-
 tung  an  die  KfW  Bankengruppe  nach  §  14  Abs.  2
 wie folgt zwischen Bund und Ländern aufgeteilt:

 Danach  wird  das  Aufteilungsverhältnis  neu
 bestimmt.“  ‘

 B e g r ü n d u n g

 Die  Beteiligung  der  Länder  am  Finanzaufwand  des
 AFBG  soll  auf  den  derzeitigen  Stand  der  Aufwendungen
 festgeschrieben werden.

 Der  von  Bund  und  Ländern  gemeinsam  nach  §  28  Abs.  1
 AFBG  getragene  Finanzaufwand  betrug  in  2007  153,6
 Mio.  Euro.  Nach  dem  Gesetzentwurf  in  der  vorliegenden
 Form  würde  den  Ländern  durch  die  AFBG-Novelle  ein
 Mehraufwand  in  Höhe  von  insgesamt  59,6  Mio.  Euro
 in  den  Jahren  2009  bis  2012  und  in  nicht  bezifferter  Höhe
 in  späteren  Jahren  entstehen.  Die  Reduzierung  des  Län-
 deranteils  erfolgt  entsprechend  dem  prognostizierten  Fi-
 nanzmehraufwand.  Eine  Regelung  zur  Neuaufteilung
 entsprechend  der  Aufwandsentwicklung  ist  ab  2013  er-
 forderlich.

 2009  2010  2011  2012

 Bund  82 v.  H.  85 v.  H.  86 v.  H.  86 v.  H.

 Länder  18 v.  H.  15 v.  H.  14 v.  H.  14 v.  H.
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 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  nimmt  zu  den  Vorschlägen  des  Bun-
 desrates wie folgt Stellung:

 Zu Nummer 1  (Artikel 1 Nr. 1 – §  2 Abs.1 Nr.  2
 Buchstabe c AFBG)

 Unstreitig  müssen  Potenziale  von  Kindern  in  einer  altersge-
 rechten  Form  viel  früher  entwickelt  und  gefördert  werden.
 Hierzu  bedarf  es  nicht  nur  eines  Ausbaus  des  Angebots  an
 Betreuungsplätzen  in  Kindertagesstätten  und  Tagespflege-
 stellen  und  neuer  Erziehungs-  und  Bildungskonzepte  für  die
 frühkindliche  Erziehung,  sondern  auch  ausreichend  qualifi-
 zierten  Personals.  Deshalb  hat  die  Bundesregierung  in  Ab-
 stimmung  mit  den  Ländern  eine  Fortbildungsinitiative  ge-
 startet,  die  auch  dazu  beitragen  soll,  die  bis  2013  benötigten
 zusätzlichen  80  000  Erzieherinnen  und  Erzieher  sowie  Ta-
 gesmütter  und  -väter  zu  qualifizieren.  Diese  muss  durch  ent-
 sprechende Förderinstrumente flankiert werden.

 Motiv  für  die  ausdrückliche  Aufnahme  der  Fortbildungen  an
 Fachschulen  oder  Fachakademien  im  Bereich  Sozialwesen
 in  die  Novelle  war,  dass  es  in  der  Vergangenheit  bei  der  Ein-
 ordnung  insbesondere  der  Erzieherqualifikationen  als  för-
 derfähige  Aufstiegsfortbildung  im  Sinne  des  Aufstiegsfort-
 bildungsförderungsgesetzes  im  Vollzug  immer  wieder
 erhebliche  Probleme  gegeben  hat.  Diese  beruhten  auch  dar-
 auf,  dass  das  Qualifikationsniveau  des  Erzieherberufes  in
 den  Ländern  unterschiedlich  geregelt  ist,  nämlich  zum  Teil
 als  Erstausbildung  und  zum  Teil  als  Aufstiegsfortbildung.
 Dies  führte  zu  einer  uneinheitlichen  Förderpraxis  je  nach
 Bundesland  und  einer  entsprechenden  Ungleichbehandlung
 der  Fortbildungsteilnehmer.  Die  vorgeschlagene  Regelung
 soll  zum  einen  Rechtsklarheit  schaffen,  unter  welchen  Vor-
 aussetzungen  eine  AFBG-Förderung  gewährt  werden  kann.
 Zum  anderen  ist  sie  auch  als  Appell  an  die  Landesgesetzge-
 ber  zu  verstehen,  die  Erzieherqualifikationen  möglichst  bun-
 deseinheitlich  als  Aufstiegsfortbildung  im  Sinne  des  AFBG
 zu  regeln.  Eine  vom  Bundesrat  befürchtete  Einschränkung
 der  bisherigen  Förderung  von  Fortbildungen  an  Fachschulen
 ist  hingegen  mit  diesem  Vorschlag  nicht  verbunden  und  war
 auch nie beabsichtigt.

 Die  Bundesregierung  ist  aber  bereit,  auf  eine  explizite  Auf-
 nahme  im  Gesetzestext  zu  verzichten  und  die  erforderlichen
 Klarstellungen  in  der  Gesetzesbegründung  vorzunehmen,
 um  den  Bedenken  des  Bundesrates  Rechnung  zu  tragen.  In-
 haltlich  stimmt  die  Bundesregierung  dem  Bundesrat  darin
 zu,  dass  die  Regelzugangsvoraussetzung  „abgeschlossene
 Berufsausbildung“  eine  unverzichtbare  Fördervorausset-
 zung  für  alle  im  §  2  AFBG  genannten  Aufstiegsfortbildun-
 gen  ist  und  bleibt.  Daher  sind  auch  nur  solche  Fortbildungs-
 gänge  an  Fachschulen  förderfähig,  die  zu  Abschlüssen
 führen,  die  eindeutig  oberhalb  des  Niveaus  einer  Erstausbil-
 dung angesiedelt sind.

 Zu Nummer 2  (Artikel 1 Nr.  11 – §  12 Abs.  2 AFBG)

 In  dem  neuen  §  12  Abs.  2  AFBG  sind  alle  Fragen  der  Art  der
 Förderung  (Zuschuss-  und  Darlehenskomponenten),  diffe-

 renziert  nach  den  verschiedenen  Leistungen  (Unterhaltsbei-
 träge,  Maßnahmebeiträge,  Kinderbetreuungszuschlag),  zu-
 sammengefasst  und  damit  verständlicher  geregelt  worden.
 Die  dem  Zuschussanteil  an  den  Unterhaltsbeiträgen  zugrun-
 de  liegende  Berechnungsformel  ist  unverändert  geblieben,
 ist  in  der  Tat  aber  nach  wie  vor  kompliziert  und  für  die  Fort-
 bildungsteilnehmerinnen  und  Fortbildungsteilnehmer  wenig
 transparent.  Zur  Erhöhung  der  Verständlichkeit  empfiehlt
 die Bundesregierung folgende Formulierung:

 §  12 Abs.  2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Der  Zuschussanteil  am  Unterhaltsbeitrag  beträgt
 44  Prozent.  Dabei  bleiben  die  Erhöhungsbeträge  nach  §  10
 Abs.  2  sowie  ein  Pauschalbetrag  in  Höhe  von  103  Euro
 außer  Betracht.  Der  Erhöhungsbetrag  für  jedes  Kind  nach
 §  10  Abs.  2  Satz  4  wird  zur  Hälfte  und  der  Kinderbetreu-
 ungszuschuss  nach  §  10  Abs.  3  in  voller  Höhe  als  Zuschuss
 geleistet.  Die  Zuschüsse  nach  den  Sätzen  1  bis  3  werden  bis
 zum  Ablauf  des  Monats,  in  dem  planmäßig  der  letzte  Unter-
 richt  abgehalten  wird,  gewährt.  Im  Übrigen  besteht  vorbe-
 haltlich  Absatz  4  ein  Anspruch  auf  Abschluss  eines  Darle-
 hensvertrages  mit  der  KfW  Bankengruppe  nach  Maßgabe
 des  §  13.  Abweichend  von  den  Sätzen  1  bis  4  wird  der  Un-
 terhaltsbeitrag  in  den  Fällen  des  §  11  Abs.  1  Nr.  1  für  den
 Zeitraum,  um  den  die  Förderungshöchstdauer  verlängert
 worden ist, in voller Höhe als Zuschuss geleistet.“

 Die Absätze 1, 3 und 4 bleiben unverändert.

 Mögliche  redaktionelle  Folgeänderungen  werden  im  weite-
 ren Verfahren geprüft.

 Zu Nummer 3  (Artikel 1 Nr.  14 – §  13b AFBG)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  der  Streichung
 des  neuen  leistungsbezogenen  Darlehensteilerlasses  für  das
 Bestehen  der  Fortbildungsprüfung  nicht  zu.  Dieser  ist  eines
 der  Kernstücke  der  Novelle.  Von  dieser  neuen  Regelung  pro-
 fitieren  die  Fortbildungswilligen  unmittelbar  und  auch  am
 meisten.  Ziel  der  Regelung  ist  es,  zusätzliche  Anreize  zu  ge-
 ben,  eine  berufliche  Fortbildung  überhaupt  zu  beginnen,  sie
 durchzuhalten  und  sie  darüber  hinaus  auch  mit  einer  Prüfung
 erfolgreich  abzuschließen.  Von  diesem  Darlehensteilerlass
 werden  wichtige  Impulse  für  die  Fortbildungsmotivation  der
 Menschen  ausgehen.  Dies  wird  auch  von  Vertretern  der
 Wirtschaft  bestätigt.  Darüber  hinaus  ist  davon  auszugehen,
 dass  infolge  der  Erlassregelung  die  Zahl  der  Abbrecher  bzw.
 derjenigen,  die  die  Prüfung  nicht  bestehen  oder  sie  gar  nicht
 erst  ablegen  und  die  derzeit  ca.  20  Prozent  ausmachen,  deut-
 lich sinken.

 Darüber  hinaus  soll  auch  mit  dem  Bestehenserlass  der
 Gleichwertigkeit  von  beruflicher  und  allgemeiner  Bildung
 Rechnung  getragen  werden.  Anders  als  im  AFBG  existiert
 im  BAföG  bereits  seit  langem  ein  leistungsbezogener  Erlass.

 Des  Weiteren  soll  mit  der  Novelle  der  „berufliche  Aufstieg“,
 d.  h.  die  tatsächliche  Höherqualifizierung  des  Einzelnen,  die
 Ziel  der  Förderung  nach  dem  AFBG  ist,  stärker  in  den  Focus
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rücken.  Mit  dem  Bestehenserlass  wird  der  Fortbildungs-
 erfolg  stärker  gefördert  und  nicht  mehr  wie  bisher  nur  die
 bloße  Teilnahme  an  der  Fortbildungsmaßnahme.  Gerade  die
 Leistungskomponente  der  AFBG-Novelle  war  Gegenstand
 intensiver  Diskussionen  und  Abstimmungen  mit  den  Län-
 dern.  Ihre  Aufnahme  in  den  Gesetzentwurf  wurde  auch  von
 den  Ländern  mehrheitlich  als  eine  sinnvolle  Weiterentwick-
 lung  des  AFBG  zur  Erhöhung  der  Fortbildungsmotivation
 und Reduzierung der Abbrecherquote begrüßt.

 Zu Nummer 4  (Artikel 1 Nr.  16 – §  16 AFBG)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag,  §  16  AFBG  an
 die  Regelungen  des  seit  Jahren  bewährten  und  von  den  Ge-
 richten  bestätigten  §  20  BAföG  anzupassen,  zu,  da  auch  auf
 diese  Weise  Rückforderungen  im  AFBG  künftig  in  den  Fäl-
 len  erleichtert  werden,  in  denen  die  Grundvoraussetzungen
 der  Förderung  von  Anfang  an  nicht  vorgelegen  haben  oder
 später weggefallen sind.

 Zu Nummer 5  (Artikel 1 Nr.  26a –neu – §  28 Abs. 1
 AFBG)

 Die  Bundesregierung  stimmt  der  vorgeschlagenen  Ände-
 rung  des  Finanzierungsschlüssels  des  AFBG  zu  Lasten  des
 Bundes  aus  grundsätzlichen  Erwägungen  nicht  zu.  Der
 Finanzierungsanteil  der  Länder  ist  bereits  jetzt  im  AFBG
 mit  22  Prozent  im  Vergleich  etwa  zum  BAföG  mit  35  Pro-
 zent  deutlich  geringer.  Eine  noch  weitere  Reduzierung  die-
 ser  Finanzierungsbeteiligung  wäre  der  Bedeutung  des  För-
 derinstrumentes  und  der  gemeinsamen  Verantwortung  für

 die  berufliche  Weiterbildung  nicht  angemessen,  zumal  dies
 den  finanziellen  Spielraum  für  Verbesserungen  insgesamt
 einschränkt.  Wenn  die  Länderausgaben  auf  dem  Stand  von
 2007  eingefroren  würden,  würde  dies  bedeuten,  dass  sie
 sich  mit  keinem  Cent  mehr  an  der  auch  von  ihnen  drin-
 gend  geforderten  Novelle  und  den  damit  verbundenen
 Mehrkosten  beteiligen  wollen.  Dies  ist  vor  dem  Hinter-
 grund,  dass  die  Länder  bisher  die  Zielsetzung  der  Novel-
 le,  die  Aufstiegsfortbildung  attraktiver  zu  machen,  um
 dem  Fachkräftemangel  entgegenzuwirken,  einhellig  be-
 grüßt  haben  und  einige,  auch  kostenwirksame  Regelungen
 gerade  auf  Länderinitiativen  zurückzuführen  sind,  nicht
 nachzuvollziehen.

 Ein  Rückzug  der  Länder  aus  der  Mitfinanzierung  dieses  so
 wichtigen  und  erfolgreichen  Leistungsgesetzes  wäre  auch
 mit  Blick  auf  die  Ergebnisse  des  Treffens  der  Regierungs-
 chefs  von  Bund  und  Ländern  vom  22.  Oktober  2008  schwer
 verständlich.  Dort  haben  sich  Bund  und  Länder  auf  eine  Stei-
 gerung  des  Anteils  der  Ausgaben  für  Bildung  und  Forschung
 auf  10  Prozent  des  Bruttoinlandsproduktes  bis  zum  Jahr
 2015  verständigt.  Der  Ausbau  der  Aufstiegsförderung  ist  ein
 wesentlicher  Baustein  dieser  von  Bund  und  Ländern  ge-
 meinsam  getragenen  Qualifizierungsinitiative  für  Deutsch-
 land.  Das  Zustandekommen  der  in  dem  Leistungsgesetz  vor-
 gesehenen  Verbesserungen  ist  für  die  Fortbildungswilligen
 und  die  Zukunft  des  Wirtschaftsstandorts  Deutschland  von
 großer  Bedeutung  und  war  bisher  auch  gemeinsames  Ziel
 von  Bund  und  Ländern.  Daher  ist  der  anteilige  Beitrag  der
 Länder  für  den  Aufstieg  durch  Bildung  im  bisherigen  Um-
 fang auch in Zukunft unverzichtbar.







Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44

ISSN 0722-8333


